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1 Vorwort

Das Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Wirttemberg (KlimaG BW) siehtin 8 17
die Berufung eines Klima-Sachverstandigenrats vor, der als unabhangiges Gremium die Landesre-
gierung und den Landtag wissenschaftsbasiert und sektoribergreifend zum Klimaschutz und zur
Klimawandelanpassung berat. Der aktuelle Klima-Sachverstandigenrat wurde im Dezember 2021
fur einen Zeitraum von 5 Jahren bestellt, so dass die aktuelle Berufungsperiode am 31.12.2026 en-
det. Er ist per Gesetz beauftragt, im Rahmen eines jahrlichen Monitorings den Fortschritt des Klima-
schutzes in Baden-Wurttemberg zu evaluieren. Diesem Auftrag kommt der Klima-Sachverstandigen-
rat mit der vorliegenden Stellungnahme nach.

Die Stellungnahme stuitzt sich auf den Emissionsbericht fir 2025 des Statistischen Landesamtes Ba-
den-Wurttemberg (StalLa, 2026, Stand: 30.06.2026), auf die Sektorberichte der fur die Klimaschutz-
malnahmen federfuhrend verantwortlichen Ministerien und auf das Klima-MaBnahmen-Register
(KMR, Stand: 30.07.2026). Der Emissionsbericht und die Sektorberichte lagen dem Klima-Sachver-
standigenrat fristgerecht vor dem 15.07.2026 vor.

Das KMR wurde erneut ausnahmsweise mit spaterem Stand (30.07.2026), und nicht mit dem vom
Kabinett festgelegten Stichtag am 30.06.2026, berucksichtigt. Grund daflr ist, dass zwei Ministerien
nach dem 30.06.2026 noch Anpassungen fur zwei der Sektoren vorgenommen haben. Hierbei han-
delte es sich zum einen um Archivierungen und zum anderen um Anpassungen von Kurzbeschrei-
bungen und weiterfihrenden Informationen zu den angefihrten MaBnahmen. Die angepassten
Texte waren in den jeweiligen Sektorberichten bereits enthalten und lagen somit Uber diese recht-
zeitig vor. Neue Malinahmen wurden nach dem offiziellen Stichtag nicht mehr hinzugefugt.

In der diesjahrigen Stellungnahme weicht der Klima-Sachverstandigenrat von der bisherigen Struk-
tur seiner Stellungnahmen leicht ab. Hintergrund ist, dass zum 31. August 2025 Frau Prof. Dr. Sabine
Lobbe mit ihrer Berufung zur Prasidentin der Hochschule Reutlingen ihr Amt im Klima-Sachverstan-
digenrat niedergelegt hat. An dieser Stelle bedankt sich der Klima-Sachverstandigenrat ausdrucklich
fur die hervorragende Zusammenarbeit und die wertvollen Impulse von Frau Prof. Lébbe fur den
Klimaschutz in Baden-Wurttemberg und winschtihr viel Erfolg beiihrer neuen Aufgabe. Gleichzeitig
begrulite der Klima-Sachverstandigenrat mit Frau Dr. Elisabeth Angenendt zum 01.01.2026 ein
neues Mitglied und freut sich, mit ihr zusatzliche Kompetenzen im Bereich der Agrarwissenschaften
gewonnen zu haben.

In der neuen Besetzung verzichtet der Klima-Sachverstandigenrat auf eine Evaluation des Fort-
schritts bei der Zielerreichung zur klimaneutralen Landesverwaltung, nicht zuletzt, weil hierzu keine
neue Datenbasis zur Verfigung steht. Querschnittsthemen werden in diesem Jahr zudem nicht
mehr in einem eigenen Kapitel behandelt, sondern direkt in die jeweiligen Sektorbetrachtungen in-
tegriert.

Die Landtagswahlen 2026 bedingten eine neue Landesregierung, deren Handeln maligeblich far
den Klimaschutzpfad der kommenden Jahre sein wird. Da die Legislaturperiode Uber das Jahr 2030,
und somit Uber das im KlimaG BW definierte Zieljahr 2030 hinausreicht, muss der verabschiedete
Koalitionsvertrag die entscheidenden Weichen fir die Zielerreichung 2030 stellen. Vor diesem Hin-
tergrund hat der Klima-Sachverstandigenrat seine Sektorbetrachtungen jeweils um eine zusatzliche
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Einschatzung des Koalitionsvertrags und dessen potenziellen Wirkungen auf die Zielerreichung er-
ganzt.

Der Klima-Sachverstandigenrat mdchte zum Ende seiner laufenden Berufungsperiode die diesjah-
rige Stellungnahme nutzen, in seinen sektorspezifischen Empfehlungen einen tabellarischen Uber-
blick Gber die wichtigsten Empfehlungen dieser finf Jahre zu geben. Er méchte damit der neuen
Landesregierung eine Orientierungshilfe geben, um die Transformation zur Netto-Treibhausgas-
neutralitat in Baden-Wurttemberg in der laufenden Legislatur entschlossen voranzutreiben.

Ohne den herausragenden Einsatz seiner wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
hatte der Klima-Sachverstandigenrat die vorliegende Stellungnahme nicht erstellen kénnen. Ein
herzlicher Dank geht deshalb an Dr. Patrick Wolf (Zentrum flr Sonnenenergie- und Wasserstoff-
Forschung Baden-Wurttemberg), Ann-Kristin Kunz (Albert-Ludwigs-Universitat Freiburg), Tobias Lai-
mer (Karlsruher Institut fir Technologie), Dr. Rafael Labanino (Hochschule fur Wirtschaft und Um-
welt Nurtingen-Geislingen), David Williams (Universitat Hohenheim) und Yanik Acker sowie Helena
Stange (Institut fur Energie- und Umweltforschung Heidelberg gGmbH).

Daruber hinaus moéchte sich der Klima-Sachverstandigenrat bei seiner Geschaftsstelle fur die ver-
trauensvolle Zusammenarbeit und die grofRartige Unterstitzung in organisatorischen wie fachli-
chen Belangen bedanken - namentlich bei Dr. Julia Siebert, Marlene von Sanden und Michael
Schneider.

Fehler und Mangel dieser Stellungnahme verantworten allein die Unterzeichnenden.

Stuttgart, Freiburg, Hohenheim, Garmisch-Partenkirchen, Geislingen, Heidelberg,

30. September 2026

Maike Schmidt Dirk Schindler

Elisabeth Angenendt Almut Arneth

Sven Kesselring Martin Pehnt
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2 Zusammenfassung

Das Jahr 2025 war mit einer Jahresmitteltemperatur von 9,8 °C erneut ein Uberdurchschnittlich war-
mes Jahr. Die Dringlichkeit des Handelns verdeutlicht allerdings besonders das Jahr 2026: mit einem
Sommer, der in vielerlei Hinsicht extrem war. Historische Hitzewerte, weit verbreitete Trockenheit
und damit einhergehende Rekord-Niedrigwasserstande, verheerende Waldbrande in Frankreich,
Spanien und Belgien, aber auch massive Gewitterzellen mit Hagel und Starkregen waren Ausdruck
der klimawandelbedingten Verdnderungen, denen Europa zunehmend ausgesetzt ist. Dies ist je-
doch erst der Anfang: Mit der global weiter steigenden CO,-Konzentration in der Atmosphare wird
das Ausmal’ der Folgen sehr dynamisch zunehmen. Die Klimaszenarien sind hier eindeutig. Und:
Sie bilden keine ferne Zukunft ab - sie sind bereits Realitat. Gerade Baden-Wurttemberg bekommt
die Auswirkungen dieses Sommers im Bundesvergleich besonders stark zu spuren. Die Logistik und
die von ihr abhangige Industrie spuren die Folgen des Niedrigwassers an Rhein und Neckar. Hinzu
kommen weitere Verluste durch ProduktivitatseinbuBen infolge der Hitzebelastung. Die Schaden
durften in die Milliarden gehen, auch wenn fiir Baden-Wurttemberg noch keine expliziten Auswer-
tungen vorliegen. Besonders stark betroffen ist die Landwirtschaft. Es sind bei fast allen Ackerbau-
kulturen und im Grunland erhebliche ErtragseinbulBen von teilweise bis zu 50 %, zu verzeichnen.
Deutschlandweit geht man von Schaden durch Ernteausfalle in Héhe von 600 Mio. Euro aus. Noch
dramatischer sind jedoch die Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit durch Hitze. So hat
Baden-Wurttemberg 3.600 Hitzetote zu beklagen.

Spatestens angesichts der Zahl an Todesopfern, aber auch auf Basis aller anderen angefiihrten Fak-
ten - wirde man ein schnelles Umschwenken auf der politischen Ebene erwarten. Auch der Emissi-
onsbericht lasst keinen Raum fur Interpretationen: Im Jahr 2025 sind die Treibhausgasemissionen
im Land um 4,4 % gestiegen, so dass im Vergleich zum Jahr 1990 die erreichte Minderung der jahr-
lichen Treibhausgasemissionen nur noch 27,4 Mio. t CO2-Aq. betragt. Laut KlimaG BW ist bis zum
Jahr 2030 eine Emissionsminderung um 65 % (59,2 Mio. t CO2-Aq.) gegenuber 1990 zu erreichen.
Das bedeutet, die THG-Emissionen mussen innerhalb der verbleibenden flinf Jahre bis 2030 von
64 Mio. t CO2-Aqg. auf 32 Mio. t CO,-Aq. halbiert werden. Damit ist die bis 2030 zu erbringende Re-
duktionsleistung sogar um ca. 4,5 Mio. t CO»-Aq. gréRer als die in den vergangenen 35 Jahren er-
zielte Einsparung. Der Emissionsbericht zeigt unmissverstandlich, dass Baden-Wuirttemberg mit
Blick auf den Klimaschutz zu zaghaft agiert. Dadurch wachst nicht nur die Bedrohungslage durch
den Klimawandel, es werden auch 6konomische Chancen verpasst, die durch wirksamen Klima-
schutz erschlossen werden kénnen. Die im KMR aufgefuhrten Malinahmen entfalten bislang nicht
die erforderliche Wirkung zur Beschleunigung der THG-Emissionsreduktion und kénnen auch ex-
terne Effekte nicht kompensieren.

Der Klima-Sachverstandigenrat betont, dass das Ambitionsniveau der gesetzlich festgelegten Klima-
schutzziele in Baden-Wirttemberg angemessen und angesichts der Bedrohungslage durch den Kli-
mawandel zwingend erforderlich ist, ohne erhebliche zusatzliche Klimaschutzanstrengungen und
das mutige und konsequente Ergreifen und Umsetzen von wirksamen MalRnahmen die Zielerrei-
chung aber faktisch ausgeschlossen sein wird. Aus Sicht des Klima-Sachverstandigenrats ist es inak-
zeptabel, dass klimawandelbedingte Katastrophen zunehmend als ,neue Normalitat” oder schlicht
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als unabwendbar hingenommen werden. Stattdessen gilt es zu thematisieren, dass schon heute
teilweise einschneidende KlimaschutzmalRnahmen erforderlich sind, um Schlimmeres flr die Ge-
sellschaft zu verhindern - und wie geeignete Losungen in Baden-Wirttemberg aussehen kénnen.

~Aus Verantwortung firs Land” - so lautet der Titel des Koalitionsvertrag fur Baden-Wurttemberg
fur die Legislaturperiode 2026 bis 2031. Der Klima-Sachverstandigenrat hatte in puncto Klimaschutz
mindestens eine Fortsetzung, eigentlich aber eine deutliche Steigerung der Ambitionen bei der Um-
setzung von Klimaschutzmalinahmen erwartet. Auch wenn der Koalitionsvertrag sektorspezifisch
einige sehr gute Elemente aufweist, erscheint das Anspruchsniveau beim Klimaschutz doch deutlich
abgeschwacht. Gerade in der angestrebten Uberfihrung des Treibhausgasminderungsziels fur
2030 in einen Zielkorridor und die damit verbundene Aufgabe der Sektorziele stellt aus Sicht des
Klima-Sachverstandigenrats eine eindeutige Verschlechterung der bisherigen klimapolitischen Situ-
ation in Baden-Wirttemberg dar, was bei der gesetzlichen Ausgestaltung und Umsetzung verfas-
sungsrechtliche Fragen. aufwerfen durfte, die aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom
24. Marz 2021 zum Bundesklimaschutzgesetz herrthren.

Der Klima-Sachverstandigenrat erwartet, dass sich Baden-Wurttemberg, um das Ziel der Nettotreib-
hausgasneutralitat bis 2040 zu erreichen, im Schulterschluss mit anderen Bundeslandern auf EU-
und Bundesebene nicht nur klar gegen eine Abschwachung von Klimaschutzaktivitdten positioniert,
sondern sich aktiv fir deren Fortsetzung und Ausweitung einsetzt. Neben eigenen wirksamen Mal3-
nahmen muss Baden-Wirttemberg alle Mdglichkeiten zur Verscharfung und Ausweitung von MaR-
nahmen nutzen, wenn der Bund oder die EU diesen Spielraum bieten - und zwar zum Wohl der
baden-wurttembergischen Wirtschaft. Eine Aufweichung der Klimaziele entwertet bereits in Klima-
schutz getatigte Investitionen und benachteiligt gerade die Unternehmen, die frihzeitig auf die po-
litisch vereinbarte Transformation gesetzt haben. Es bedarf eines gemeinsamen Kraftakts von Poli-
tik, Wirtschaft und Gesellschaft, um beim Klimaschutz schnellstméglich mit wirksamen MaBnahmen
zurlck auf den Zielpfad zu gelangen und damit auch die Erholung der Wirtschaft anzukurbeln.

ENERGIEWIRTSCHAFT

Nach den teilweise sehr deutlichen Treibhausgasemissionsrickgangen im Sektor Energiewirtschaft
in den Jahren 2023 und 2024, die im Wesentlichen auf eine marktbedingt geringere Stromerzeugung
aus Steinkohle zurtckzufihren waren, hat im Jahr 2025 ein umgekehrter Trend eingesetzt: Markt-
und witterungsbedingt stiegen die Emissionen der Stromerzeugung um 22,3% auf
15,3 Mio. t CO»-Aq., so dass die Energiewirtschaft wieder fast das Emissionsniveau von 2019 erreicht
hat. Aufgrund der witterungsbedingt gestiegenen Nachfrage nach Fernwarme und der noch uber-
wiegend fossilbasierten Fernwarmeerzeugung sind auch deren Emissionen gestiegen, wahrend sich
die Emissionen der Raffinerien etwa auf Vorjahresniveau bewegten. Der Fuel-Switch von Steinkohle
zu Erdgas und perspektivisch zu Wasserstoff als entscheidendes Element fur die Zielerreichung im
Jahr 2030 macht Fortschritte. Der Standort Stuttgart MUnster ist seit April 2026 vollstandig kohlefrei
und mit der Verabschiedung des Strom-Versorgungssicherheits- und Kapazitdtengesetzes
(StromVKG) auf Bundesebene wurde ein wesentlicher Meilenstein zur Finanzierung der Umsetzung
der Transformation der Kraftwerke erzielt.
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Trotz der witterungsbedingt geringeren Erzeugung aus Windenergie und Wasserkraft im ersten
Quartal 2025 setzte sich das Wachstum im Bereich der erneuerbaren Stromerzeugung fort. So lie-
ferten diese in 2025 57,6 % der Bruttostromerzeugung in Baden-Wurttemberg, womit 36,4 % des
Bruttostromverbrauchs gedeckt werden konnten - ein neuer Rekordwert fir Baden-Wirttemberg.
Hierzu trug insbesondere die Photovoltaik mit einem Zubau von 2.186 MW bei. Aber auch bei der
Windenergie kamen 36 Anlagen mit einer Leistung von 187 MW hinzu - im Vergleich mit den Vorjah-
ren ein deutlicher Anstieg. Mit bereits 41 in Betrieb genommenen Anlagen (214 MW) zum Stand
21.09.2026 zeigt sich auch im Jahr 2026 bei der Windenergie ein deutlicher Aufwartstrend. Um hier
keinen Fadenriss in der Entwicklung zu riskieren ist es dringend erforderlich, dass sich die Landes-
regierung in den laufenden Gesetzgebungsverfahren zur EEG-Novelle und zum Netzpaket fur die
Belange des Windenergie- und Photovoltaikausbaus in Baden-Wuirttemberg einsetzt, da ohne einen
weiteren Ausbau die Attraktivitat des Wirtschaftsstandorts sinkt - durch geringere Planbarkeit, ge-
ringere Versorgungssicherheit sowie geringeren Zugang zu kostenglnstigem Strom.

Der Klima-Sachverstandigenrat spricht sich daher fur die Prufung der Weiterentwicklung der beste-
henden Photovoltaikpflichten hin zu einer allgemeinen Photovoltaikpflicht fur alle Gebdude mit ent-
sprechender Eignung bis zum Jahr 2040 aus. Flankiert werden musste dies durch die Entwicklung
von Unterstitzungsmalinahmen, um fir die Verpflichteten eine 6konomisch tragfahige Photovolta-
iknutzung sicherzustellen. Zudem empfiehlt er eine schnelle Umsetzung der im Koalitionsvertrag
adressierten verpflichtenden Umsetzung von § 6 EEG zur Beteiligung der Kommunen an den Ertra-
gen von Windenergieanlagen und Freiflachen-PV, um eine breitere Teilhabe der Gesellschaft an den
positiven Effekten des Klimaschutzes zu ermdglichen und damit auch die Akzeptanz zu erhdhen.

Ausbauverzogernd wirken aktuell haufig fehlende Netzanschlusskapazitaten. Hier sind zeitnah
pragmatische Lésungen wie die konsequente Uberbauung von Netzanschlissen zu einer effizienten
Nutzung und optimierten Auslastung der vorhandenen Infrastrukturen ebenso erforderlich wie ein
konsequenter, weiterhin beschleunigter Ausbau. Hier begruf3t der Klima-Sachverstandigenrat aus-
dricklich die im Koalitionsvertrag angedachte ressortibergreifende Task Force Netzausbaube-
schleunigung und empfiehlt schnell konkrete Projekte anzustoRen und mit raschen Umsetzungser-
folgen in der Praxis, Uber Baden-Wirttemberg hinaus Impulse flr die Resilienz des Energiesystems
zu geben.

Der Klima-Sachverstandigenrat unterstitzt zudem die Initiative des Landes, die Opt-In-Option fur
die Speicherung an Land zu ziehen und die Eignung méglicher Lagerstatten fir CO in Baden-Wdrt-
temberg untersuchen lassen zu wollen, um auch fir unvermeidbare Restemissionen aus der Abfall-
verbrennung Losungen fur einen treibhausgasneutralen Betrieb anbieten zu kénnen.

GEBAUDE UND WARMEINFRASTRUKTUREN

Die Treibhausgasemissionen des Gebdudesektors in Baden-Wurttemberg beliefen sich im Jahr 2025
auf 14,8 Mio. Tonnen CO>-Aq. Nach einem jéhrlichen Rickgang in den vergangenen Jahren stiegen
die Emissionen erstmals wieder um 0,4 Mio. Tonnen CO,-Ag. an. Dieser Anstieg ist zum Teil witte-
rungsbedingt. Das Jahr 2025 war um 0,7 °C kalter als das Vorjahr. Witterungsbereinigt ergabe sich
eine Reduktion um 3,4 %. Um das Sektorziel 2030 von 10,7 Mio. Tonnen CO-Aq. zu erreichen, miss-
ten innerhalb von funf Jahren die jahrlichen Emissionen um 4,1 Mio. Tonnen CO,-Aq. sinken.
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Der Heizungsabsatz sank 2025 bundesweit um 12 % auf den tiefsten Stand seit 15 Jahren. Warme-
pumpen Uberholten erstmals Gasheizungen als meistverkaufe Warmeerzeuger. In Baden-Wurttem-
berg wurden aber weiterhin etwa 3.300 neue Gas- und Olfeuerungsanlagen errichtet. Das hangt
auch mit den bundespolitischen Rahmenbedingungen zusammen. Das Gebaudemodernisierungs-
gesetz (GModG) ermoglicht weiterhin den Einbau von Ol- und Gasheizungen und kénnte dadurch
den Hochlauf von Warmepumpen und Warmenetzen bremsen. Die vorgesehene ,Biotreppe” setzt
auf Brennstoffe, deren ausreichende Verfugbarkeit zweifelhaft ist und deren Nutzung zu hohen
Heizkosten fUhren kann. Zudem wurde die BEG-Férderung im Juli 2026 deutlich reduziert. Ange-
sichts der aktuellen gebaudepolitischen Entwicklungen auf Bundesebene ist eine sehr hohe Zielver-
fehlung fir das Jahr 2030 auch in Baden-Wurttemberg absehbar.

Im Koalitionsvertrag begruf3t der Klima-Sachverstandigenrat die Klimamilliarde fir kommunale Ge-
baude, die zligige Umsetzung der Warmeplanungen, die Starkung von Geo- und Aquathermie sowie
geplante Vereinfachungen und Beschleunigung der Sanierung von Bestandsgebauden. Er weist da-
rauf hin, dass ohne weitergehende Landesanforderungen die Klimaneutralitdat 2040 unter dem ge-
setzlichen Bundesrahmen nicht erreichbar ist. Im Bereich Bauen und Wohnen soll ein ,BW-Stan-
dard” entwickelt und ein Reallabor Baurecht geférdert werden, um kosteneffizientes und verein-
fachtes Bauen und Umbauen besser zu ermoglichen.

Um die Zielerreichungsliicke zu fillen, sind neue MaBnahmen erforderlich. Mit der Ankindigung
von Modellquartieren und -gemeinden fir sozialvertraglichen Klimaschutz findet sich ein Vorschlag
des Klima-Sachverstandigenrats im Koalitionsvertrag wieder. In Tabelle 3 legt der Klima-Sachver-
standigenrat flir den Gebaudesektor 31 konkrete MalBnahmen dar, darunter One-Stop-Shops fur
energetische Sanierung, kommunale ,Warmekimmerer", ein neues Quartiersférderprogramm
nach dem erneuten Stopp von KfW 432, und die zielgerichtete Férderung von Warmeinfrastruktur
und Modernisierung von kommunalen und Landesgebauden aus der ,Klimamilliarde”.

VERKEHR

Trotz leichten positiven Anzeichen ist im Verkehrssektor bislang keine Trendwende zu erkennen.
Die Treibhausgasemissionen sanken 2025 gegenuber dem Vorjahr zwar leicht um 0,9 % auf rund
19,6 Mio. t CO2-Ag. Mit einem Anteil von 30,7 % bleibt der Verkehr aber weiterhin die gréRte Emis-
sionsquelle in Baden-Wirttemberg. Um das Sektorziel far 2030 von 9,1 Mio. t CO,-Aq. zu erreichen,
mussten die Emissionen gegentber 2025 innerhalb von nur finf Jahren um 53 % sinken. Gleichzeitig
steigen die Fahrleistungen weiter an. Zwar hat die Elektromobilitat deutlich an Dynamik gewonnen,
insgesamt reicht die bisherige Entwicklung aber bei Weitem nicht aus, um den erforderlichen Min-
derungspfad zu erreichen.

Die Tatsache, dass das Verkehrsministerium die drohende Verfehlung der Klimaziele im Verkehr
anerkannt und im Juni 2025 zusatzliche Mal3nahmen in das Klima-MalRnahmen-Register aufgenom-
men hat, wird vom Klima-Sachverstandigenrat in seiner Signalwirkung positiv bewertet. Mit dem
Landesmobilitatsgesetz wurden zudem wichtige und langfristig wirksame rechtliche Grundlagen ge-
schaffen. Bei einzelnen MalRnahmen zeigt sich jedoch noch eine zu verhaltene Umsetzung. Insbe-
sondere der Mobilitatspass wird von den Kommunen bisher nicht genutzt. Auch bei den Klimamo-
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bilitatsplanen besteht dringender Handlungsbedarf, da zentrale Annahmen durch veranderte Rah-
menbedingungen auf Bundes- und Landesebene teilweise nicht mehr tragen. Fortschritte sind beim
Ausbau der Rad- und FuRBverkehrsinfrastruktur, bei der Ladeinfrastruktur sowie beim Parkraumma-
nagement erkennbar. Demgegeniiber drohen im OPNV aufgrund steigender Kosten Angebotsre-
duktionen, obwohl fur ein klimawirksame Mobilitatswende ein verlassliches, leistungsfahiges und
dichteres Angebot erforderlich ist.

Der Klima-Sachverstandigenrat empfiehlt daher, die landeseigenen Handlungsspielréume noch
deutlich konsequenter zu nutzen und auf Bundes- und EU-Ebene auf klimafreundliche Rahmenbe-
dingungen verstarkt hinzuwirken. Vorrangig sind ein flachendeckender, vernetzter und klimaresili-
enter Umweltverbund, eine fur die Kommunen attraktivere Ausgestaltung des Mobilitatspasses, der
vernetzte und sichere Ausbau der Rad- und FuBverkehrsinfrastruktur sowie ein beschleunigter
Hochlauf der Elektromobilitat und der Ladeinfrastruktur. Angesichts zunehmender Hitzebelastun-
gen mussen Klimaschutz und Klimaanpassung starker zusammengedacht und insbesondere Fuf3-,
Rad- und o6ffentlicher Verkehr hitzeresilient ausgestaltet werden.

INDUSTRIE

Im Industriesektor waren die Treibhausgasemissionen im Jahr 2025 das vierte Jahr in Folge rucklau-
fig, sanken aber im Vergleich zu den Vorjahren deutlich langsamer auf 8,9 Mt CO,-Aq. Die Reduktion
betrug nurmehr 2,2 % oder in absoluten Zahlen -0,2 Mt CO,-Aq., was nur noch der Halfte der zur
Zielerreichung in den nachsten Jahren jahrlich zu leistenden Minderung entspricht. Die aktuellen
Reduktionen sind ahnlich wie in den letzten Jahren gemald Emissionsbericht vornehmlich auf die
schwache Industriekonjunktur zurtckzufuhren. Allerdings zeigt sich auch ein deutlich zunehmender
Trend zum Umwelt- und Klimaschutz in der Industrie, belegbar durch deutliche Investitionszunah-
men, der sich trotz oder vielleicht gerade wegen der vielfaltigen Krisen (u.a. Energiepreiskrise in
Folge des volkerrechtswidrigen Angriffs Russlands auf die Ukraine) der vergangenen Jahre als sehr
robust erweist: der Anteil der Umweltschutzinvestitionen an den Gesamtinvestitionen nimmt deut-
lich zu. Die Landesregierung sollte hieran unmittelbar ankntpfen und die Entwicklung beispiels-
weise Uber die Etablierung griner Leitmarkte verstarken, um der Wirtschaft nicht nur schnellere
Fortschritte beim Klimaschutz zu erméglichen, sondern gleichzeitig die Resilienz und Krisenfestig-
keit der Unternehmen zu starken.

Der beobachtbare Anstieg der prozessbedingten Emissionen resultierte vor allem aus einer leichten
Erholung der Bauwirtschaft - insb. des Wirtschaftsbaus - und eines damit verbundenen Anstiegs in
der Produktion emissionsintensiver Baustoffe wie Zement und Kalk, da gerade in der Klinkerpro-
duktion eine nachhaltige Absenkung der prozessbedingten CO,-Emissionen bisher kaum mdglich
war. Der Klima-Sachverstandigenrat hebt hierbei explizit die BemUhungen grolRer Zementhersteller
des Landes hervor, welche unter Einsatz grofRer Investitionssummen den Bau einer Pilotanlage zur
CO-Abscheidung im Oxyfuelverfahren in Mergelstetten realisieren und die Umsetzung mit einer
CO;-Abscheidung > 90% demonstrieren konnten. Dies ist ein wesentlicher Schritt fir den Einsatz
von CO,-Capture-Technologien und damit eine zukunftsfahige Gestaltung der Zementindustrie in
Baden-Wurttemberg. Hierfur ist es wesentlich, diese Entwicklungen auch von politischer Seite wei-
terhin entsprechend zu flankieren und zu unterstitzen. Der Klima-Sachverstandigenrat unterstutzt
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an dieser Stelle ausdricklich das Bestreben des Landes, die Opt-in-Klausel im Gesetz zur dauerhaf-
ten Speicherung und zum Transport von Kohlendioxid (KSpTG) nutzen zu wollen.

Der Koalitionsvertrag enthalt fur den Industriesektor insgesamt richtige und wichtige industriepoli-
tische Instrumente und greift mit den Bereichen GreenTech, Wasserstoff, Batterien, Kreislaufwirt-
schaft, Ansiedlung und Technologietransfer grundsatzlich wichtige und vom Klima-Sachverstandi-
genrat in der Vergangenheit wiederholt angeflhrte Bereiche auf, bleibt jedoch in der Auswahl und
Priorisierung unvollstandig, insbesondere im Hinblick auf klimarelevante Technologien und Trans-
formationsfelder. Damit bleibt der Koalitionsvertrag deutlich hinter den bestehenden Mdoglichkei-
ten, Klimaschutz und wirtschaftlichen Ausschwung gezielt zu verknupfen, zurtck.

Anzuerkennen ist die grundsatzliche Pramisse, dass Klimaneutralitat und industrielle Wettbewerbs-
fahigkeit zusammen gedacht werden mussen. Allerdings wurde die industriepolitische Agenda letzt-
lich nicht konsequent genug aus dem Ziel der Treibhausgasneutralitat 2040 heraus entwickelt. Mehr
noch: die Formulierung ,Klimaschutz voranzubringen, ohne Wertschépfung [...] zu gefahrden"
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN & CDU, 2026, S. 23) stellt das Erreichen der Klimaziele faktisch unter
einen Wettbewerbsfahigkeitsvorbehalt. Eine solche Vorbedingung flir das Ergreifen von Klima-
schutzmalinahmen erscheint fatal, gerade weil einige in diesem Sommer besonders splUrbare Aus-
wirkungen des Klimawandels verdeutlichen, dass es zukUnftig gerade fehlender Klimaschutz sein
wird, der die Wettbewerbsfahigkeit beeintrachtigt. Auch die im Koalitionsvertrag sehr stark betonte
Technologieoffenheit sieht der Klima-Sachverstandigenrat kritisch. Es ist zwar absolut notwendig,
dass Unternehmen selbst entscheiden kénnen, auf welchem Pfad sie die Treibhausgasneutralitat in
der Produktion erreichen, jedoch sind alle Pfade mit Infrastrukturanforderungen verbunden (Strom-
, H2-, Warme,- CO»-, Lade- und Betankungsinfrastrukturen), die unmdglich alle parallel entwickelt
werden kénnen. Daher sind Festlegungen erforderlich und bestimmte Technologien zu favorisieren.
Ansonsten verlangsamt sich die Entwicklung und die flr ein Exportland entscheidende Technologie-
fuhrerschaft kann mangels Fokussierung im Heimatmarkt nicht erreicht werden.

LANDWIRTSCHAFT

Der Sektor Landwirtschaft verursachte 2025 rund 4,7 Mio. t CO2-Aq. (7,4 % der Landesemissionen).
Die Emissionen sind seit 1990 um etwa 28 % gesunken. Wie auch in den Vorjahren, ist dieser Riick-
gang zum einen auf die strukturwandelbedingte Abnahme der Tierbestande zurtckzufuhren. Zum
anderen tragt dazu die Verringerung des Dungemitteleinsatzes infolge bundes- und europarechtli-
cher stickstoffpolitischer Vorgaben bei, die auf Landesebene derzeit vergleichsweise konsequent
und zielgerichtet umgesetzt werden. Der Beitrag einer gezielten Landesklimapolitik zum bisherigen
Emissionsrickgang ist dagegen nur begrenzt erkennbar. Das Klima-Malinahmen-Register besteht
Uberwiegend aus flankierenden Eintragen ohne quantifizierbare Minderungswirkung. Wirksame,
systemisch ansetzende Instrumente fehlen nicht nur auf Landes-, sondern ebenfalls auf Bundes-
und EU-Ebene weitgehend. Fur die Zielerreichung 2030 ware eine deutliche Beschleunigung des
bisherigen Trends nétig, die jedoch nicht erkennbar ist. Ohne strukturelle Verdnderungen in der
Produktion verbunden mit bewusstem Konsum tierischer Produkte wird das Sektorziel nach derzei-
tigem Stand nicht erreicht werden.
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Der Koalitionsvertrag schreibt bestehende positive Ansatze wie den Bio-Aktionsplan und die Kanti-
nenrichtlinie fort, setzt aber keine entscheidenden Impulse. Der Vertrag halt auch an der Férderung
von Biogas fest, benennt die Vergarung von Wirtschaftsdinger jedoch nicht als Minderungshebel.
Beim Dungerecht bekennt er sich zu einer verursachergerechten Dlingeverordnung, kindigt zu-
gleich aber Einschrankungen bei ihrer Ausgestaltung an. Sehr zu begrif3en sind die Vorhaben zur
Klimaanpassung, etwa zu resilienten Anbausystemen, Resistenzziichtung und zur Mehrgefahren-
versicherung.

Beim diesjahrigen Schwerpunktthema ,Griine Leitmarkte” ist fir den Sektor Landwirtschaft insbe-
sondere die Biobkonomie relevant. Offentliche Beschaffung und Bauvorhaben kénnen die Biotko-
nomiestrategie Baden-Wurttembergs erganzen, indem sie eine verlassliche Nachfrage nach nach-
haltigen Produkten aus landwirtschaftlichen Reststoffen und Paludikulturen sowie anderen mehr-
jahrigen Kulturen schaffen.

LAND USE, LAND USE CHANGE AND FORESTRY (LULUCF)

Der LULUCF-Sektor war 2024 mit rund 1,7 Mio. t CO>-Aqg. erneut eine Nettoquelle von Treibhausga-
sen. Gegeniber 2023 gingen die Emissionen zwar um etwa 1,2 Mio. t CO,-Aq. zuriick, eine Trend-
wende bei der seit den frihen 1990er Jahren abnehmenden Senkenleistung ist daraus jedoch nicht
abzuleiten. Haupttreiber ist der Wald. Wahrend Walder in den 1990er Jahren noch jahrlich etwa
7-8 Mio. t CO,-Aq. aufnahmen, sind sie seit 2022 infolge von Trockenheit, Borkenkaferbefall und
vermindertem Holzzuwachs eine Netto-Treibhausgasquelle.

Die Bewertung der Entwicklung wird zusatzlich durch wiederholte methodische Anderungen der
Treibhausgasbilanzierung erschwert, deren Auswirkungen teilweise grof3er sind als die tatsachlicher
Landnutzungsanderungen. Kurzfristige Veranderungen einzelner Landnutzungskategorien sind da-
her nur eingeschrankt interpretierbar.

Das Klima-MaBnahmen-Register enthalt zahlreiche Malinahmen, deren Minderungswirkung Gber-
wiegend indirekt, langfristig oder nicht quantifizierbar ist. Positiv hervorzuheben sind insbesondere
die intensivierten Aktivitdten zum Moorbodenschutz sowie Malinahmen zum Erhalt und Aufbau von
Kohlenstoffvorraten in Grinland und Wald. Es fehlen jedoch weiterhin quantifizierte und termi-
nierte Minderungsziele, anhand derer ihre Wirksamkeit Uberpruft werden kann.

Auch der Koalitionsvertrag setzt mit der Starkung naturlicher CO,-Senken, dem Moorschutz, dem
Erhalt von Dauergrinland und der Forderung von Agroforstsystemen grundsatzlich geeignete
Schwerpunkte, bleibt jedoch bei konkreten Flachen- und Minderungszielen unbestimmt. Das fur
2030 festgelegte Sektorziel einer Senkenleistung von 4,4 Mio. t CO,-Aq. ist unter den gegenwartigen
MaRnahmen, Instrumenten und absehbaren Klimabedingungen nicht erreichbar. Die fehlende
LULUCF-Senkenleistung muss daher durch zusatzliche Minderungen von Treibhausgasfreisetzun-
gen in anderen Sektoren und technische Senken ausgeglichen werden.
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3 Klimaschutz in Baden-Wirttemberg

3.1  Aktuelle Entwicklungen und Beobachtungen des Klima-Sachver-
standigenrats

3.11 Aktuelle Entwicklungen in Baden-Wirttemberg mit Blick auf den Klimawandel

Das Jahr 2025 war mit einer Jahresmitteltemperatur von 9,8 °C erneut ein Uberdurchschnittlich war-
mes Jahr. In allen Monaten lagen die Durchschnittstemperaturen ausnahmslos Uber dem jeweiligen
langjahrigen Monatsmittelwert. Der Juni, der mit einer Abweichung von +4,4 °C gegentber der Re-
ferenzperiode 1961-1990 der zweitwarmste Juni seit 1961 war, zeigte durchaus Tendenzen zu
neuen Negativrekorden, da er mit einer ungewohnlich frihen, langen Hitzeperiode aufwartete. Der
Jahresniederschlag lag 2025 mit 863 mm rund 11 % unter dem Mittel der Referenzperiode, wobei
der Jahresverlauf durch eine starke zeitliche Ungleichverteilung gepragt war. Die erste Jahreshalfte
fiel durch starke Trockenheit auf. Diese Fruhjahrstrockenheit fihrte bereits sehr frih im Jahr zu
einer ausgepragten Niedrigwassersituation in vielen Flie3gewdssern. Zeitweise wurden mittlere bis
extreme Niedrigwasserstande erreicht. Damit einher gingen entsprechende Einschrankungen der
Gewassernutzung und der Schifffahrt. Im Zeitraum von Marz bis Juli 2025 lagen auch die Wasser-
stande am Bodensee deutlich unter den langjahrigen saisonalen Mittelwerten, bei gleichzeitig stei-
genden Tiefenwassertemperaturen (LUBW, 2026a). Einige niederschlagsreichere Phasen in Sommer
und Frahherbst konnten zumindest einen Teil der Trockenheit wieder ausgleichen. Auch wenn 2025
kein absolutes Rekordjahr war, zeigten sich die Auswirkungen des Klimawandels bereits sehr deut-
lich. Noch starker zeigten sich diese aber im laufenden Jahr: Dieser Sommer war der heilReste seit
Aufzeichnungsbeginn in Baden-Wirttemberg. Die Lufttemperaturerhéhung lag bei 4,9 °C gegen-
Uber dem Mittel der Referenzperiode 1961-1990. In diesem Sommer traten mehr als einen Monat
lang Lufttemperaturwerte von mehr als 30 °C auf. 35 Hitzetage im Flachenmittel fir einen Sommer
sind der héchste Wert seit Messbeginn 1881 (Heinsch & Lang, 2026). Historische Hitzewerte, weit
verbreitete Trockenheit und damit einhergehende Rekord-Niedrigwasserstande, verheerende
Waldbrande in Frankreich, Spanien und Belgien, aber auch massive Gewitterzellen mit Hagel und
Starkregen sind Ausdruck des Klimawandels, dessen Auswirkungen Baden-Wirttemberg im Bun-
desvergleich besonders stark zu spuren bekam (DWD, 2026; Heinsch & Lang, 2026; Tagesschau,
2026).

Entsprechende Reaktionen auf Seiten der Politik, den Klimaschutz zu forcieren, um die Be-
vélkerung zu schiitzen und gleichzeitig die Wirtschaft zu stiitzen, blieben allerdings bislang
aus. Gerade auf Bundesebene waren eher gegenteilige Tendenzen zu beobachten. Zentrale Instru-
mente fUr den Klimaschutz wie das Gebdudeenergiegesetz wurden im Rahmen der Novellierung
ganz gezielt in ihrer Klimaschutzwirkung abgeschwacht. Zu beflrchten ist dies auch fur die erneu-
erbare Stromerzeugung. Mit der in Abstimmung befindlichen Novelle des Erneuerbaren-Energien-
Gesetzes und dem Netzpaket droht der Ausbau empfindlich abgeschwacht zu werden - vor allem
weil die Regelungen Risiken bergen, die finanzierende Banken nicht bereit sein werden einzugehen
(Marx, 2026). Mit dem Krieg im Iran kindigt sich zudem eine neuerliche fossile Energiepreiskrise
an. Die Bestrebungen zum Ausbremsen der Energiewende zugunsten eines forcierten Einsatzes des
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fossilen Energietragers Erdgas sind vor diesem Hintergrund nicht nur klimapolitisch kontraproduk-
tiv, sondern auch 6konomisch in hohem Mal3e riskant. SchlieBlich hat die Energiekrise infolge des
volkerrechtswidrigen russischen Angriffs auf die Ukraine deutlich vor Augen gefuhrt, welchen wirt-
schaftlichen Schaden eine hohe Abhangigkeit von einzelnen fossilen Energietragern und Lieferlan-
dern auslésen kann. In einer treibhausgasneutral gestalteten Welt mit einer auf erneuerbaren Ener-
gien basierenden Energieversorgung ware eine derartige Krise nicht oder nur mit deutlich geringe-
rem Ausmald eingetreten. Ziel muss es demnach sein, liber eine Beschleunigung der Energie-
wende die Abhangigkeiten von fossilen Energietragern schnellstmaglich zu reduzieren. Das
verringert die Verwundbarkeit der Volkswirtschaft durch externe Energiepreisschocks, er-
hoht Planungssicherheit und Resilienz und reduziert politische Abhangigkeiten.

Der Klima-Sachverstandigenrat erwartet daher, dass sich Baden-Wurttemberg im Schulterschluss
mit anderen Bundeslandern auf EU- und Bundesebene nicht nur klar gegen eine Abschwachung von
Klimaschutzaktivitaten positioniert, sondern sich aktiv fir deren Fortsetzung und Ausweitung ein-
setzt. Er beobachtet aber gleichzeitig mit groRter Sorge, dass im politischen und medialen Diskurs
Tatsachen, die das quantitative Fundament jeden Handelns bilden sollten, oftmals nicht mehr als
solche behandelt werden. Selbst durch mehrere Quellen belegte Fakten werden als verhandelbar
dargestellt; durch gefihlte ,Wahrheiten” dominierte Meinungen nehmen in Debatten Uberhand.
Fehl- und Desinformationen erschweren insbesondere bei kontrovers diskutierten Themen wie
dem Klimawandel die Unterscheidung zwischen verlasslichen und nicht verlasslichen Informationen
und damit die Basis fur evidenzbasierte Debatten (Bernhard et al., 2024; EU-Kommission, 2026a).
Gleichzeitig werden wissenschaftlich fundierte Warnungen vor den Folgen des Klimawandels im 6f-
fentlichen Diskurs mitunter als ,Alarmismus” bezeichnet (Russill , 2023; Brysse et al., 2013). Die be-
reits beobachteten Klimaveranderungen und ihre Folgen machen jedoch deutlich, dass Klimarisiken
keine bloRen Zukunftsszenarien sind: Der Klimawandel wirkt sich bereits heute in allen Weltregio-
nen auf Wetter- und Klimaextreme aus (IPCC, 2023). Die Menschheit befindet sich somit ldngst
mitten in den prognostizierten Klimaszenarien. Und das ist kein Alarmismus.

Die Entwicklungen dieses Sommers haben die Notwendigkeit der Anpassung an den Klimawandel
zu Recht auf die politische Tagesordnung gerlckt. Anpassung ersetzt jedoch keinen Klimaschutz
- also die aktive Emissionsminderung - sondern setzt ihn voraus. Die Wirksamkeit der Anpas-
sung ist vom Ausmal’ der Erwarmung abhangig: MalRnahmen, die bei moderater Erwarmung schit-
zen, stolRen bei starkerer Erwarmung an physische Grenzen. Bei einer globalen Erwarmung von 3-
4 °C, die regional in Baden-Wirttemberg entsprechend etwa doppelt so hohe Erwarmungsraten
bedeuten wirde, geraten zentrale Anpassungsstrategien schnell an ihre Grenzen. Okosysteme,
Wasserhaushalt und Infrastruktur lassen sich an solche Bedingungen nicht mehr anpassen. Jede
vermiedene Tonne Treibhausgas begrenzt damit unmittelbar den kinftigen Anpassungsbedarf. Kli-
maschutz und Anpassung sind keine Alternativen; ein Rickzug auf die Klimawandelanpas-
sung bei nachlassenden Klimaschutzanstrengungen wiirde die Kosten nur in die Zukunft ver-
schieben, sie gleichzeitig aber massiv erhéhen.

Die Bewaltigung Uberfordert einzelne Lander und Kommunen zunehmend, sowohl finanziell als
auch bei der Koordination. Auf Bundesebene wird deshalb seit Jahren erwogen, Klimaanpassung als
Gemeinschaftsaufgabe im Grundgesetz zu verankern, um eine dauerhafte, ebenentbergreifende
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Finanzierung und Abstimmung zu ermdglichen (SRU, 2023; UBA, 2021). Der Klima-Sachverstandi-
genrat spricht sich dafir aus, sowohl Klimaschutz als auch Klimawandelanpassung als Ge-
meinschaftsaufgabe im Grundgesetz zu verankern und sie dariiber hinaus als Teil der Da-
seinsvorsorge zu definieren. Unabhangig vom Ausgang der aktuellen Iteration dieser Debatte ver-
weist sie auf eine strukturelle Licke: Der Finanzierungs- und Koordinierungsbedarf der Anpassung
wachst weit schneller, als die bestehenden foderalen Instrumente ihn decken.

Wie Abbildung 1Fehler! Verweisquelle konnte nicht gefunden werden. zeigt, befindet sich der
klimatische Lebensraum Baden-Wirttembergs in einem tiefgreifenden systemischen Wandel. Mit
der langfristigen, klimawandelbedingten Erwdarmung nehmen Hitzebelastungen und feucht-warme
Bedingungen zu, biologische Entwicklungszyklen verschieben sich und frostgepragte Winterbedin-
gungen gehen zuruck. Auffallig ist die klare zeitliche Abfolge von Zustandsanderungen seit den spa-
ten 1980er und frihen 2000er Jahren, die sich konsistent in meteorologischen, hydrologischen und
biologischen Grol3en zeigt. Die beobachteten Entwicklungen betreffen wesentliche Vorausset-
zungen fir Gesundheit, Wohlbefinden und Lebensqualitidt der Menschen in Baden-Wiirttem-
berg und damit auch unmittelbar die in Baden-Wrttemberg erzielbare Wirtschaftsleistung in Ab-
hangigkeit von der Produktivitat. Sie beeinflussen die thermische ebenso wie die psychische Belas-
tung von Menschen, die thermische Belastung von Tieren und Pflanzen, aber auch von Baumateri-
alien und Infrastrukturen, die Wasserverfuigbarkeit, die Funktionsfahigkeit von Okosystemen sowie
die Anpassungsfahigkeit von Infrastruktur und Gesellschaft. Besonders betroffen sind altere Men-
schen, Kinder, Personen mit Vorerkrankungen und Menschen mit hoher klimatischer Exposition -
beispielsweise Menschen, die im Freien arbeiten.

Klimawandelbedingte Veranderungen in Baden-Wurttemberg

Ausgewahlte langfristige Verdanderungen umwelt- und gesundheitsrelevanter Grolen
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Haselbliite trockener Warme Niachte
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. . Néachte
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Abbildung 1: Uberblick iiber klimawandelbedingte Verdnderungen in Baden-Wirttemberg
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Diese Entwicklung wird sich weiter fortsetzen. Je geringer die weltweiten Erfolge beim Klimaschutz
ausfallen, desto schneller schreitet die Entwicklung fort - unser Handeln bestimmt nur noch die
Auspragung des zu erwartenden Klimaszenarios: mit einem Temperaturanstieg an dessen Folgen
die Menschheit sich noch anpassen kann (1,5 ° Grad, max. 2 °Grad) oder mit einem Temperaturan-
stieg bei dem die Anpassung nicht mehr maéglich ist.

3.1.2 Sicht- und bewertbare Folgen des Klimawandels fiir Baden-Wirttemberg

Diese Entwicklung birgt gravierende Risiken fiir Wirtschaft und Gesellschaft, Gesundheit und
Wohlstand und setzt u. a. die gesellschaftliche wie 6konomische Infrastruktur unter einen
enormen Anpassungsdruck. Der Klima-Sachverstandigenrat sieht fur alle im KlimaG BW adressier-
ten Sektoren erhebliche Auswirkungen, die in den notwendigen ambitionierten Klimaschutzaktivi-
taten zwingend Berlcksichtigung finden mussen. Hier sind zukUnftig Klimaschutz und Klimawan-
delanpassung unbedingt zusammen zu denken, um Baden-Wirttemberg nicht nur als Wirtschafts-
standort, sondern auch fir die Bevdlkerung lebenswert zu erhalten bzw. zu gestalten.

Die Energiewirtschaft zeigt sich in verschiedenen Aspekten als vulnerabel gegenlber Hitze- und
Trockenperioden (UBA, 2022a). Verbrennungskraftwerke auf Basis fossiler Brennstoffe - vorrangig
auf Steinkohlebasis - mussten in den vergangenen Hitze- und Trockenperioden vermehrt ihre
Stromproduktion drosseln, weil die Wasserstande zu niedrig und Gewassertemperaturen zu hoch
waren. Ein Thema, das auch fur zuklnftige Verbrennungskraftwerke auf Erdgas- bzw. Wasserstoff-
basis zu berlcksichtigen sein wird. Bei Niedrigwasser gestorte Kihlwasserentnahme und Binnen-
schifffahrt drohen die Stromerzeugung mindestens bis zum vollzogenen Kohleausstieg zu beein-
trachtigen mit der Folge steigender und volatiler Strompreise. Fir Windenergie- und Photovoltaik-
anlagen spielen diese Faktoren dagegen keine grofRe Rolle. Allerdings mussen die Auswirkungen des
Klimawandels auch auf die Stromproduktion aus Erneuerbaren Energien zukulnftig im Blick genom-
men werden - so sind beispielsweise Laufwasserkraftwerke bei Niedrigwasser in ihrer Erzeugung
deutlich eingeschrankt. Extreme Hitze beeintrachtigt zudem die Wirkungsgrade der Stromproduk-
tion aus Photovoltaikanlagen. Auch Hagelschlag kann punktuell erhebliche Schaden an Photovolta-
ikanlagen auslésen und ggf. zu Produktionsausfallen fuhren. Flusswarmepumpen dagegen entzie-
hen aufgeheizten Gewassern Warme und kénnen somit helfen, das Okosystem der Gewdsser bei
hohen Temperaturen stabil zu halten, kénnten aber ggf. durch Wasserentnahmeverbote bei Nied-
rigwasserstanden ebenfalls beeintrachtigt werden.

Durch mehr Hitzetage und insbesondere auch warme Nachte wird der Strombedarf fur Klimatisie-
rung weiter spurbar steigen. Bereits fir den Zeitraum zwischen 2008 und 2016 stieg der bundes-
weite Endenergieverbrauch fur Raumkuihlung laut Umweltbundesamt um rund 36 % (UBA, 2022a).
Dies stellt zunehmend hdhere Anforderung an das Stromnetz und das Lastmanagement (Jansen,
2026). Andererseits kann in diesem Zusammenhang gerade die dezentrale Photovoltaikstromerzeu-
gung dazu beitragen den dezentralen Strombedarf durch Klimaanlagen zu decken - unterstitzt
durch Batteriespeicher auch bis in die Abend- und Nachtstunden. Prominentes Beispiel hierfir ist
der Bundesstaat Kalifornien. Mit der Kombination von Photovoltaik und BatteriegroRspeichern ge-
lang es, im Mai 2026 erstmals Uber die Halfte der Stromerzeugung aus Photovoltaik zu decken und
die vormals durch die hohe Stromnachfrage von Klimaanlagen mitverursachten Blackouts zu ver-
hindern (Herrmann, 2026).
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Auch der Industriesektor ist bereits in vielfaltiger Weise von den Klimaveranderungen betroffen,
was die Krisensituation in der Wirtschaft noch verstarkt. Gerade der Sommer 2026 hat gezeigt, wie
schnell und wie stark die Logistik- und Lieferketten nicht nur unter Druck geraten, sondern auch
zusammenbrechen kdénnen. Langere und vermehrt auftretende Niedrigwasserperioden beeintrach-
tigen den GuUtertransport auf dem Rhein erheblich (Meitinger, 2026). Fir den Sommer 2026 geht
Greenpeace in einer ersten Abschatzung von bundesweiten wirtschaftlichen Schaden in H6he von
bis zu 36 Mrd. € aus (Vargas, 2026). Gleichzeitig kdnnen Extremwetterereignisse wie Hagel, Starkre-
gen und Hochwasser Produktionsstandorte direkt schadigen, was nicht nur Auswirkungen auf den
jeweiligen Standort hat, sondern auch zu unerwarteten Unterbrechungen in den Lieferketten flh-
ren kann. Auch steigende Temperaturen beeinflussen direkt die laufende Produktion bzw. den Be-
trieb. Ist ein Betrieb zum Zweck der Kaltebereitstellung im Produktionsbedarf auf Kihlwasserent-
nahme und -einleitung angewiesen, kénnen hdhere Luft- und Wassertemperaturen die Entnahme-
moglichkeiten fir industrielle Prozesse empfindlich einschranken (UBA, 2023). Gleichzeitig gehen
mehr Hitzetage mit einem steigenden Kihlbedarf in den Produktionshallen und Buros und damit
hoheren Energiekosten, steigenden Ausgaben flr Arbeitsschutz und generell fir Klimawandelan-
passungsmalBnahmen einher. Welche finanziellen Auswirkungen allein klimawandelbedingt stei-
gende Hitzebelastungen bedeuten, beleuchtet eine Analyse des Kreditversicherers Allianz Trade:
»100 hot to Grow" (Allianz Research, 2026). Sie zeigt auf, dass pro zusatzlichem Grad Lufttemperatur
bei Werten Uber 30 °C die Produktivitat in den Unternehmen um etwa 3 % sinkt, wahrend gleichzei-
tig die Energiekosten der Unternehmen aufgrund des erhéhten Kuhlbedarfs um etwa 1,2 % steigen.
In der Summe kdnnten Deutschland bis 2030 Verluste von insgesamt bis zu 131 Milliarden US-Dollar
drohen, wenn sich die Hitzewellen des vergangenen Jahrzehnts wiederholen (Allianz Research, 2026)
- was nach aktuellen Prognosen sehr wahrscheinlich erscheint (LUBW, 2026b).

Im Verkehrsbereich sind alle Verkehrstrager von sich verandernden Klimabedingungen betroffen.
Im StraBenverkehr verursachen die teils extremen Temperaturen Hitzeschaden an Asphalt- und Be-
tonfahrbahnen und fihren zu Abplatzungen, Aufwélbungen und Rissen (DLF, 2026), was den ohne-
hin hohen Sanierungsdruck weiter verscharft (Tagesschau, 2025). Auch im Schienenverkehr zeigen
sich durch Hitze verstarkt Stérungen und Schadigungen an Stellwerken, Weichen und Fahrzeugtech-
nik (SWR, 2026). Gerade bei groRRer Hitze ausfallende Klimaanlagen in Zigen stellen auch ein erhéh-
tes Gesundheitsrisiko fur Fahrgaste dar. Gleichzeitig erhoht Trockenstress das Risiko von Vegetati-
onsbranden an Béschungen, was die Risiken flr Fahrgaste Fahrzeugtechnik und Infrastrukturen zu-
satzlich erhoht. Im Flugverkehr kann es bei Hitze ebenfalls zu Einschrankungen im Flugbetrieb kom-
men. Da sich mit steigenden Temperaturen die Luftdichte verringert, werden bei gleicher Zuladung
langere Start- und Rollwege bendétigt. Dies stellt insbesondere kleinere Flughafen vor Herausforde-
rungen (Hennings, 2026). Lange Trockenperioden haben zudem zunehmenden Einfluss auf die Bin-
nenschifffahrt (siehe oben). Auf wichtigen WasserstraBen wie dem Rhein fihren extrem niedrige
Pegelstande dazu, dass Frachtschiffe nur noch mit stark reduzierter Ladung verkehren kénnen, was
zu spurbaren Engpassen in den industriellen Lieferketten fuhrt. Auch die Bodenseeschifffahrt sah
sich im Jahr 2026 mit einem historisch niedrigen Sommer-Pegelstand und damit einhergehenden
Einschrankungen und Erschwernissen im Schiffsbetrieb konfrontiert (ntv, 2026). Internationale Stu-
dien belegen zudem, dass extreme Hitze deutliche und zudem sozial ungleiche Auswirkungen auf
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die Mobilitat der Menschen hat: Altere Menschen reduzieren ihre Aktivitaten starker, einkommens-
schwache Bevdlkerungsgruppen kénnen ihre Wege haufig weniger flexibel anpassen und leiden
dadurch starker unter den Folgen der Erwarmung (Renninger und Cabrera, 2026; Stechemesser und
Wenz, 2023). Auch die Nutzung von Bikesharing, OPNV und multimodalen Angeboten reagiert sen-
sibel auf hohe und insbesondere anhaltende Temperaturen (Wang, Rui Xue, und Wu, 2024). Hitze
kann die FuBlaufigkeit (walkability) von Quartieren stark beeintrachtigen, wenn Wege keine ausrei-
chende thermische Entlastung bieten (Wang et al., 2022). Fur Deutschland weist das Bundesinstitut
fur Bau-, Stadt- und Raumforschung darauf hin, dass zunehmender Hitzestress die Nutzung von
Ful3-, Rad- und o6ffentlichem Verkehr unattraktiver machen kann. Wo Alternativen bestehen, kann
dies eine Verlagerung auf klimatisierte Verkehrsmittel, insbesondere den Pkw, beglnstigen und zu-
gleich bestehende soziale Ungleichheiten verscharfen. Hitzeschutz im Strallenraum - etwa durch
Verschattung, Begrinung und hitzeresiliente Infrastrukturen - wird damit zu einer zentralen Vo-
raussetzung fur sozial gerechte und nachhaltige Mobilitat (Hartz et al., 2026).

Im Gebaude- und Warmebereich ist aufgrund der Temperaturanderungen zu erwarten, dass sich
die Kalteversorgung zunehmend zu einer wesentlichen Kernanforderung an die Gebaudeinfrastruk-
tur entwickelt. An dieser Stelle sei darauf hingewiesen, dass mit einer energetischen Sanierung von
Gebduden nicht nur Warmeverluste in den Wintermonaten minimiert, sondern gleichzeitig auch ein
passiver Hitzeschutz im Sommer erreicht werden kann, weil sich gut gedammte Gebaude nicht so
schnell aufheizen, wie ungeddmmte. Allerdings muss die Uberprufung der Potenziale passiver Kih-
lung und die Notwendigkeit einer aktiven Kihlung zukinftig in Sanierungsfahrplane integriert wer-
den, umdie Gebaude in allen Belangen zukunftsfahig zu gestalten. Auf der Ebene der Einzelgebaude
bieten bivalente Warmepumpen bereits heute technisch die Mdglichkeit einer Kombination aus Hei-
zung im Winter und Kuhlung im Sommer. Auch Dach- und Fassadenbegrinung kdnnen dem passi-
ven Hitzeschutz dienen, indem sie Verdunstungskalte liefern. Sie sind aber gleichzeitig auch selbst
zunehmend durch Trockenstress gefahrdet. Hinzu kommt, dass gerade in Innenstadten Hitzeinseln
die Innenraumaufheizung in den umliegenden Gebauden zusatzlich verscharfen, ebenso wie Ab-
warme von konventionellen Klimaanlagen punktuell die Hitzebelastung in der Stadt erhéht. Auch
Gebaude in der netzgebundenen Warmeversorgung Uber Nah- und Fernwarme benétigten Losun-
gen fur die Gebaudekihlung, was zukunftig vermehrt in der Fernwarmeplanung Berlcksichtigung
finden muss. Netzauslegung und Vorlauftemperaturen mussen auf eine mégliche Verschiebung von
Heiz- zu Kihlbedarf angepasst werden, was dazu fihren dtirfte, dass bislang auf Heizdominanz aus-
gelegte Netze vor einem strukturellen Anpassungsbedarf stehen. Dies ist in der ohnehin erforderli-
chen Transformation zur Nutzung erneuerbarer Warmequellen bzw. Brennstoffen zu bertcksichti-
gen. Der Gebdudesektor ist den Folgen des Klimawandels jedoch noch auf andere Weise ausgesetzt:
Extremwetterereignisse wie Hagel, Starkregen, Blitzschlag, Uberschwemmungen, aber auch Wald-
und Landschaftsbrande fihren punktuell zu erheblichen Zerstérungen und massiven Verlusten von
Sachwerten. Laut Umweltbundesamt verursachen Starkregen und Flusshochwasser neben Stirmen
aktuell die groRten Gebaudeschaden. Die Munich Re berichtete fur 2025 weltweit Schaden in Hohe
von 224 Milliarden US-Dollar, wovon die Versicherungen 108 Milliarden US-Dollar trugen. Diese Zah-
len umfassen alle Naturkatastrophen, wovon nicht alle klimawandelbedingt oder durch den Klima-
wandel verstarkt sind. Fir Baden-Wurttemberg ist zu berlcksichtigen, dass mit dem steigenden Ri-
siko fur Extremwetterereignisse die Versicherer keine Versicherungen mehr anbieten kdnnen.
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Umso wichtiger sind wirksame Mal3nahmen zum Klimaschutz und zur Klimawandelanpassung, um
Schadensszenarien zu reduzieren oder nach Méglichkeit ganz zu vermeiden.

Auch fir die Landwirtschaft bedeuten die bereits messbaren klimatischen Veranderungen erheb-
liche Risiken. Insbesondere die gestiegenen Temperaturen ermdoglichen die Einwanderung invasiver
Arten. Neue Schadlinge und Krankheiten breiten sich aus und bedrohen nicht nur die heimische
Tier- und Pflanzenwelt, sondern auch landwirtschaftlichen Ertrége. Ein zentrales Beispiel ist die pha-
nologische Entkopplung von Pflanzen und Bestaubern. Weil hohere Temperaturen die Obstbltte
vorverlegen, bestdubende Insekten sich jedoch langsamer anpassen, geraten Blite und Bestauber-
aktivitat zeitlich auseinander. Dies kann zu Ernteausfallen fuhren, gleichzeitig entfallen damit aber
auch wichtige Nahrungsquellen fir die Insekten. Eine frihere Obstbllite birgt auch ein erhdhtes
Risiko von Ernteausfallen durch Spatfroste. Eine weitere Herausforderung ist der zunehmende Tro-
ckenstress fur Pflanzen und B&den: Die beobachtete Verschiebung der Niederschldge in Richtung
Winter erhoht die Trockenheitsgefahr in der Vegetationsperiode - laut Landesanstalt fir Landwirt-
schaftliche Chemie (LTZ Augustenberg) und Landwirtschaftsministerium BW eine zentrale Heraus-
forderung fur die Landwirtschaft in Baden-Wirttemberg.

Der zunehmende Bewdasserungsbedarf in der Landwirtschaft trifft jedoch auf eine sinkende Was-
serverflgbarkeit und kann daher moglicherweise nicht vollstandig gedeckt werden. Daraus entsteht
erhebliches Konfliktpotenzial - sowohl innerhalb des Landwirtschaftssektors als auch gegentber
anderen Wassernutzungen, etwa durch Haushalte, Industrie und Energiewirtschaft sowie hinsicht-
lich 6kologischer Erfordernisse. Die zunehmenden Wetterextreme fUhren zudem zu massiven
Schwankungen in den Ertragen. Durch den Sommer 2026 werden deutschlandweit Ertragseinbuf3en
von 600 Millionen Euro erwartet (Betz, 2026). In Baden-Wirttemberg sind bei fast allen Ackerbau-
kulturen und im Gruinland erhebliche Ertragseinbuf3en von 30 bis 40 %, teilweise sogar bis zu 50 %,
zu verzeichnen. Besonders problematisch sind die Ausfalle im Grinland, da das dort erzeugte
Grundfutter aufgrund seiner geringen Transportwurdigkeit kaum durch Importe ersetzt werden
kann. Dies trifft insbesondere extensiv wirtschaftende und 6kologische Futterbaubetriebe, die in
hohem Male auf betriebseigenes Grundfutter angewiesen sind. Viele dieser Betriebe mussten da-
her bereits wahrend der Sommermonate auf ihre fir den Winter vorgesehenen Futtervorrate zu-
rackgreifen. (LBV, 2026). Durch Hitze und Trockenheit und auf der anderen Seite haufigere Starkre-
gen- und Hagelereignisse entstehen Ertragsminderungen, QualitatseinbuBen oder gar Totalausfalle
(Flaig 2013). Hier besteht Anpassungsbedarf durch eine angepasste Sortenwahl, Fruchtfolge, Bo-
denbearbeitung, Bewdasserungsinfrastruktur sowie Hitzestress-Management in der Tierhaltung
(Stallbau, Stalltechnik). Die in Forschungsprojekten entwickelten Lésungsansatze mussen hier zeit-
nah in der Breite ausgerollt werden, um auch unter den neuen Bedingungen weiterhin stabile Er-
trage erwirtschaften zu kénnen,

Der Wald ist der vom fortschreitenden Klimawandel am starksten betroffene Bereich im LULUCF-
Sektor. Kommunalumfragen der LUBW zeigen, dass Wald und Forstwirtschaft neben dem Wasser-
haushalt und der Landwirtschaft als bereits heute am starksten splrbar betroffene Handlungsfel-
der benannt werden. Durch den Klimawandel steigt wie in der Landwirtschaft das Risiko durch in-
vasive Arten und (neue) Waldschadlinge (FVA, 2026).
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DaruUber hinaus wird auch die menschliche Gesundheit zunehmend belastet. Als ein Element steigt
durch langere Pollenflugzeiten die Belastung fur Allergiker*innen. Die weitaus gréRte Gefahr geht
allerdings von Hitze aus. Hitze zédhlt bereits heute zu den bedeutendsten klimawandelbeding-
ten Gesundheitsrisiken und steht mit einer erhéhten Mortalitat und Morbiditat in Zusammenhang
(Rocque etal., 2021; Campbell-Lendrum et al., 2023; arznei-telegramm, 2026). Hitze wirkt dabei nicht
isoliert. Sie beeinflusst zugleich Wasserverfligbarkeit, Vegetationsentwicklung sowie die Belastung
von Okosystemen und wird deshalb zunehmend als Ubergreifender Risikoverstarker verstanden
(FAO und WMO, 2026). Auch fir gesunde Menschen bedeutet Hitzestress eine Verringerung der
Erholungsfahigkeit. Sie sind durch Hitzeeinfluss weniger ausgeruht, die Konzentrationsfahigkeit
sinkt, was zu Unfallen und Produktivitdtsminderungen bei der Arbeit fUhren kann. Insbesondere in
feucht-warmen Nachten sinkt die Fahigkeit zur Thermoregulation deutlich, der Kreislauf wird we-
sentlich starker belastet. Der Sommer 2026 hat bislang laut RKI deutschlandweit bereits
15.800 Todesopfer in Folge von Hitze gefordert (Stand 16.08.2026). Nach Schatzungen des RKI
waren in Baden-Wiirttemberg bis zum 16. August 2026 rund 3.600 hitzebedingte Sterbefalle
zu verzeichnen (Heinsch & Lang, 2026).

3.1.3 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Klima-Sachverstandigenrats

Aus Sicht des Klima-Sachverstandigenrats ist es inakzeptabel, dass klimawandelbedingte Kata-
strophen zunehmend als ,,neue Normalitat” oder schlicht als unabwendbar hingenommen
werden. Stattdessen gilt es zu thematisieren, dass schon heute teilweise einschneidende Klima-
schutzmaBBnahmen erforderlich sind, um Schlimmeres fur die Gesellschaft zu verhindern - und
wie geeignete Losungen in Baden-Wiirttemberg aussehen kénnen.

Spatestens angesichts dieser Zahl der Todesopfer, aber auch bereits auf Basis aller anderen aufge-
fuhrten Fakten - wie massiven Produktionsausfallen in der Industrie, verbunden mit erheblichen
EinbulRen hinsichtlich der Wirtschaftsleistung, massive ErtragseinbufBen in der Landwirtschaft, zu-
nehmende Schadenssummen bei Versicherern verknlpft mit der Frage, was zuklnftig Uberhaupt
noch versicherbar sein wird - wiirde man ein schnelles Umschwenken auf der politischen Ebene
erwarten.

Die hier nur beispielhaft aufgefiihrten Auswirkungen des Klimawandels auf nahezu alle Bereiche
von Wirtschaft und Gesellschaft erfordern aus Sicht des Klima-Sachverstandigenrats ein klares,
parteitiibergreifendes Bekenntnis zum Klimaschutz der Landesregierung und die entschlos-
sene Umsetzung wirksamer MaBBnahmen. Es gibt keine Alternative: Die Folgen des Nicht-Han-
delns sind fatal fur Wirtschaft und Gesellschaft.

Klimaschutz ist weit mehr als nur der Schutz des Klimas. Klimaschutz ist Existenzsicherung, Ge-
sundheitsvorsorge, Wirtschaftsférderung, Standortsicherung, Artenschutz, Sicherung der Nah-
rungsmittelversorgung, Ressourcen- und Wohlstandserhalt zugleich. Gerade die Umsetzung von Kli-
maschutzmalnahmen auf den unterschiedlichsten gesellschaftlichen Ebenen - sei es in der Kom-
mune, im Unternehmen, in der Verwaltung oder auch im Sportverein - kann auch ein neues Gefuhl
der Zusammengehdrigkeit und der Gemeinschaft fur den Erhalt unserer Lebensgrundlagen schaf-
fen.
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3.2  Einordnung des Emissionsberichts 2025 fiir Baden-Wiirttemberg

Der Emissionsbericht des Statistischen Landesamtes fur Baden-Wrttemberg tragt wie bereits in
den Vorjahren die der THG-Emissionsentwicklung in den einzelnen Sektoren zugrundeliegenden
Fakten zusammen (Stala, 2026). Er bereitet die Daten auf und erldutert die jeweilige Entwicklung
anhand der dominierenden Einflussfaktoren auf nationaler, europaischer und, falls zutreffend, auf
internationaler Ebene. Der Emissionsbericht geht dabei nicht explizit auf die etwaige Wirkung von
KlimaschutzmaRnahmen ein, da sich diese aus der zur Verfuigung stehenden Datenbasis nicht oder
nur unzureichend ableiten lasst. FUr die Bewertung des Fortschritts beim Klimaschutz bezieht der
Klima-Sachverstandigenrat daher neben dem Emissionsbericht und den Sektorberichten der zu-
standigen Ressorts zusatzliche Informationen aus eigenen wissenschaftlichen Arbeiten, Projektbe-
richten, Datenanalysen, Literaturstudien, Diskussionsrunden und Medienberichten mit ein.

Mit Blick auf den Fortschritt des Klimaschutzes ist der Emissionsbericht 2025 sehr erniich-
ternd: die THG-Emissionen in Baden-Wirttemberg sind im Jahr 2025 um 2,7 Mio. t CO,-Aq. auf
64 Mio. t CO,-Aqg. gestiegen und liegen damit wieder Gber dem Niveau des Jahres 2023. Gegenliber
dem Vorjahr stiegen die Emissionen um 4,4 %. Der Anstieg erfolgte vorrangig in der Energiewirt-
schaft und im Gebadudesektor. Baden-Wuirttemberg hat damit in Summe gegenuber 1990 nur eine
Minderung von 30 % erreicht.

Diese Entwicklung ist aus Sicht des Klima-Sachverstandigenrats wenig Giberraschend. Die in
den vergangenen Jahren im Sektor Energiewirtschaft erzielten Emissionsminderungen dominierten
auch die Entwicklung der Gesamtemissionen und waren Uberwiegend auf den Einfluss externer Fak-
toren wie die Wettbewerbssituation im europaischen Stromhandel, die konjunkturelle Entwicklung,
hieraus resultierende Produktionsrickgange, eine geringe Stromnachfrage in der Industrie und die
Energiepreisentwicklung zuruckzufuhren. Dabei liel} gerade die marktgetriebene Reduktion der
Steinkohle-Verstromung die Emissionen in den Vorjahren sinken. Dass es sich hierbei noch nicht
um einen nachhaltigen Systemumbau handelte und die Emissionsminderung durch andere Fakto-
ren wie eine witterungsbedingt geringere Erzeugung aus erneuerbaren Energien schnell relativiert
oder sogar Uberkompensiert werden kénnte, hatte der Klima-Sachverstandigenrat bereits in seiner
Stellungnahme 2024 thematisiert und in der Konsequenz eine héhere Ausbaudynamik bei der er-
neuerbaren Stromerzeugung, dem Netzausbau und dem Einsatz von Flexibilitdtsoptionen wie Bat-
teriespeichern gefordert.

Der Emissionsbericht weist fir 2025 insbesondere auf die Witterungsabhéngigkeit der Emissi-
onsentwicklung hin. Das Jahr 2025 war gepragt durch eine schwache Windstromerzeugung in der
ersten Jahreshalfte sowie die kalte Witterung in den Wintermonaten. Beides hat zusammen mit wei-
teren Faktoren zu einem deutlichen Anstieg der Steinkohleverstromung und des Einsatzes von Erd-
gas fur die Stromerzeugung sowie zu einer Steigerung des Erdgasverbrauchs im Gebdudesektor
gefuhrt. Eine detaillierte Analyse zur Emissionsentwicklung mit Blick auf das Erreichen der Sektor-
ziele gemal KlimaG BW sowie der Einordnung der Sektorgegebenheiten finden sich in den Kapiteln
5.1 - 5.8. Der Klima-Sachverstandigenrat betont, dass in einem klimaneutralen Energiesys-
tem, das ohne den Einsatz fossiler Brennstoffe auskommt, dieser Zusammenhang nicht mehr
bestiinde. Ebenso wird ein System, das ohne fossile Energietrager auskommt, wesentlich robuster
gegenuUber geopolitischen Unsicherheiten und hierdurch induzierten Preisschwankungen sein.
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Der Emissionsbericht lasst keinen Raum fur Interpretationen. Im Vergleich zum Jahr 1990 liegt die
erreichte Minderung der jahrlichen THG-Emissionen nur noch bei 27,4 Mio. t CO,-Aq. Die laut KlimaG
BW bis zum Jahr 2030 zu erreichende Emissionsminderung betrdgt 65 % (59,2 Mio. t CO,-Aq.) ge-
genuber 1990. Das bedeutet, die THG-Emissionen miissen innerhalb der verbleibenden funf
Jahre bis 2030 von 64 Mio. t CO»-Aq. auf 32 Mio. t CO>-Aq. halbiert werden. Damit ist die bis 2030
zu erbringende Reduktionsleistung sogar um ca. 4,5 Mio. t CO,-Aqg. GréRer als die in den vergange-
nen 35 Jahren erzielte Einsparung. Ohne erhebliche zusatzliche Klimaschutzanstrengungen und das
mutige und konsequente Ergreifen und Umsetzen von wirksamen MalBnahmen ist daher die Zieler-
reichung faktisch ausgeschlossen.

Aber hieraus zu schlussfolgern, dass man in den Anstrengungen fir den Klimaschutz nachlassen
kann, ware fatal. Denn Veranderungen des Klimas in Baden-Wurttemberg sind bereits heute deut-
lich sichtbar. Die Bedrohungen fur unsere Gesellschaft sind real und durfen nicht vernachlassigt
werden, wenn der Erfolg des Wirtschaftsstandorts Baden-Wirttemberg nachhaltig gesichert und
ermoglicht werden soll. Wirtschaftspolitisch ist es kontraproduktiv, langfristig gesetzte Klima-
ziele immer wieder neu zur Disposition zu stellen, da dies die Unsicherheiten und Ungewiss-
heiten fir unternehmerisch Handelnde unnétig erhoht. Verlassliche Klimaziele schaffen Inves-
titionssicherheit: Viele Unternehmen gerade aus dem baden-wurttembergischen Mittelstand haben
bereits erhebliche Mittel investiert - in erneuerbare Energien, in Energieeffizienz, in Elektrifizierung
oder andere klimaneutrale Produktionsverfahren. Diese Unternehmen brauchen Planungssicher-
heit. Eine Aufweichung der Klimaziele entwertet ihre Investitionen und benachteiligt Unternehmen,
die fruhzeitig auf die politisch vereinbarte Transformation hingearbeitet haben. Politische Unsicher-
heit verzogert Investitionen in emissionsarme Technologien. Wird so gehandelt, kdnnte das globale
BIP bereits 2030 um 0,75 Prozent niedriger ausfallen (OECD & UNDP, 2025).

Der Emissionsbericht zeigt unmissverstandlich, dass Baden-Wurttemberg mit Blick auf den Klima-
schutz zu zaghaft agiert. Dadurch wachst nicht nur die Bedrohungslage durch den Klimawandel, es
werden auch ékonomische Chancen verpasst, die durch wirksamen Klimaschutz erschlossen wer-
den kénnen. Die im KMR aufgefihrten MaBnahmen entfalten bislang nicht die erforderliche Wir-
kung zur Beschleunigung der THG-Emissionsreduktion und kénnen auch externe Effekte nicht kom-
pensieren. Der Klima-Sachverstandigenrat betont, dass das Ambitionsniveau der gesetzlich
festgelegten Klimaschutzziele in Baden-Wiirttemberg angemessen und angesichts der Bedro-
hungslage durch den Klimawandel zwingend erforderlich ist. Abbildung 2 veranschaulicht ein-
drucklich die zur Zielerreichung bis 2030 jahrlich zu erbringende Reduktionsleistung.
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Abbildung 2: a) Entwicklung der THG-Emissionen in den Sektoren bis 2025 und Ziel 2030, b) Anderungen
der Treibhausgasemissionen im jeweiligen Vergleich zum Vorjahr. Darstellungen ohne LULUCF-Sektor. Ei-
gene Darstellung basierend auf Daten des Stala.

Die Entwicklung des vergangenen Jahres erh6ht die Emissionsminderungsnotwendigkeiten
fir die verbleibenden Jahre bis 2030 in nahezu allen Sektoren dramatisch. Wie schon in der
letztjahrigen Stellungnahme ausgeflhrt, hat einzig der Sektor Abfallwirtschaft die flir 2030 formu-
lierte ZielgréRBe des KlimaG BW nicht nur bereits erreicht, sondern deutlich Ubertroffen. Der Klima-
Sachverstandigenrat geht aus diesem Grund in der vorliegenden Stellungnahme nicht detailliert auf
den Sektor Abfallwirtschaft ein, adressiert die neuen Malinahmen aus diesem Bereich aber im In-
dustriesektor.

Weiterhin alarmierend ist, dass, wie bereits in der letztjahrigen Stellungnahme ausfuhrlich darge-
stellt, die fUr das Erreichen der baden-wurttembergischen Klimaschutzziele notwendige Treibhaus-
gassenke im LULUCF-Sektor seit 2018 ihre Funktion weitgehend verloren hat. Dies hat direkte Aus-
wirkungen auf die Erreichbarkeit des im KlimaG BW festgeschriebenen THG-Minderungsziel von
- 65 % bis 2030. Es impliziert eine Senkenleistung von LULUCF in Héhe von 4,4 Mio. t CO,-Aq. im Jahr
2030. Angesichts zunehmender Klimaschaden in allen Landnutzungen erscheint eine Ruckkehr zu
einer stabilen Treibhausgas-Senkenfunktion in den kommenden Jahrzehnten aus heutiger Sicht
sehr unwahrscheinlich. Die aktuellen MaBnahmen und Instrumente (UBA, 2026) sind gleichzeitig
vollig unzureichend, um diese Lucke kurzfristig zu schlieBen.

Die Konsequenzen fur die Klimaschutzbemihungen des Landes sind daher erheblich: Sollte der
LULUCF-Sektor die fir 2030 angenommene Senkenleistung nicht leisten kénnen, sind zum Errei-
chen des -65 %-Ziels bis 2030 und zur Einhaltung des Zielpfads zur Netto-Treibhausgasneutralitat
(Kelm et al., 2023) zusatzliche Minderungsleistungen in den anderen Sektoren zu erbringen, zusatz-
lich technische Senken zu erschlieBen und parallel MaBnahmen zu ergreifen, um die naturlichen
Senken moglichst zu stabilisieren.
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3.3 Sondervermogen ,Infrastruktur und Klimaneutralitat”

Mit dem vom Bund letztes Jahr beschlossenen Sondervermégen ,Infrastruktur und Klimaneutrali-
tat” (SVIKG) werden Uber das Lander-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz (LuKIFG) den
Bundeslandern und Kommunen 100 Mrd. € weitergeleitet. Bereits Anfang des Jahres beschrieb der
Klima-Sachverstandigenrat Baden-Wurttemberg zusammen mit anderen Klimabeirdten der Bun-
deslander in einem gemeinsamen Appell die historische Chance, die das Sondervermdgen fur den
Klimaschutz bietet (WKB Brandenburg, 2026). Sie forderten eine obligatorische Kopplung der Mittel
an MalBnahmen zum Erreichen der Klimaneutralitat, fur die Klimafolgenanpassung und zur Star-
kung der 6kologischen Resilienz.

Baden-Wurttemberg erhielt mit 13,1 Mrd. € den drittgro3ten Ladnderanteil nach Nordrhein-Westfa-
len und Bayern. Zukunft KlimaSozial hat die Mittelverwendung in Baden-Wirttemberg (Stand
14.07.2026, Abbildung 3) ausgewertet.! Demnach leitet Baden-Wirttemberg mit zwei Dritteln
(8,8 Mrd. €) einen im Landervergleich hohen Anteil direkt an seine Kommunen weiter. Dieser Anteil
ist fur investive MaBnahmen in die kommunale Infrastruktur vorgesehen; weitere - insbesondere
klimabezogene - Vorgaben fur die Verwendung macht das Land nicht. Die Ubrigen 4,3 Mrd. €, die
beim Land selbst verbleiben, sind in Abbildung 3 nach Infrastrukturbereichen aufgeteilt dargestellt.
Der grof3te Anteil entfallt auf Investitionen in die Modernisierung und Sanierung sozialer Infrastruk-
tur, wovon eine Milliarde Euro fir Gesundheitseinrichtungen vorgesehen sind. Etwa 1,4 Mrd. € der
Mittel kdnnen keinem Infrastrukturbereich zugeordnet werden. Da keine konkreten MalRnahmen
fur die Mittel bekannt sind, sind Aussagen zur Klimawirkung nur eingeschrankt méglich.
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Abbildung 3: Aufteilung der Mittel aus dem Lédnder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz (Lu-
KIFG) des Landes Baden-Wiirttemberg. Quelle: Zukunft KlimaSozial

1 Analyse Zukunft KlimaSozial; unveréffentlichtes Papier in Anlehnung an Kaiser et al. (2026)
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Damit die Investitionen ihre Klimawirkung entfalten kénnen und langfristig wirken, fordert der
Klima-Sachverstandigenrat von der Landesregierung:

e eine Kopplung der Mittel an MalRnahmen zum Erreichen der Klimaneutralitat, fir die Klima-
folgenanpassung und die Starkung der dkologischen Resilienz;

e eine offene Positivliste von klimafreundlichen MaBnahmen fur die kommunalen Mittel von
8,8 Mrd. €, um den Kommunen bei ihren eigenstandigen Investitionsentscheidungen Orien-
tierung zu geben;

e eine prioritdre Zuteilung der noch nicht zugeordneten Landesmittel von 4,3 Mrd. € in Zu-
kunftsfelder wie

o Energie- und Warmewende: z.B. Ausbau erneuerbarer Energien, intelligenter
Netze und Speicher, energetische Sanierung von Gebduden und Umstellung auf er-
neuerbare Warmeversorgung,

o Mobilitidt der Zukunft: z.B. Elektrifizierung von OPNV, Logistik und privater Mobili-
tat sowie der Ausbau von Rad- und FuRBwegen,

o klimaresiliente Infrastruktur: z.B. Schutz von Gebauden, Verkehrswegen und kri-
tischen Infrastrukturen vor Klimafolgen sowie neue Ansatze zum Wasserrickhalt
und zur Wassergewinnung,

o Forschungs- und Bildungsinfrastruktur: z.B. Starkung der Klimaschutzforschung,
Intensivierung des Dialogs zwischen Wissenschaft und Politik und der Férderung
von Reallaboren.

Neben den Mitteln fUr Lander und Kommunen werden aus dem Sondervermogen weitere
100 Mrd. € fur den Klima- und Transformationsfonds (KTF) bereitgestellt (BMF 2026). Aus dem KTF
werden unter anderem MalBnahmen des Aktionsprogramms Naturlicher Klimaschutz (ANK) finan-
ziert, mit dem naturliche Okosysteme als Kohlenstoffspeicher gestarkt und inre Widerstandsfahig-
keit gegenuber den Folgen des Klimawandels erhéht werden sollen (BMUV 2023). Fur den Landwirt-
schafts- und Landnutzungssektor ist insbesondere der Moorschutz von Bedeutung. Mit der 2026
eingefuhrten Palu-Férderrichtlinie werden die dauerhafte und weitgehende Wiedervernassung
land- und forstwirtschaftlich genutzter Moorbdden sowie die anschlieBende nasse Bewirtschaftung
gefordert (BMUKN 2026).

In Baden-Wurttemberg werden bereits verschiedene Projekte im Landnutzungssektor mit Mitteln
des ANK unterstutzt. Geférdert werden sowohl personelle Kapazitaten fur Information, Vernetzung
und Austausch, unter anderem durch das am Regierungsprasidium TUbingen angesiedelte Regio-
nalburo, als auch konkrete Mal3nahmen in den Bereichen Wald, Landwirtschaft und zum Schutz und
zur Wiederherstellung von Moordkosystemen bis hin zur Transformation zu einer moorbodener-
haltenden landwirtschaftlichen Nutzung. Als wichtiges Pilotprojekt wird gemeinsam mit Bayern die
Forderung einer Leuchtturmregion ,Schwabisches Donautal” angestrebt, das im Rahmen der Palu-
Forderrichtline finanziert werden wirde.
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3.4 Bewertung des Koalitionsvertrages und der Entwicklung des
Klima-MaRBnahmen-Registers

+Aus Verantwortung firs Land” - so lautet der Titel des Koalitionsvertrag fir Baden-Wirttemberg
fur die Legislaturperiode 2026 bis 2031. Vor dem Hintergrund der bereits deutlich spurbaren Aus-
wirkungen des dynamischen Klimawandels in Baden-Wurttemberg und der damit verbundenen ne-
gativen Effekte fUr Industrie, Gewerbe und Handwerk, Land- und Forstwirtschaft, Bildungs- und Pfle-
geeinrichtungen sowie die Gesundheitsversorgung und das alltédgliche Leben der Menschen hatte
der Klima-Sachverstandigenrat eine Fortsetzung und eigentlich auch Steigerung der Ambitionen bei
der Umsetzung von KlimaschutzmalBnahmen erwartet.

Im Koalitionsvertrag heil3t es: ,Das Zwischenziel 2030 (ibertragen wir auf einen landeseigenen Korridor,
der den Durchschnitt der Emissionen im Sechsjahreszeitraum der Jahre 2028 bis 2033 abbildet. Die Sek-
torziele leiten wir parallel dazu in eine ambitionierte Sektorenverantwortung Gber.” (BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN & CDU, 2026, S. 61)

Aus Sicht des Klima-Sachverstandigenrats bedeutet dies defacto die Abschaffung der Sektor-
ziele und damit der MessgréRRen, anhand derer Erfolg und Misserfolg beim Klimaschutz trans-
parent nachvollziehbar und eindeutig nachgewiesen werden kénnen. Denn Sektorziele sind
nicht nur reine Rechengréf3en. Sie quantifizieren auch die Verantwortlichkeit des jeweiligen Sektors
fur die Klimawirkung. Zudem ermdéglichen sie die zielgerichtete MalRnahmenentwicklung und eine
Ursachenanalyse bei Abweichungen. Daher sind sie ein entscheidendes Element fir erfolgrei-
chen Klimaschutz. Dies ist bereits im geltenden KlimaG BW verankert. Daher bleibt unklar, was im
Koalitionsvertrag mit der Uberleitung in eine ,ambitionierte Sektorverantwortung” gemeint ist. In
jedem Fall gehen durch die Abschaffung der Sektorziele konkrete sektorale OrientierungsgréfRen
verloren. Ohne die droht aber ein Verantwortungs- und Zustandigkeitsproblem, da jedes Ressort
darauf verweisen kann, dass Minderungen auch in anderen Sektoren erbracht werden kénnen.

Hinzu kommt: Der avisierte Korridor stellt eindeutig eine Aufweichung und zeitliche Verschie-
bung des bisherigen Minderungsziels fiir 2030 dar, weil der Korridor nur zwei Jahre vor, aber
drei Jahre nach dem urspriinglichen Zieljahr umfasst. Damit wird ein Nachsteuern im Falle einer
Zielverfehlung verschleppt bzw. zeitlich nach hinten verlagert, weil man davon ausgehen wird, dass
die Ziele irgendwann innerhalb des Korridors erreicht werden kénnen. Generell kann ohne einen
jahrlichen Orientierungswert eine Zielabweichung erst sehr spat verbindlich festgestellt werden, ins-
besondere wenn die Berichtspflichten reduziert bzw. die Zeitraume verlangert werden, wie es im
Koalitionsvertrag angeklndigt ist. Da der gewahlte Sechsjahreszeitraum des Korridors Uber die lau-
fende Legislaturperiode hinausgeht, besteht die Gefahr, dass sich die Landesregierung ihrer politi-
schen Verantwortung flr das Erreichen der Klimaschutzziele gar nicht stellen muss, sondern dies
gezielt in die nachste Legislaturperiode verschiebt.

Dies begrindet sich darin, dass eine abschlieliende Bewertung der Zielerreichung erst mit Vorlage
der Emissionsdaten fur 2033 mdglich sein wird, was jedoch friihestens Mitte des Jahres 2034 der
Fall sein durfte. Vor dem Hintergrund der sich sehr dynamisch entwickelnden Bedrohungslage
durch den Klimawandel erscheint dieser Zeitpunkt viel zu spat. Auch eine Nachsteuerung mit Blick
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auf das Ziel der Treibhausgasneutralitat 2040 wird zu diesem Zeitpunkt nur noch mit sehr harten,
einschneidenden MaRnahmen ohne die Gewahrung von Ubergangsfristen moglich sein.

Die Ubertragung der Sektorziele in einen Korridor in der dargestellten Weise inkl. der damit verbun-
denen im Koalitionsvertrag verankerten Konsequenzen stellt aus Sicht des Klima-Sachverstandigen-
rats eine eindeutige Verschlechterung der bisherigen klimapolitischen Situation in Baden-Wurttem-
berg dar, was bei der gesetzlichen Ausgestaltung und Umsetzung verfassungsrechtliche Fragen auf-
werfen durfte, die sich aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr 2021 - rechtlich
korrekt dem Klimabeschluss vom 24. Marz 2021 (Az. 1 BvR 2656/18 u. a.) - ableiten.?

Allerdings lasst die Formulierung im Koalitionsvertrag, die den Durchschnitt der Emissionen im Sechs-
jahreszeitraum der Jahre 2028 bis 2033 als Stellgro3e heranzieht, auch eine andere Lesart zu. Der
Klima-Sachverstandigenrat interpretiert die gewahlte Formulierung so, dass - da die Regelung ohne
eine Quantifizierung nicht umsetzbar ist - aus dem Durchschnittswert Uber die sechs Jahre des Kor-
ridors eine maximale absolute Emissionsmenge definiert wird. Dies bedeutet, dass bei deutlichen
Uberschreitungen der Zielwerte in den ersten Jahren des Korridors die verbleibende zulassige Emis-
sionsmenge fir die Folgejahre des Korridors um diese Uberschreitung reduziert wird, was dann
bereits friihzeitig erhebliche Nachsteuerungsaktivitaten nach sich ziehen musste, um das Gesamt-
ziel zu halten. Eine derartige Ausgestaltung durfte keine Verschlechterung des Klimaschutzniveaus
darstellen und ist somit aus Sicht des Klima-Sachverstandigenrats die einzige Mdglichkeit einer ver-
fassungsrechtlich unbedenklichen Umsetzung des zitierten Passus des Koalitionsvertrags.

Einen weiteren Passus des Koalitionsvertrags halt der Klima-Sachverstandigenrat mit Blick auf mog-
liche Verschlechterungen beim Klimaschutz im Land auf mehreren Ebenen fir bedenklich: ,Wenn
politische MafSinahmen, die auf Bundes- oder EU-Ebene beschlossen werden, in Baden-Wiirttemberg zu
erhéhten Emissionen fiihren, werden diese Mehremissionen nicht auf den Korridor angerechnet” (BUND-
NIS 90/DIE GRUNEN & CDU, 2026, S. 61). Im Sinne einer klaren Kommunikation halt der Klima-Sach-
verstandigenrat es zwar fUr sinnvoll - so wie bisher auch - externe Einflusse transparent auszuwei-
sen und politisch einzuordnen. Eine Verrechnung in der tatsachlichen Emissionsbilanz des Landes
erscheint dagegen weder sinnvoll noch zielfiihrend im Sinne des Fortschritts beim Klimaschutz.

In der politischen Dimension erscheint die Formulierung im Koalitionsvertrag als Eingestandnis,
dass es ein sehr ambitioniertes Ziel ist, 5 Jahre von dem Bund und 10 Jahre vor der EU Treibhaus-
gasneutralitat erreichen zu wollen, weil ein Bundesland beim Klimaschutz nur Gber eingeschrankte
Handlungsspielraume und begrenzte ,Landes-Hebel" verfligt. Auch wenn das Festhalten am Treib-
hausgasneutralitatsziel 2040 im Koalitionsvertrag explizit betont wird, zieht sich die Landespolitik
damit aus der Verantwortung zurtick. Die Notwendigkeit, sich beim Bund und der EU fUr entspre-
chende Rahmenbedingungen einzusetzen, die es Baden-Wurttemberg ermdglichen, seine Ziele zu

2 Dieser Klimabeschluss wird als bislang wichtigste Gerichtsentscheidung im deutschen Klimaschutzrecht verstanden. Der
Klimaschutz erlangte durch die entsprechende Interpretation von Art. 20a des Grundgesetzes und den Freiheitsrechten jin-
gerer Generationen Verfassungsrang. Hieraus entstand aus einer intensiven Diskussion das juristische Konzept des sog.
.Verschlechterungsverbots” bzw. des ,Abwehrungsgebots” im Klimaschutz. Es besagt, dass einmal gesetzlich verankerte Kli-
maschutzstandards oder Emissionsminderungsziele nicht mehr politisch zuriickgenommen oder abgeschwacht werden dir-
fen, da dies die Freiheitsrechte zukinftiger Generationen rickwirkend gefahrdet.


https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_20a.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Grundgesetz_f%C3%BCr_die_Bundesrepublik_Deutschland
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erreichen, entfallt. Im Zusammenhang mit den Aussagen des Koalitionsvertrags, zuklnftig bei samt-
lichen Regelungen auf ,Gold-Plating” verzichten zu wollen, ist auch fraglich, wie mit méglichen Lan-
deroffnungsklauseln umgegangen wird. Um das Ziel der Nettotreibhausgasneutralitat bis 2040 er-
reichen zu kdnnen, an dem explizit festgehalten wird, muss Baden-Wurttemberg alle Mdglichkeiten
zur Verscharfung und Ausweitung von Malinahmen nutzen, wenn der Bund oder die EU diesen
Spielraum bieten - und zwar auch zum Wohle der baden-wurttembergischen Wirtschaft. Eine Auf-
weichung der Klimaziele entwertet bereits in Klimaschutz getatigte Investitionen und benachteiligt
gerade die Unternehmen, die frihzeitig auf die politisch vereinbarte Transformation gesetzt haben.
Politische Unsicherheit verzdgert Investitionen in emissionsarme Technologien. Baden-Wurttem-
berg verflgt Uber einen starken Cleantech-Sektor, der gerade Uber die gezielte Nutzung von Lan-
deroffnungsklauseln und ambitionierteren Klimaschutz einen verlasslichen Heimatmarkt finden
kann - zum Wohle der Wirtschaft und des Klimas. Die im Koalitionsvertrag erkennbare Abschwa-
chung beim Klimaschutz schwacht damit die Zukunftschancen der baden-wirttembergischen Wirt-
schaft.

Gleichzeitig birgt eine Umsetzung der gewahlten Formulierung auch operativ einige Herausforde-
rungen: Eine klare Abgrenzung der Einflussspharen ist oftmals kaum mdoglich. So wird beispiels-
weise der Kohleausstieg zwar durch die Bundesgesetzgebung festgelegt, er wird aber auch durch
den Ausbau der erneuerbaren Stromerzeugung im Land beeinflusst. Zusatzlich zu den tatsachlichen
Emissionsdaten des Statistischen Landesamts, die dann nicht mehr unmittelbar als Bewertungs-
grundlage dienen kdnnen, musste jahrlich ein kontrafaktisches Emissionsszenario erstellt werden,
aus dem abgeleitet werden kann, ob und inwiefern einzelne MalBnhahmen auf Bundes- oder EU-
Ebene zu Mehremissionen in Baden-Wurttemberg gefihrt haben. Aktuell ist offen, wer die Meh-
remissionen berechnet, nach welcher Methodik dies geschieht und wer die Berechnung unabhangig
pruft. Aus Sicht des Klima-Sachverstandigenrats besteht hier die Gefahr einer politischen Einfluss-
nahme bei der Wahl der Methodik.

Unklar ist zudem, ob emissionsmindernde Wirkungen von neuen ambitionierteren MaBnahmen auf
Bundes- und EU-Ebene dem Land weiterhin vollstdndig zugerechnet werden wurden, wahrend
emissionssteigernde Wirkungen herausgerechnet werden. Weiterhin bezieht sich der Koalitionsver-
trag auf MalRnahmen des Bundes und der EU, die beschlossen wurden. Wie wird aber mit MaRnah-
men verfahren, von deren Umsetzung auf EU- und Bundesebene ausgegangen wurde und deren
Klimaschutzwirkung man im Zielszenario berucksichtigt hatte, die aber schlicht nicht beschlossen
werden - Beispiel Kohleausstieg 2030. Die skizzierte asymmetrische Zurechnung mindert bzw. ver-
falscht die Aussagekraft des Korridors deutlich und schrankt die Nachvollziehbarkeit und Transpa-
renz bezuglich der tatsachlich in Baden-Wirttemberg entstandenen Emissionen massiv ein. Gerade
eine wie auch immer ausgestaltete Umsetzung dieses Teils des Koalitionsvertrag durfte nach Ein-
schatzung des Klima-Sachverstandigenrats zu einer deutlichen Verschlechterung hinsichtlich der Kli-
maschutzanstrengungen des Landes fuhren, zulasten der Wirtschaft und der Bevolkerung.

Des Weiteren ist der Klima-Sachverstandigenrat sehr besorgt angesichts der im Koalitionsvertrag
getroffenen Formulierung hinsichtlich des zukinftigen Umgangs mit einer drohenden erheblichen
Zielverfehlung: ,Im Falle der Anerkennung einer drohenden erheblichen Zielabweichung durch die Lan-
desregierung legt sie gemeinsam fest, inwiefern und welche neuen MafSnahmen im Klimamafnahmenre-
gister zu hinterlegen sind” (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN & CDU, 2026, S. 61). Vor dem Hintergrund der
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Erfahrungen mit den Ergebnissen der Projektionen 2024 und der seitens des Klima-Sachverstandi-
genrats zweifelsfrei festgestellten Erheblichkeit der Zielverfehlung, die -17 % (bzw. -25 % bei Bertck-
sichtigung einer deutlich reduziert Senkenleistung des LULUCF-Sektors) entsprach, fehlt dieser For-
mulierung die notwendige Verbindlichkeit. Eine Einigung auf notwendige, einschneidende MalRnah-
men erscheint wenig wahrscheinlich. Der Klima-Sachverstandigenrat spricht sich klar dafur aus,
dass im Falle einer anhand wissenschaftlicher Daten und Methoden festgestellten Zielabweichung
kein zusatzlicher politischer Anerkennungsakt erforderlich sein darf, um das Ergreifen von Mal3nah-
men auszuldsen. Andernfalls konnte die Landesregierung faktisch selbst dariber entscheiden, ob
der Mechanismus zur Nachsteuerung ausgeldst wird.

Der Koalitionsvertrag enthalt auch Aussagen zur zukunftigen Rolle des Klima-Sachverstandigenrats.
Mit der Formulierung,, Wir werden den Aufgabenbereich des Klimasachversténdigenrates neu definieren.
Dabei bleibt die beratende Funktion des Klimasachverstindigenrates unangetastet. In diesem Zuge redu-
zieren wir die Berichtspflichten nach § 16 des Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetzes Baden-
Wiirttemberg”(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN & CDU, 2026, S. 61) verbindet der amtierende Klima-Sach-
verstandigenrat die Sorge, dass das bisherige Monitoring des Klimaschutzfortschritts eingeschrankt
werden kdnnte, was in Zeiten eines dynamisch voranschreitenden Klimawandels ein falsches Signal
darstellt. Ein jahrliches Monitoring erdffnet die Chance, zu erkennen, dass die ergriffenen MalRnah-
men noch nicht ausreichen und die Stellschrauben zu identifizieren, an denen gedreht werden
muss, um die Entwicklung positiv zu beeinflussen. Auch vor dem Hintergrund, dass fir Klimaschutz-
maRnahmen das Geld der Steuerzahler ausgegeben wird, ist ein regelmaRiges Monitoring zur Uber-
prufung der Wirksamkeit dieser Malinahmen und die Schaffung der entsprechenden Transparenz
wichtig. Da unabhangige Einschatzungen auch vor dem Hintergrund der aktuell anvisierten Locke-
rung sektoraler Verbindlichkeiten und der Einfihrung komplexer Ausnahmeregelungen nochmal
deutlich an Relevanz zunehmen werden, erscheint die Reduzierung der Berichtspflichten deutlich
nachteilig fir die Transparenz und Information der Offentlichkeit.

Auch der im Koalitionsvertrag formulierte allgemeine Haushaltsvorbehalt mag zwar fiir Koalitions-
vertrage aufgrund der noch ausstehenden Haushaltsverhandlungen tblich sein. Der Klima-Sachver-
standigenrat mochte allerdings darauf hinweisen, dass gerade dies auch bei in Klimagesichtspunk-
ten positiv zu bewertenden Ankindigungen und Vereinbarungen offenlasst, ob und wann sie tat-
sachlich realisiert werden. Dies fuhrt weiterhin zu Unsicherheit und fehlender Planbarkeit mit allen
bereits genannten negativen Folgen fur Wirtschaft und Gesellschaft. Der Klima-Sachverstandigen-
trat kritisiert auch die negative Konnotation von Investitionen in den Klimaschutz. Diese sind keine
kurzfristigen Haushaltsbelastungen, sondern Investitionen in die Zukunft, die einerseits wirtschaft-
liche Aktivitat in Baden-Wurttemberg ausldsen und sich andererseits in verminderten Klimaschaden
und vermiedenen Klimaschadenskosten oder auch allgemein in Form geringerer Energie- und Be-
triebskosten widerspiegeln. Klimaschutz rechnet sich und kann mit den richtigen MaRnahmen -
etwa einer Sanierungsoffensive - als Konjunkturprogramm wirken.

Die sektoralen Vereinbarungen des Koalitionsvertrages werden in den jeweiligen sektorspezifischen
Kapiteln erlautert.
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EXKURS: Auswirkungen Burokratieabbau

Die Reform gesetzlicher Berichtspflichten gewinnt im Zuge der aktuellen BUrokratieabbau-Debatte
in Politik und Wirtschaft zunehmend an Dynamik. Dies spiegelt sich auch im Koalitionsvertrag fur
Baden-Wurttemberg mit der Anklndigung eines Effizienzgesetzes wider. Der Klima-Sachverstandi-
genrat begril3t grundsatzlich den Abbau von Burokratie und damit einhergehender Hirden insb.
auch fur meldende Instanzen wie Unternehmen. Dies hat er auch bereits in seinen Empfehlungen
der vergangenen Stellungnahmen sowie jungst auch spezifisch in seiner Stellungnahme zum Gesetz
zur Reduktion burokratischer Vorschriften (Regelungsbereinigungsgesetz) zum Ausdruck gebracht
(Schmidt et al., 2025). Allerdings wies er hierbei auch darauf hin, dass stets eine Balance zwischen
Notwendigkeit und Belastung gewahrt werden sollte und der Abbau burokratischer Hirden auf kei-
nen Fall zu Lasten des Klimaschutzes oder der Klimawandelanpassung und damit zu Lasten der
Zukunftssicherung und des Bevolkerungsschutzes gehen darf. Vor diesem Hintergrund blickt er der-
zeit mit Sorge auf einige, aktuell geplante Anderungen in der Unternehmensstatistik sowie dem Um-
weltstatistikgesetz (UStatG), welche insbesondere die Datenbasis fur die Umwelt- und Klimabericht-
erstattung betreffen. Hierzu gehdren Umstellungen in der Produktionsstatistik im Rahmen des
neuen Systems der Unternehmensstatistiken (SysdU), wie etwa die Reduzierung der Meldefrequenz
von vierteljahrlich auf jahrlich sowie die Verringerung der Detailtiefe von der 9- auf die 8-Steller-
Ebene. Dies schwacht die Datenbasis sowohl fur die frihzeitige Schatzung von Treibhausgasemissi-
onen als auch fur die Ermittlung prozessbedingter CO,-Emissionen von Bund und Landern. Gleich-
zeitig ist das regionale Datenangebot bislang unzureichend definiert, obwohl eine exakte AufschlUs-
selung bis auf Gemeindeebene fir die regionale CO,-Bilanzierung und u. a. die zukiinftige Standort-
planung von CCS-/CCU-Technologien benétigt wird. Im Rahmen der Anderung des Umweltstatistik-
gesetzes ist im derzeitigen Referentenentwurf zudem ab dem Berichtsjahr 2028 bei den Erhebun-
gen zu den GUtern und Leistungen fur den Umweltschutz (GLU) eine Umstellung von der Betriebs-
auf die Unternehmensebene vorgesehen. Eine solche Umstellung wirde die regionale Zuordnung
von bspw. Umsatzen und Beschaftigten verhindern, wodurch dem Land gerade im Hinblick auf die
aktuelle GreenTech-Strategie wichtige Informationen fur die Entscheidungsfindung und Erfolgsmes-
sung schlicht fehlen wirden. Vor diesem Hintergrund weist der Klima-Sachverstandigenrat noch-
mals darauf hin, dass geplante burokratische Entlastungen die fir eine verlassliche Klimaberichter-
stattung notwendige empirische Basis auf keinen Fall gefahrden durfen. Hierauf muss das Land
nicht nur bei den eigenen Initiativen zum Blrokratieabbau ein besonderes Augenmerk haben, son-
dern dies auch im Rahmen seiner Moglichkeiten auf Bundesebene einfordern.

BEWERTUNG DER ENTWICKLUNG DES KLIMA-MABNAHMEN-REGISTERS

Wie auch in seinen vorangegangenen Stellungnahmen zum KMR erkennt der Klima-Sachverstandi-
genrat an, dass die zustandigen und federflUhrenden Ministerien mit der Formulierung und Pflege
von MalRnahmen im KMR sowie auch der Darstellung der Fortschritte im Rahmen der sektoralen
Berichte ihren Verpflichtungen gemal KlimaG BW nachgekommen sind. Zudem ist positiv hervor-
zuheben, dass das Klima-MalRnahmen-Register seit seiner Einfuhrung erkennbar weiterentwickelt
wurde. So ist in den unterschiedlichen Sektoren ein umfangreiches Portfolio an Klimaschutzaktivi-
taten etabliert worden, das auch fir die Offentlichkeit transparent nachprifbar ist. Dabei werden
KlimaschutzmalRnahmen nicht nur punktuell neu initiiert, sondern vielfach auch Uber mehrere Jahre
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fortgefuhrt und teilweise gezielt weiterentwickelt. Insgesamt stammen im aktuellen Kern-KMR
90 MalRnahmen aus 2022, 68 aus 2023, 48 aus 2024, 35 aus 2025 und 31 aus dem Jahr 2026.

Es ist hierbei jedoch wichtig zu betonen, dass allein aus der Zahl, Laufzeit und FortfUhrung der MaR-
nahmen nicht direkt auf deren Beitrag zur Erreichung der Klimaschutzziele geschlossen werden
kann. Ein quantitativ umfangreiches MalRnahmenportfolio ist in diesem Kontext nicht als gleichbe-
deutend mit einem hinreichend wirksamen MalRnahmenportfolio zu sehen. Die Ministerien nehmen
bei der Eintragung der MaBnahmen in das KMR selbst eine Einordung zur Wirkungsweise der MaR-
nahmen vor. BerUcksichtigt man diese, wird erkennbar, dass rund zwei Drittel der MaBnahmen im
Kern-KMR eine vorbereitende, flankierende oder indirekte Wirkung beigemessen wird (siehe Abbil-
dung 4). Der Klima-Sachverstandigenrat weist darauf hin, dass er die Einschatzung der Ministerien
zur Wirksamkeit der MalBnahmen zwar genutzt hat, um die untenstehende Grafik zu erstellen, diese
jedoch nicht zwingend teilt.

Der Klima-Sachverstandigenrat betont, dass gerade MaBnahmen, welche etwa die Bereiche For-
schung, Beratung, Vernetzung, Strategieentwicklung oder die Schaffung planerischer Grundlagen
umfassen, wichtig sind und notwendige Voraussetzungen fur Klimaschutz und Transformation
schaffen kdnnen. Allerdings sind dies auch eher MalRnahmen einer frihen Phase der Klimaschutz-
wirksamkeit. Nach Einschatzung des Klima-Sachverstandigenrats muss Baden-Wurttemberg drin-
gend wesentlich mehr MaBnahmen mit einer unmittelbar und kurzfristig emissionsmindernden
Wirkung umsetzen. Auch mit Blick auf den Zeitbereich bis 2030 und 2040, in dem die MaBnahmen
mit mittel- und langfristiger direkter Wirkung bereits Minderungseffekt erzielen sollten, erscheint
deren Anteil immer noch vergleichsweise klein. Selbstverstandlich ist stets zu betrachten und ein-
zuschatzen, ob die Kombination der MaBnahmen die fir die jeweiligen Sektorziele erforderliche
Emissionsminderung tatsachlich und rechtzeitig auslésen kann und fiir die jeweilige Phase des Kli-
maschutzfortschritts angemessen erscheint.

Aus Sicht des Klima-Sachverstandigenrats muss Baden-Wurttemberg in dieser Legislaturperiode mit
dem KMR in eine neue Phase eintreten, die die zweifelsfrei weiterhin wichtigen flankierenden Mal3-
nahmen auch verstarkt um MaBnahmen mit kurzfristigen und direkten Klimaschutzwirkungen er-
ganzt. Denn Abbildung 4 zeigt, dass selbst nach der Selbsteinschatzung der Ministerien kaum Mal3-
nahmen mit einer kurzfristigen direkten Klimaschutzwirkung im Kern-KMR vorhanden sind.
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Abbildung 4: Uberblick iber Mafsnahmen im Kern-KMR nach Sektor und vom jeweiligen Ministerium ein-
geschatzter Wirkungsweise.

Hinzu kommt, dass mit zunehmender Reife des KMR allein die Zahl der neu aufgenommenen MaR3-
nahmen nicht mehr als geeigneter Mal3stab fur die Dynamik der Klimapolitik gelten kann. So ist
beispielsweise gerade bei langfristig angelegten MaBhahmen mit direktem Klimaschutznutzen de-
ren konsequente Fortfuhrung und Skalierung wichtiger als die regelmal3ige Aufnahme neuer Mal3-
nahmen. Der nachweisbare Umsetzungsfortschritt bestehender Malinahmen muss daher starker
in den Vordergrund ricken. Hierfir benétigt das KMR aber belastbare Meilensteine und Fort-
schrittsindikatoren. Andernfalls lasst sich bei fortlaufenden Malinahmen kaum unterscheiden, ob
diese tatsachlich kontinuierlich vorangetrieben werden oder lediglich GUber mehrere Jahre im Regis-
ter fortgefuhrt werden.

Der Klima-Sachverstandigenrat halt daher eine Weiterentwicklung vom Aktivitats- zum Wirkungs-
monitoring mit einer klaren Formulierung von Zielen und Meilensteinen in den MaBhahmen selbst,
und eine Erfassung der Outputs und Outcomes inkl. THG-Wirkung, zumindest fur prioritdre MaR-
nahmen fur zwingend erforderlich.
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4 Schwerpunktthema: Grine Leitmarkte als In-
strument fur Innovation und Wettbewerbsfahig-
keit in Baden-Wurttemberg

.Die baden-wiirttembergische Wirtschaft steht vor der gréfSten Herausforderung seit Bestehen des Landes.
Es geht um Arbeitspldtze, Wohlstand und die Zukunftschancen der jungen Generation." Mit diesen Wor-
ten beginnt das zweite Kapitel des Koalitionsvertrags der Landesregierung, das den Titel ,Wirtschaft,
Handwerk, Arbeit und Tourismus” tragt. Der Klima-Sachverstandigenrat teilt diese Einschatzung un-
eingeschrankt, sieht aber die baden-wlrttembergische Wirtschaft mit noch weitaus grof3eren Her-
ausforderungen konfrontiert, als im Koalitionsvertrag benannt. Diese leiten sich unmittelbar aus
den in Kapitel 3.1aufgezeigten, bereits spurbaren Folgen des Klimawandels ab, die sich zunehmend
negativ auf den Alltag der Menschen auswirken.

Vor diesem Hintergrund halten die Sachverstandigen den formulierten Anspruch, an nachhaltiges
Wirtschaften, den ,Klimaschutz voranzubringen, ohne Wertschépfung, Beschaftigung und industri-
elle Substanz unseres Landes zu gefdhrden” (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN & CDU, 2026) nicht fur aus-
reichend. Vielmehr braucht es Steuerungsinstrumente, die eine klare Win-Win-Situation bei Investi-
tionen in Modernisierung, Transformation, Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsmalinahmen
fur Unternehmen ergeben und damit die Bedingungen fur die Wettbewerbs- und Zukunftsfahigkeit
der Wirtschaft klar verbessern. Denn es bedarf deutlicher Anreize, um Investitionsentscheidungen
zu beschleunigen, die positive Klimawirkungen haben. Der Koalitionsvertrag liefert zwar Ansatze wie
die Schaffung einer Greentech-Allianz, den Einsatz fur den Aufbau einer international wettbewerbs-
fahigen Batteriewertschopfungskette oder das Vorantreiben von Wasserstoff als Schltsseltechno-
logie fur eine klimaneutrale Wirtschaft. Aber es fehlt an konkreten MalRnahmen oder der Text be-
wegt sich ausschlielRlich im angebotsorientierten Spektrum der Industriepolitik: Forschungsférde-
rung, Infrastrukturentwicklung, Ansiedlungsstrategien, Clusterpolitik, Exportinitiativen. Diese als
»Technology-Push” bekannten MalBnahmen adressieren die Technologieentwicklung und sind wich-
tig, um Innovationen anzureizen und die Wettbewerbsfahigkeit zu sichern. Doch sie reichen nicht
aus, um eine ,Wachstumsagenda fur Baden-Wirttemberg und Arbeitsplatze mit Zukunft* (BUNDNIS
90/DIE GRUNEN & CDU, 2026) zu garantieren. Langfristig erfolgreiche Industriepolitik braucht einen
MalBnahmenmix aus ,Technology Push” und ,Market Pull". Letztere schaffen erst die erforderliche
Nachfrage nach neu entwickelten Produkten und damit ein Mindestmal? an Investitionssicherheit
fur Unternehmen.

Gerade fur die so innovationsgepragte Region Baden-Wirttemberg halten die Sachverstandigenden
den gezielten Einsatz von Market-Pull-Malinahmen flr dringend geboten. Exemplarisch soll hier das
Konzept der ,grinen Leitmarkte” beleuchtet und mogliche Umsetzungsoptionen auf Landesebene
analysiert werden.

4.1 Konzept griiner Leitmarkte

Grune Innovationen weisen im Vergleich zu konventionellen Innovationen die Besonderheit auf,
dass der durch sie erzeugte Umweltnutzen der gesamten Gesellschaft zugutekommt, die oftmals
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hoheren Entwicklungskosten aber primar beim produzierenden Unternehmen verbleiben. Dies
fuhrt zu einer klassischen Form von Marktversagen: Durch die fehlende Berticksichtigung des ex-
ternen Nutzens der grinen Innovation sowie der externen Kosten der konventionellen Konkurrenz-
produkte leidet die Wettbewerbsfahigkeit der griinen Innovationen und die Markteinfihrung wird
erschwert oder ganz verhindert. Auch fur grine Produkte gilt zudem das innovationstypische Di-
lemma, dass die Idee nach Erlangen der Marktreife kostenglinstig von Wettbewerbern kopiert wer-
den kann (Beise & Rennings, 2005) und somit kein entsprechender Ruckfluss der Entwicklungskos-
ten erzielt werden kann.

Die Schaffung gruner Leitmarkte zielt darauf ab, durch gezielte Regulierung und strategische An-
reize seitens des Staats eine verldssliche Nachfrage nach grinen Innovationen im Heimatmarkt zu
schaffen, um neue Produkte, Grundstoffe oder Verfahren schneller am Markt zu etablieren (Agora
Industrie, 2024). Dies gibt Planungssicherheit fir innovative Unternehmen, erleichtert den Zugang
zu Kapital und damit Investitionsentscheidungen und ermdglicht eine planbare Skalierung der gru-
nen Produktion. Unternehmen haben durch den frihen Heimatmarkt First-Mover-Vorteile, wie die
schnelle Realisierung von Lern- und Skaleneffekten. Kénnen diese Technologien, Produkte und
Standards anschlieBend erfolgreich auf weitere Markte exportiert werden, entwickelt sich die ur-
sprungliche Pionierregion zum internationalen Leitmarkt.

Zur Entstehung erfolgreicher Leitmarkte tragen verschiedene Faktoren bei (siehe Tabelle 1). Neben
der Generierung von Kosten-, Transfer- und Exportvorteilen zahlen hierzu auf regionaler Ebene ins-
besondere die frihzeitige Implementierung eines férderlichen regulatorischen Rahmens, die ge-
zielte Entwicklung einer frihen Nachfrage ebenso wie die Entwicklung technologischer Kompeten-
zen (Beise & Rennings, 2005; Quitzow et al., 2014; Losacker & Liefner, 2020).

Der Leitmarktansatz ist im Kern ein nachfrageorientiertes Innovationskonzept. Im Mittelpunkt ste-
hen deshalb MalBnahmen, die einen frihen Markt far klimafreundliche Produkte schaffen und
dadurch Investitions- und Innovationsanreize setzen (Beise & Rennings, 2005; Quitzow et al., 2014).
Dementsprechend sollten die zentralen Strategien insbesondere auf Instrumente der Marktgestal-
tung, etwa nachhaltige 6ffentliche Beschaffung, Produktstandards oder regulatorische Mindestan-
forderungen fokussieren. Gleichzeitig setzt die Entstehung erfolgreicher Leitmarkte voraus, dass
Unternehmen die entstehende Nachfrage auch bedienen kénnen. Technologieorientierte Innovati-
onsforderung sowie systemische Malinahmen wie Cluster, Standardisierung oder Technologie-
transfer stellen daher keine Alternative zum Leitmarktansatz dar, sondern schaffen erst die notwen-
digen Voraussetzungen, damit Marktbildungsprozesse Gberhaupt wirksam werden kdnnen. Neuere
Arbeiten zu regionalen Leitmarkten betonen deshalb neben Nachfrage- und Regulierungsvorteilen
ausdricklich auch technologische Kompetenzen als eigenstandigen Leitmarktfaktor (Losacker &
Liefner, 2020). Deshalb sollte gerade Baden-Wrttemberg die Chancen nutzen, die griine Leitmarkte
bieten und diese mit den entsprechend aufeinander abgestimmten Malinahmen aufbauen.
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Tabelle 1: Uberblick (iber Leitmarktfaktoren und mégliche politische Hebel

Leitmarktfaktor

Ziel / Hintergrund

Magliche politische Hebel
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Beispiele

Kostenvorteil

Transfervorteil

Exportvorteil

Regulatorischer
Vorteil

Nachfrage-
vorteil

Schaffung (lander)spezifischer Bedingungen,
die zu relativ niedrigen Kosten fir das natio-
nal bevorzugte Innovationsdesign fihren

Schaffung (lander)spezifischer Bedingungen,
die Demonstrations- und Mitlaufereffekte fur
ein Innovationsdesign hervorrufen

Forderung der ErschlieBung int. Zielmarkte
sowie Einbeziehung auslandischer Nachfrage-
praferenzen in das Innovationsdesign

Schaffung verlasslicher regulatorischer Rah-
menbedingungen, die Entwicklung, Marktein-
fuhrung und Diffusion griner Innovationen
férdern

Schaffung von Bedingungen, welche die Nach-
frage nach einer Innovation erhéhen

Produktionsférderung, Carbon Contracts for Dif-
ference, Infrastrukturausbau, Investitionsforde-
rung fr Erstanlagen, steuerliche Férderung

Standardisierung, Zertifizierung, Referenzpro-
jekte, Reallabore, Demonstrationsprojekte, Mo-
dellregionen, Technologietransferstellen

Internationale Normung, internationale De-
monstrationsprojekte, Exportférderung, Messe-
und Delegationsprogramme

CO,-Bepreisung, Standards, Grenzwerte, Verga-
bevorgaben, Umweltauflagen, Nachhaltig-
keitskriterien

Offentliche Beschaffung, Marktpramien, Bonus-
programme, Quoten, steuerliche Anreize

EU-Innovationsfonds

LESS-Label, Passivhaus-
standard, DGNB-Label

Global Gateway; Export-
initiative Energie

EU ETS, EU-Okodesign-
Verordnung

Bundesfoérderung fur ef-
fiziente Gebaude, Clean
Vehicles Directive,

Umweltbonus

Aufbau und Starkung angebotsseitiger Inno-

vations- und Produktionskapazitaten, die Ent-

wicklung und Diffusion griner Technologien
ermoglichen

GreenTech BW Allianz,
Innovationscampus

F&E-Forderung, Clusterpolitik, Fachkraftepolitik,

Technologievorteil Start-up-Férderung

Leitmarktfaktoren nach Beise & Rennings (2005), Quitzow et al. (2014) und Losacker & Liefner (2020); Zuordnung méglicher politischer Hebel und
Beispiele durch die Autor:innen.

Nicht jede nachfrageseitige MalRnahme begrindet allerdings bereits einen Leitmarkt. Hierfir muss
die fruhe Nachfrage auf innovative und skalierbare Lésungen treffen, fir die im betreffenden Wirt-
schaftsraum technologische oder industrielle Kompetenzen bestehen und die grundsatzlich auf
weitere Markte Ubertragbar sind.

4.2 Griune Leitmarkte auf EU- und Bundesebene

Die EU hat das Leitmarktkonzept bereits im Jahr 2007 mit der ,Leitmarktinitiative fir Europa” auf-
gegriffen, um ausgewahlte Zukunftsbranchen durch aufeinander abgestimmte politische MaRnah-
men zu unterstitzen. Die MaBnahmen umfassten unter anderem Rechtsvorschriften, das 6ffentli-
che Auftragswesen sowie MaBnahmen der Normung, Kennzeichnung und Zertifizierung. Das Kon-
zept wird im Clean Industrial Deal und im vorgeschlagenen Industrial Accelerator Act fortgefuhrt,
die gezielt den Aufbau neuer, klimafreundlicher Leitmarkte fur Netto-Null-Technologien unterstuit-
zen sollen und mit deren Férderung gerade die Wettbewerbsfahigkeit europdischer Unternehmen
gestarkt werden soll (Kiper et al., 2026).

Zu den vorgesehenen MalRnahmen auf europaischer Ebene gehdéren ,Made in EU“-Kriterien und
~Low-carbon”-Anforderungen in der offentlichen Beschaffung und bei 6ffentlichen Férderprogram-
men, Malnahmen zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren sowie eine Uberarbeitung des
Vergaberechts - mit Blick auf die starkere BerUcksichtigung von Nachhaltigkeits- und Resilienz-Kri-
terien (Strategic Perspectives, 2025; Kottmann & Thomasberger, 2025).

Auf Bundesebene wurde im Jahr 2022 im damaligen Bundesministerium fur Wirtschaft und Klima-
schutz (BMWK) ein Stakeholder-Prozess zu grinen Leitmarkten gestartet, der schlief3lich in einem
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Konzeptpapier zu Leitmarkten fur klimafreundliche Grundstoffe resultierte (BMWK, 2024). Das Pa-
pier entwickelte Definitionen fur klimafreundliche Grundstoffe, machte Vorschlage zu Labels fur
Stahl, Zement und Ethylen und diskutierte mégliche Instrumente zur Etablierung griner Leitmarkte.
Ein wesentliches Ergebnis des Prozesses war die Einfihrung eines Labelsystems fur emissionsar-
men Stahl: Der ,Low Emission Steel Standard” (LESS) schafft hierbei ein einheitliches Bewertungs-
und Kennzeichnungssystem fir CO,-reduzierten Stahl und ist international anschlussfahig (WV
Stahl, 2024). Eine Zertifizierung nach LESS wird bereits von unabhangigen Prifstellen wie dem TUV
Nord und GUTcert angeboten. Erste Unternehmen wie Thyssenkrupp Steel und die Georgsmarien-
hitte haben den Prozess bereits durchlaufen (LESS AISBL, 2025a, 2025b).

Auch die aktuelle Bundesregierung greift das Konzept in ihrem Koalitionsvertrag auf und plant die
Etablierung von Leitmarkten als ,marktgerechtes Instrument” (CDU/CSU/SPD, 2025). Auch im Klima-
schutzprogramm 2026 wird die Schaffung und Forderung von Leitmarkten fur klimafreundliche
Grundstoffe hervorgehoben. Als ein wesentliches Instrument gilt hierbei die Verordnungsermachti-
gung im Rahmen des Vergabebeschleunigungsgesetzes Uber welche Vorgaben fur eine ,grine” of-
fentliche Beschaffung geregelt werden kdnnen (Kuper et al., 2026; BMUKN, 2026), eine Umsetzung
ist allerdings bislang nicht erfolgt.

Die bisherigen Bestrebungen auf EU- sowie Bundesebene verdeutlichen, dass eine nachhaltige &f-
fentliche Beschaffung (Green Public Procurement, GPP) eine SchlUsselrolle einnehmen kann. Es koén-
nen potenziell starke Hebelwirkungen erzielt werden, wenn der Staat als zentraler Ankerkunde fur
grune Produkte auftritt (Kiper et al., 2026): Die offizielle Vergabestatistik weist fur das Jahr 2024
innerhalb ihrer Erfassungsgrenzen ein Auftragsvolumen von rund 135 Mrd. Euro fur Deutschland
und 11 Mrd. Euro fUr Baden-Wiirttemberg aus (Destatis, 2026). Auf EU-Ebene belauft sich das er-
fasste Vergabevolumen auf jahrlich rund 670 Mrd. Euro (Jorpex, 2026). Das tatsachliche, reale Be-
schaffungsvolumen liegt laut gesamtwirtschaftlichen Schatzungen bei rund 2 Billionen Euro fur die
EU sowie bis zu 500 Mrd. Euro fur Deutschland (Bertelsmann Stiftung, 2025; OECD, 2019) und durfte
auch fur Baden-Wurttemberg nochmal deutlich Uber der offiziellen Statistik liegen. In Deutschland
sind hierbei Kommunen fur etwa 30 % des vergebenen Auftragsvolumens bzw. knapp 50 % der
vergebenen Auftrage verantwortlich (Bertelsmann Stiftung, 2025), was zeigt, dass auch auf den un-
teren Verwaltungsebenen nennenswertes Potenzial flr die Generierung eines verlasslichen Abnah-
mevolumens als erster Schritt fur die Bildung von Leitmarkten gegeben ist.

4.3 Leitmarkte als Ubergreifendes Landesinstrument

Wahrend der Ordnungsrahmen fur die Entstehung griner Leitmarkte auf EU- und Bundesebene
geschaffen wird - einheitliche Umweltstandards, Nachhaltigkeitsvorgaben sowie Instrumente wie
die 6ffentliche Beschaffung reduzieren Markteintrittsbarrieren und schaffen eine verlassliche Nach-
frage nach klimafreundlichen Produkten - muss auf Landes-, Regional- und Kommunalebene dieser
Ubergeordnete Rahmen gezielt genutzt werden, um die Diffusion jeweils lokal vorhandener klima-
freundlicher Lésungen zu beschleunigen und Uber diesen Weg Unternehmen zu unterstitzen, wie-
der zu wirtschaftlicher Starke zurtckzufinden.



4 Schwerpunktthema: Grine Leitmaérkte als Instrument fur Innovation und Wettbewerbsféhigkeit in Baden-
Wiirttemberg 34

Dieser Ansatz wird auch durch neuere wissenschaftliche Arbeiten zur Entwicklung des Leitmarkt-
konzepts gestiutzt. Denn wahrend Leitmarkte urspringlich vor allem als nationales Phanomen ver-
standen wurden (Beise, 2004; Beise & Rennings, 2005), zeigen neuere Arbeiten, dass auch Regionen
eigenstandige Leitmarktfunktionen tbernehmen kénnen (Losacker & Liefner, 2020). Gerade dieser
regionale Ansatz bietet die Moglichkeit, bspw. mittels landesspezifischer Strategien bestehende in-
dustrielle Kompetenzen gezielt weiterzuentwickeln, Innovationsprozesse regional zu beschleunigen
und damit Wettbewerbsvorteile zu generieren. Lander und Kommunen verfigen Uber ausreichend
eigene Gestaltungsmoglichkeiten, um die europaischen und bundespolitischen Rahmenbedingun-
gen nicht nur sinnvoll erganzen, sondern diese wesentlich gezielter wirksam werden lassen zu kén-
nen. Die Landesverwaltung, Landesbetriebe, 6ffentliche Unternehmen und die kommunale Be-
schaffung sowie kommunale Investitionen sind hier die Hauptansatzpunkte. Durch eine gezielte
Ausrichtung dieses Nachfrage- und Investitionssegments auf klimafreundliche Produkte kénnen
Lander die Entstehung gruner Leitmarkte aktiv beschleunigen und ihre eigenen wirtschaftlichen
Starken gezielt strategisch weiterentwickeln.

Baden-Wurttemberg weist fur die Bildung griner Leitmarkte glinstige Voraussetzungen auf. Das
Land verfligt Uber eine starke industrielle Basis mit international wettbewerbsfahigen Unternehmen
des Maschinen- und Anlagenbaus, der Automobilindustrie, der Bauwirtschaft sowie leistungsfahi-
gen mittelstandischen Zulieferstrukturen mit guter Anschlussfahigkeit an Green- und Cleantech-Be-
reiche und ein starkes Handwerk (Buchmann et al., 2025, Hutschek et al., 2026). Gleichzeitig kann
es auf eine leistungsfahige Forschungslandschaft und eine auch im internationalen Vergleich hohe
Innovationsstarke zurtickgreifen. Der Aufbau griner Leitmarkte bietet Baden-Wirttemberg die
Méglichkeit, Klimaschutz und Industriepolitik mit der Starkung regionaler Innovations- und Wert-
schopfungspotenziale zu verbinden.

Das Leitmarktprinzip entfaltet eine besonders grof3e Wirkung dort, wo frihe heimische Nachfrage
auf im Land ansassige Anbieter, ein noch nicht festgelegtes dominantes Produktdesign und export-
fahige Guter trifft. Dadurch kénnen Lern- und Skaleneffekte entstehen, die sich in Folgemarkten in
Wettbewerbsvorteile Ubersetzen. In anderen Bereichen wirkt 6ffentliche Nachfrage dagegen primar
als Nachfragebtindelung und Standardsetzung: Sie sichert Absatz und senkt Investitionsrisiken ent-
lang regionaler Wertschdpfungsketten, ohne dass daraus zwingend ein Exportvorteil erwachst.
Beide Wirkungswege sind klimapolitisch relevant, stellen aber unterschiedliche Anforderungen an
die Instrumentenwahl.

Die folgenden Beispiele zeigen sowohl mogliche Leitmarkte im engeren Sinne als auch Bereiche, in

denen 6ffentliche Nachfrage vor allem zur Bindelung, Standardisierung oder beschleunigten Ver-
breitung klimafreundlicher Lésungen beitragen kann. Dabei gilt es zu beachten, dass das Leitmarkt-
prinzip nicht gleichermalen auf alle Branchen und Bereiche Ubertragbar ist. Manche Technologien
eignen sich bspw. nur fur regionale Markte, da sie beispielsweise fir andere klimatische Bedingun-
gen ggf. stark adaptiert werden mussten. Generell gilt, dass das Leitmarktkonzept dort besonders
wirksam ist, wo 6ffentliche Nachfrage oder staatliche Rahmenbedingungen einen wesentlichen Ein-
fluss auf Investitions- und Kaufentscheidungen haben.

Im Sektor Energiewirtschaft kann beispielsweise die im Klimaschutz- und Klimawandelanpas-
sungsgesetz Baden-Wurttemberg (KlimaG BW) verankerte Solarpflicht als ein nachfrageanreizendes
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bzw. -stabilisierendes Instrument verstanden werden. Auch wenn bei der Photovoltaik langst ein
dominantes Produktdesign besteht und die Produktion Uberwiegend aul3erhalb Europas stattfindet,
profitieren regional insbesondere das lokale Installationshandwerk und heimische Hersteller von
~Balance-of-System“-Komponenten wie Dachhaken, Wechselrichtern, Kabeln etc. Aufgrund des
etablierten Produktdesigns und der Uberwiegend auRereuropadischen Modulproduktion handelt es
sich dabei jedoch eher um Nachfrageverstetigung und Markthochlauf als um einen Leitmarkt im
engeren Sinne.

Im Sektor Abfall- und Abwasserwirtschaft ist die EinfiUhrung der vierten Reinigungsstufe bei kom-
munalen Klaranlagen ein anschauliches Beispiel fir den Aufbau regionaler Kompetenzen durch eine
frihe politische Unterstitzung. Baden-Wurttemberg war gemeinsam mit der Schweiz und Nord-
rhein-Westfalen ein wichtiger Vorreiter (KomsS, 2025; Xylem Analytics, 2019). Das fruh gegrindete
Kompetenzzentrum Spurenstoffe-BW (KomS) begleitete Machbarkeitsstudien, Pilotprojekte und
groldtechnische Umsetzungen wissenschaftlich (UM, 2026a), das Land férderte den Ausbau zusatz-
lich finanziell (RPS, 2023). Dadurch konnten Umwelttechnikunternehmen sowie Ingenieurbiros
frihzeitig Know-how in Planung, Bau und Betrieb entsprechender Anlagen aufbauen. Mit der inzwi-
schen beschlossenen EU-weiten Einfuhrung der vierten Reinigungsstufe durften sich daraus Wett-
bewerbsvorteile und zusatzliche Marktchancen fur diese Unternehmen ergeben.

Mit Blick auf die Zukunft bietet die CO,-Abscheidung und -Speicherung an bspw. thermischen Ab-
fallbehandlungsanlagen (TAB) ebenso wie an Biomasseheizkraftwerken die Mdéglichkeit, nicht nur
Treibhausgasneutralitdt, sondern sogar negative Emissionen zu erreichen. Baden-Wurttemberg
kann hier Uber die Initiierung von Pilot- und Demonstrationsprojekten friihzeitig Kompetenzen auf-
bauen und die Voraussetzungen flr eine spatere Skalierung schaffen. Hierfiir sind tragfahige For-
der- und Finanzierungskonzepte zu entwickeln. Dem Leitmarktgedanken folgend eignen sich beson-
ders solche Standorte, die Mullverbrennung, Biomassekraftwerke als auch industrielle Anlagen in
hoher Dichte aufweisen, etwa die Metropolregion Rhein-Neckar. Entscheidend fur den Erfolg ist hier
eine schnelle, konsequente Entwicklung von Infrastrukturen, sowohl fir den Transport als auch fur
die Speicherung von CO,. In diesem Kontext kann die geplante Umsetzung der Opt-In-Option fiur
eine mogliche CO,-Speicherung in Baden-Wirttemberg im Kohlendioxid-Speicherungsgesetz
(KSpTG) einen zusatzlichen Handlungsrahmen eréffnen.

Dies adressiert auch den Sektor Industrie. Hier ist heute insbesondere die energieintensive Grund-
stoffindustrie - unter anderem die Stahl-, Zement-, Kalk-, Glas-, Papier- und Chemieindustrie - noch
fur einen groBen Teil der Treibhausgasemissionen verantwortlich. Die technischen Optionen fur
eine treibhausgasneutrale Gestaltung der Prozesse sind vorhanden oder in der Erprobung, etwa
Carbon Capture an Zementanlagen, der Ersatz von Erdgas durch grinen Wasserstoff in der Bau-
stahlerzeugung und in der Glas- und Papierproduktion, der Einsatz von griinem Wasserstoff oder
anderen grunen Vorprodukten wie griines Ammoniak oder griines Methanol in der chemischen In-
dustrie. In vielen Fallen fehlt jedoch ein tragfahiges Geschaftsmodell. Grine Alternativen sind hier
nicht generell unwirtschaftlich, bieten aber aktuell ein geringeres Erléspotenzial als fossilbasierte
Prozesse, was Investitionsentscheidungen verhindert. Schrittweise ansteigende Anforderungen
oder Quoten fur emissionsarme Grundstoffe und treibhausgasneutrale oder -arme Produkte in der
offentlichen Beschaffung kénnten dazu beitragen, einen Absatzmarkt fur die klimafreundlichen Va-
rianten zu schaffen und damit die Investitionssicherheit zu erhéhen. Die Anforderungen miussen
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dabei ambitioniert, aber mit realistischen Umsetzungszeitraumen fur die Skalierung ausgestaltet
sein, um Investitionsanreize zu setzen, ohne Wettbewerb und Produktverfigbarkeit unangemessen
einzuschranken. Voraussetzung sind einheitliche Produktdefinitionen und Berechnungsmethoden,
Uberpriufbare Nachweise sowie eine regelmaRige Anpassung an die Marktentwicklung. Hier kann
Baden-Wurttemberg durch eine weitere Anpassung seiner Beschaffungsrichtlinien wichtige Impulse
setzen. In anderen Bundeslandern gibt es hierflr erste Beispiele, u. a. der Bau der Hamburger U-
Bahnlinie U5, wo Obergrenzen fur die THG-Intensitat des Bewehrungsstahls und des eingesetzten
Zements definiert werden.

Im Sektor Verkehr wirkt die ,,Clean Vehicles Directive” (CVD) der EU fur den 6ffentlichen Personen-
nahverkehr (OPNV) und die Beschaffung von Bussen dhnlich wie ein Leitmarkt. Durch die Vorgaben
zur Treibhausgaseinsparung bei der Neubeschaffung dominieren mittlerweile Busse mit alternati-
ven Antrieben, so dass die Hersteller mangels Nachfrage auf die Entwicklung von EU7-konformen
Verbrennungsmotoren aus Wirtschaftlichkeitsgrinden verzichten wollen (Westerheide, 2023). Ba-
den-Wurttemberg kann diese Entwicklung durch Beschaffungsvorgaben in verwandten Anwen-
dungsbereichen gezielt ausweiten.

Ein weiteres nachfrageorientiertes Instrument im Verkehrssektor wéare die auf EU-Ebene diskutierte
EinfGhrung von Flottengrenzwerten fur Unternehmen, mit dem Ziel, dass Unternehmen zuneh-
mend emissionsfreie Fahrzeuge beschaffen. Gerade in Deutschland, wo zwei Drittel der neu zuge-
lassenen Fahrzeuge einen gewerblichen Halter aufweisen (KBA, 2026), wirden ambitionierte Grenz-
werte fUr Unternehmens- und Flotten der &ffentlichen Hand einen gesicherten Absatzmarkt far
Elektrofahrzeuge bieten. Dies konnte insbesondere flr deutsche Hersteller positive Wirkungen er-
zielen. Der unmittelbare Handlungsspielraum des Landes liegt jedoch vor allem bei den eigenen
Fuhrparks, landeseigenen Unternehmen und gefdrderten Verkehrsleistungen. Die Aufnahme eines
Kriteriums flr einen nachhaltigen Fuhrpark bzw. die Sicherstellung eines treibhausgasarmen bzw. -
freien GuUtertransports in der 6ffentlichen Beschaffung kdnnte die Durchdringung des Guterver-
kehrs mit alternativen Antrieben beschleunigen - zugunsten der Nutzfahrzeughersteller in Baden-
Wadrttemberg.

Im Sektor Gebaude hat Baden-Wirttemberg eine starke Industrie im Bereich der Gebaude- und
Versorgungstechnik. Die Etablierung einer gemeinsamen Beschaffung von Modernisierungs- und
Versorgungssystemen konnte einen Nachfrageschub bewirken, der baden-wirttembergische Un-
ternehmen starkt und gleichzeitig zum Klimaschutz im Land beitragt. So schreiben bereits einzelne
Kommunen kostenglnstige Standard-Angebote fur Warmepumpen aus (Enkhardt, 2026). Ahnliche
Ansatze waren auch fur Landesliegenschaften denkbar, moglicherweise erganzt um lokale Kriterien
oder andere Handlungsbereiche wie Dammung der Obersten Geschossdecke, Einsatz von Gebau-
deautomation, Nachrustung von Photovoltaik-Anlagen o.a. Damit kénnten Standard-Technologie-
ansatze entwickelt und kostengunstiger verbreitet werden.

Baden-Wirttembergische Unternehmen sind auch in der Entwicklung klimafreundlicher Baumate-
rialien, z. B. klimafreundlichem Zement, tatig. Bereits mit dem CO,-Schattenpreis und den Lebens-
zyklusbetrachtungen im staatlichen Hochbau werden Anreize geschaffen, die Klimawirkung der
Bauphase starker in den Blick zu nehmen. Durch weitergehende, stufenweise ansteigende Anforde-
rungen bei Bauprojekten des Landes kdnnte dieser Effekt noch verstarkt werden. Ein besonderer
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Hebel liegt dabei in der Nachfrage nach emissionsarmen Grundstoffen wie Stahl und Zement, wie
im Beispiel des Industriesektors dargestellt.

Im Sektor Landwirtschaft wirkt beispielsweise die 6ffentliche Gemeinschaftsverpflegung als nach-
frageseitiger Hebel. Mit der Verwaltungsvorschrift Kantine (VwV Kantine) hat Baden-Wurttemberg
fUr die rund 40 Landeskantinen mit etwa zwei Millionen Mittagessen jahrlich verbindliche Vorgaben
geschaffen: bis 2030 mindestens 40 Prozent 6kologisch erzeugte und 75 Prozent als nachhaltig ein-
gestufte Lebensmittel, ein finanzieller Ausgleich fur Mehrkosten sowie taglich mindestens ein vege-
tarisches oder veganes Gericht.

Die Klimawirkung bleibt jedoch hinter dem Maéglichen zurtck, weil die VwV Nachhaltigkeit primar
Uber Regionalitat und kurze Transportwege definiert. Der Transportanteil an den Emissionen von
Lebensmitteln liegt bei den meisten Produkten unter 10 Prozent, bei Rindfleisch bei etwa 0,5 %.
Entscheidend sind Produktionsweise und Produktwahl, mit je nach Herkunft rund 20 bis
60 kg CO2-Aq. je Kilogramm Rindfleisch gegentber unter 1 kg je Kilogramm Hlsenfrichte (Poore &
Nemecek, 2018). Eine Erganzung der Beschaffungskriterien um produktionsbezogene Klimaanfor-
derungen sowie schrittweise steigende Vorgaben fir den Anteil pflanzenbasierter Mendilinien, ana-
log zu den Quotenansatzen in der Industrie, wurde die Klimawirkung deutlich erhéhen. Empirisch
steigt der Absatz pflanzlicher Gerichte mit ihrem Angebotsanteil, ohne nennenswerten Rickgang
der Gesamtnachfrage (Garnett et al., 2019). Der Hebel liegt dabei weniger im Abnahmevolumen als
in der Standardsetzung: Kriterien, die sich in der Landesverpflegung bewahren, lassen sich auf Kli-
niken, Hochschulen und kommunale Einrichtungen Gbertragen — ein Modellprojekt fur Kliniken ist
in der VwV bereits angelegt.

Im Bereich der Biookonomie verfolgt die Landesstrategie ,Nachhaltige Bio6konomie Baden-Wurt-
temberg” (UM, 2026b) bereits das Ziel, nachwachsende Rohstoffe sowie biogene Rest- und Neben-
stréme verstarkt in hochwertige Wertschépfungsketten zu Gberfihren, die Entwicklung innovativer
biobasierter Produkte voranzutreiben sowie Stoff- und Kohlenstoffkreislaufe zu schlieen. Der Leit-
marktansatz kann diese Strategie gezielt erganzen. Uber éffentliche Beschaffung und éffentliche
Bauvorhaben kann hier eine verlassliche Nachfrage nach nachhaltigen Produkten und Verfahren
geschaffen und damit Investitionssicherheit sowie Skalierungsmaoglichkeiten entlang der gesamten
Biodkonomie-Wertschopfungskette ermdglicht werden.

Besondere Potenziale bestehen im Bau- und Werkstoffbereich. Aufbauend auf der Holzbaustrategie
Baden-Wurttemberg (MLR, 2018) kann der konstruktive Holzbau durch den verstarkten Einsatz wei-
terer biobasierter Materialien erganzt werden. Hierzu zahlen beispielsweise Dammstoffe, Kleb-
stoffe, Impragnierungen und funktionale Werkstoffe auf Basis nachwachsender Rohstoffe sowie
Materialien, in denen mittels Carbon Capture and Utilization abgeschiedener Kohlenstoff langerfris-
tig gebunden wird.

Als Ausgangstoffe flr solche biobasierten Produkte kommen insbesondere landwirtschaftliche
Neben- und Reststoffe sowie Biomasse aus Paludikulturen oder anderen mehrjahrigen Kulturen
infrage. Eine starkere Berucksichtigung solcher Produkte im Rahmen der &ffentlichen Beschaffung
kann neue Absatzmarkte erschliel3en, regionale Wertschopfung starken und gleichzeitig Anreize fur
eine nachhaltige landwirtschaftliche Produktion schaffen. Hier verfigt das Land mit der MBW Mar-
keting- und Absatzférderungsgesellschaft fur Agrar- und Forstprodukte Uber ein bereits etabliertes
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Instrument der Absatzférderung, mit dem es unmittelbar steuernden Einfluss, z. B. auf nachhaltiges
Verpackungsmaterial, ausiben kann.

Eine Ausweitung auf eigens angebaute Biomasse ist dagegen differenziert zu bewerten: Wahrend
der standortangepasste Anbau alternativer Kulturen zur stofflichen Nutzung, etwa von Faserhanf
oder Faserlein, die Fruchtfolgen erweitern und damit Biodiversitdt und Gewasserschutz fordern
kann, steht eine intensive Biomasseproduktion diesen Zielen in der Regel entgegen und verscharft
Flachenkonkurrenzen. Grine Leitmarkte flr biobasierte Produkte sind daher an Nachhaltigkeitskri-
terien zu knupfen, die diese Zielkonflikte begrenzen.

4.4 Fazit

Diese Beispiele zeigen, dass Baden-Wurttemberg erhebliches technologisches Potenzial in unter-
schiedlichsten klimaschutz- und klimawandelanpassungsrelevanten Bereichen besitzt. Grine Leit-
markte oder andere aufeinander abgestimmte Technology Push und Market-Pull-Instrumente kén-
nen hier wirtschaftliche Transformation, Klimaschutz, Ressourceneffizienz, Rohstoffresilienz, Krisen-
vorsorge und die langfristige Sicherung nachhaltiger Umwelt- und Lebensbedingungen gezielt mit-
einander verbinden. Der Klima-Sachverstandigenrat sieht hier die Landesregierung in der Pflicht,
geeignete Leitmarktfelder zu identifizieren und die vorhandenen landespolitischen Handlungsmaog-
lichkeiten konsequent zu nutzen.

Als ersten Schritt schlagt der Klima-Sachverstandigenrat die Anpassung der Beschaffungsrichtlinien
des Landes mittels einer Erganzung der bisherigen Nachhaltigkeitskriterien um einen klaren Klima-
schutzfokus vor. Teil dessen sollte die Einfuhrung klarer Vorgaben oder Quoten fur den Einsatz kli-
maneutraler Baustoffe, Energietrager und Kraftstoffe in 6ffentlichen Auftrégen sein. Zum Nachweis
sollte - wo vorhanden - auf die auf EU- und Bundesebene eingeflhrten Labels zurickgegriffen wer-
den, um hier unmittelbar die Anschlussfahigkeit herzustellen und fir die Unternehmen keinen zu-
satzlichen Aufwand zu verursachen. Die Anforderungen sollten dabei stufenweise ansteigend aus-
gestaltet werden, um klar den Pfad zur Treibhausgasneutralitdt 2040 zu adressieren und damit Plan-
barkeit und Investitionssicherheit fir die Unternehmen zu bieten. Bei anfanglich niedrigen Quoten
durften zudem die zu erwartenden Mehrkosten fur die 6ffentliche Hand nicht zu stark ins Gewicht
fallen. Mit steigender Produktion sollten Lern- und Skaleneffekte realisiert werden kénnen, so dass
auch bei steigenden Quoten die Mehrkosten die 6ffentlichen Haushalte nicht Gberfordern darften.

Diese Beschaffungsrichtlinien sollten aus Sicht des Klima-Sachverstandigenrats explizit auch fur die
mit dem Sondervermoégen fur Infrastruktur und Klimaneutralitat verbundenen Aktivitaten zur An-
wendung kommen, um mit den hier ausgereichten Mitteln den gréolitmaoglichen Nutzen fir den Kili-
maschutz ebenso wie fur die Wirtschaft in Baden-Wurttemberg zu erzielen.

Des Weiteren sollten derartige Vorgaben auch auf die Forderprogramme des Landes ausgeweitet
werden, so dass eine seitens des Landes gewahrte finanzielle Unterstitzung mehrfach positiv fur
die baden-wirttembergische Wirtschaft wirken kann. Hier sollten auch die Moglichkeiten der Ein-
bindung von local content Anforderungen aktiv genutzt werden, um Unternehmen, die sich in neue
Technologiefelder wie Elektrolyse oder Batteriespeichertechnologien vorgewagt haben, Uber die Be-
reitstellung eines Heimatmarkts erste Referenzprojekte zu ermdglichen. Auch wenn dies auf den
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ersten Blick protektionistisch erscheint - die internationale Konkurrenz agiert ganz genauso. Kein
baden-wurttembergischer Anbieter hat eine Chance an einem chinesischen Férderprogramm fur
Elektrolyseure zu partizipieren. Daher sollte das Land Baden-Wirttemberg gerade bei neuen Tech-
nologien etwas mehr Protektionismus wagen, um die baden-wUrttembergischen Unternehmen im
internationalen Wettbewerb zu unterstitzten.

Daruber hinaus erwartet der Klima-Sachverstandigenrat, dass die Landesregierung einen klaren
Fahrplan entwickelt, wie grine Leitmarkte und weitere nachfrageorientierte Instrumente zur schnel-
leren Diffusion klimafreundlicher Technologien Made in Baden-Wirttemberg entwickelt bzw. imple-
mentiert werden sollen. Dies schlie8t den Aufbau eines schlanken und effizienten Monitorings zur
Uberwachung der Effekte und zur schnellen und flexiblen Nachsteuerung im Fall von Fehlentwick-
lungen ein.
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5 Sektorspezifische Analyse des Fortschritts beim
Klimaschutz in Baden-Wirttemberg

5.1 Energiewirtschaft

5.1.1 Einschatzung der Emissionsentwicklung bis 2025

Die Emissionen im Sektor Energiewirtschaft stiegen im Jahr 2025 im Vergleich zum Vorjahr deutlich
von 12,5 Mio. t CO,-Ag. auf 15,3 Mio. t CO2-Aqg., was einem Anstieg um 22,3 % entspricht (Abbildung
5). Die Emissionen stammten dabei zu 65,4 % aus der Stromerzeugung, zu 16,7 % aus der Fernwar-
meerzeugung, zu 16,8 % aus Raffinerien sowie zu 1,1 % aus diffusen Emissionen aus Energiegewin-
nung und -verteilung. Der deutliche Anstieg ist dabei weitliberwiegend auf einen markt- und witte-
rungsbedingten Anstieg der Steinkohleverstromung zurtckzufuhren. Dieser betrug ca. 44 % gegen-
Uber dem Vorjahr und fiihrte zu Emissionen von 10 Mio. t CO>-Aq. in der Stromerzeugung. Die Emis-
sionen der Fernwarmeerzeugung verzeichneten einen leichten, vor allem durch die kalte Witterung
bedingten Anstieg um 5,4 % auf 2,55 Mio. t CO,-Aq., wahrend die Emissionen der Raffinerie um 0,9 %
geringflgig auf 2,56 Mio. t CO,-Ag. sanken und die diffusen Emissionen sich mit 0,17 Mio. t CO>-Aq.
auf dem Vorjahresniveau bewegen.
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Abbildung 5: a) Entwicklung der THG-Emissionen im Sektor Energiewirtschaft bis 2025 und Ziel 2030, b)
Anderungen der Treibhausgasemissionen in der Energiewirtschaft im jeweiligen Vergleich zum Vorjahr.
Eigene Darstellung basierend auf Daten des Stala

STROMERZEUGUNG

Nach den teilweise sehr deutlichen marktbedingten Emissionsriickgangen der Steinkohleverstro-
mung in den Jahren 2023 und 2024 ist im Jahr 2025 die Situation eingetreten, auf die der Klima-
Sachverstandigenrat in seinen Stellungnahmen zum Fortschritt des Klimaschutzes in den vergange-
nen Jahren bereits hingewiesen hatte: Solange der Kohleausstieg nicht durch einen tatsachlichen
Fuel-Switch von Kohle zu Erdgas mit der Perspektive Wasserstoff vollzogen ist, sind durch externe
Einflisse wie Energiepreisentwicklungen, Witterungsbedingungen (Fernwarmebedarf, Rickkihlung
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der Kraftwerke) etc. jederzeit wieder deutliche Emissionsanstiege in Baden-Wurttemberg moglich.
Die CO,-Bepreisung durch den EU-ETS entfaltet in diesen Situationen keine ausreichende regionale
Wirkung in Baden-Warttemberg.

Zur Bewertung der tatsachlichen Umsetzung des Fuel-Switches hilft ein Blick in die Kraftwerksliste
der Bundesnetzagentur. Fir 2026 ist die Inbetriebnahme von 1.337 MW Kraftwerksleistung auf Ba-
sis von Erdgas/Wasserstoff an den Standorten Altbach und Heilbronn angektindigt, wahrend gleich-
zeitig fur 2026 eine Uberfiihrung von 1.033 MW Steinkohle und 65 MW Erdgas an den genannten
Standorten in die Netzreserve vorgesehen ist. Bis 2029 sind weitere 683 MW Kraftwerksleistung auf
Basis von Steinkohle und 73 MW auf Basis von Erdgas/Mineralélprodukten zur Stilllegung bzw. Uber-
fuhrung in die Netzreserve angezeigt. Laut Sektorbericht Energiewirtschaft ist zudem der Standort
Stuttgart Munster seit April 2026 vollstandig kohlefrei. Weiterhin wurde mit der Verabschiedung des
Strom-Versorgungssicherheits- und Kapazitdtengesetzes (StromVKG) auf Bundesebene ein wesent-
licher Fortschritt zur Finanzierung der Umsetzung der Transformation der Kraftwerke erzielt. Die
erste Ausschreibungsrunde soll im September 2026 durch die Bundesnetzagentur starten, auch
wenn die beihilferechtliche Genehmigung seitens der EU noch aussteht. Der vollstandige Kohleaus-
stieg fur Baden-Wurttemberg bis 2030 kann damit zwar noch nicht als gesichert eingestuft werden,
mit Blick auf das Sektorziel bis 2030 sind aber wesentliche Beitrage zur Emissionsreduktion zu er-
warten. Generell sind bei der Bewertung des kiunftigen Kraftwerksbedarfs auch die Potenziale an-
derer Flexibilitatsoptionen, insbesondere von Batteriespeichern, zu berlcksichtigen. Deren Ausbau
und Leistungsfahigkeit haben sich zuletzt sehr dynamisch entwickelt.

Kritisch aus Sicht des Klima-Sachverstandigenrats ist dabei die fehlende Verbindlichkeit hinsichtlich
der Umstellung der neuen thermischen Kraftwerke auf treibhausgasneutralen Wasserstoff. Dies
fuhrt zu Unsicherheiten hinsichtlich der zuklnftigen Auslastung der Wasserstoffinfrastrukturen und
damit zu Verzdgerungen bei Investitionsentscheidungen und beim Bau. Hierdurch kommen nicht
nur die Emissionsminderungen in der Energiewirtschaft erst deutlich spater, sondern der fehlende
Zugang zu Wasserstoff verhindert auch die rechtzeitige Transformation in der (energieintensiven)
Industrie. Die laufenden Aktivitdten zur Unterstitzung des Wasserstoffhochlaufs auf Landesebene
werden dies kaum kompensieren kdnnen.

Die Anderung des Kohlendioxid-Speicherung- und Transport-Gesetzes (KSpTG) auf Bundesebene
schafft den rechtlichen Rahmen fur die Entwicklung von COz-Infrastrukturen und Lagerstatten - eine
zwingende Voraussetzung fir die Implementierung von Carbon Capture Technologien zur Abschei-
dung von unvermeidbareren COz-Emissionen. Ohne CO>-Abscheidung in Verbindung mit CO>-Nut-
zung und SchlieBung der Kohlenstoffkreislaufe oder CO,-Speicherung kann die Energiebereitstel-
lung aus der thermischen Abfallverwertung nicht treibhausgasneutral werden.

Bis 2030 sind fur die Zielerreichung des Energiesektors zumindest erste Schritte zur Implementie-
rung von CCS in der thermischen Abfallbehandlung erforderlich. Mit der am 17.07.2026 von der EU-
Kommission vorgeschlagenen Reform des EU-ETS | wiirde die Thermische Abfallverwertung zudem
EU-ETS-zertifikatspflichtig, wodurch der Einsatz von Carbon Capture bis spatestens 2040 unumgang-
lich werden durften. Der Klima-Sachverstandigenrat begrif3t diesen Vorschlag, da er EU-weit ein-
heitliche Bedingungen schafft und zugleich Anreize zur Verringerung der Abfallmengen durch Aus-
weitung des Materialrecyclings setzt. In Baden-Wurttemberg dulrfte dieser zusatzliche Anreizeffekt
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allerdings geringer ausfallen, da die thermische Abfallbehandlung und Mdillverbrennung hier be-
reits seit 2024 der nationalen CO,-Bepreisung im Rahmen des nationalen Emissionshandelssystems
(NEHS) unterliegen. Fiir Deponien sieht der Vorschlag zunachst verschérfte Vorgaben zur Uberwa-
chung, Berichterstattung und Prifung der Emissionen vor. Zudem enthalt er eine entsprechende
Review-Klausel fur eine mégliche Ausweitung des ETS auf Deponien, sofern es entgegen der Abfall-
hierarchie zu mehr Methanemissionen kommen sollte. Generell gilt es zu verhindern, dass unbe-
handelte Abfalle in Ldnder ohne Regelungen analog zur TA Siedlungsabfall verbracht und dort kos-
tenglnstig auf Deponien entsorgt werden, was erhebliche Methanemissionen nach sich ziehen
wurde (BDE, 2026).

ENTWICKLUNG ERNEUERBARER ENERGIEN

Trotz der witterungsbedingt geringeren Erzeugung aus Windenergie und Wasserkraft lieferten die
erneuerbaren Energien im Jahr 2025 rund 58 % der Bruttostromerzeugung bzw. Deckten gut 36,4 %
des Bruttostromverbrauchs im Land. Letzteres stellt einen neuen Rekordwert fir Baden-Wurttem-
berg dar und spiegelt den kontinuierlichen Fortschritt des Ausbaus insbesondere der Photovoltaik
und der Windenergie. Beiden kommt eine fUr eine treibhausgasneutrale Stromversorgung eine be-
sondere Bedeutung zu: Nach dem Energiekonzept der Landesregierung soll bis 2040 die Windener-
gie gut ein Drittel und die Photovoltaik rund die Halfte der Stromversorgung fir Baden-Wirttem-
berg bestreiten.

Die Photovoltaik lieferte im Jahr 2025 ca. 11,4 TWh Strom - 28 % der Bruttostromerzeugung und
immerhin fast 18 % des Bruttostromverbrauchs. Mit einem Zubau von 2.186 MW wurde bis zum
Jahresende eine Gesamtleistung von 14,75 GW erreicht. Der Zubau 2025 lag dabei nur leicht unter-
halb des Zubaus des Jahres 2024 von 2.251 MW. Aktuell sind in Baden-Wurttemberg 15,6 GW instal-
liert, wobei im laufenden Jahr 2026 bislang knapp 870 MW zugebaut wurden (Stand September
2026). Bis zum Zielwert von 47,2 GW fur 2040 fehlen somit noch 31,8 GW. Es wurde somit bislang
ca. ein Drittel der erforderlichen Leistung errichtet. Der weitere Ausbau der Photovoltaik hangt eng
mit der zuklnftigen Ausgestaltung des Erneuerbare-Energien-Gesetzes zusammen, das sich auf
Bundesebene aktuell noch im parlamentarischen Verfahren befindet. Sollte - wie aktuell vorgesehen
- die Vergutung fur kleine Dachanlagen gestrichen werden, dirfte der Markt in diesem Segment
deutlich zurtickgehen. Um die dadurch entstehenden Effekte insbesondere auch fir das installie-
rende Handwerk abzufangen und den Ausbau der Photovoltaik auf dem fir das Erreichen der Kli-
maschutzziele erforderlichen Niveau zu halten, schlagt der Klima-Sachverstandigenrat neben ent-
sprechenden Interventionen im laufenden Gesetzgebungsverfahren vor, die Weiterentwicklung der
bestehenden Photovoltaikpflichten hinzu einer allgemeinen Photovoltaikpflicht flr alle Gebdude
mit entsprechender Eignung bis zum Jahr 2040 zu prifen. Flankiert werden musste dies durch die
Entwicklung von Unterstitzungsmalinahmen, um fur die Verpflichteten eine 6konomisch tragfahige
Photovoltaiknutzung sicherzustellen. Parallel sind weitere Fdrder-, Beratungs- und Unterstlitzungs-
maoglichkeiten zur ErschlieBung bislang ungenutzter Dachflachenpotenziale zu entwickeln.

Im Jahr 2025 lieferten die 815 im Land installierten Windenergie-Anlagen mit knapp 2,1 GW Leistun-
gen ersten Berechnungen zufolge ca. 3,2 TWh, was knapp 8 % der Bruttostromerzeugung im Land
bzw. 5 % des Bruttostromverbrauchs entspricht. Hierin enthalten waren 36 Anlagen mit einer Leis-
tung von 187 MW, die im Laufe des Jahres 2025 zugebaut wurden - verglichen mit den Vorjahren
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ein deutlicher Anstieg (StalLa, 2026). Auch im Jahresverlauf 2026 gingen bereits 41 Anlagen mit einer
Leistung von 214 MW in Betrieb (Stand 21.09.2026), so dass aktuell in Baden-Wurttemberg 856
Windenergieanlagen mit einer Leistung von 2,28 GW betrieben werden. Hinzu kommen 1.775 in
Planung befindliche Windenergieanlagen mit einer Leistung von insgesamt 10 GW. Davon sind 237
Anlagen mit 1,5 GW bereits genehmigt, aber noch nichtin Betrieb und fir 1.314 Anlagen mit 8,57 GW
wurde die Genehmigung beantragt. Fir weitere 224 Anlagen mit 957 MW wurde die Anlagenpla-
nung vorgestellt.

Waurden alle in Planung befindlichen Anlagen tatsachlich gebaut, ware das Ziel fir 2040 von 12,1 GW
Windleistung sogar leicht Ubererfullt, auch wenn einige geplante Vorhaben Repowering-Vorhaben
sind. Die Umsetzung hangt jedoch wesentlich von der zukUnftigen Ausgestaltung der Forderregimes
ab. Die Novelle des Erneuerbaren Energien Gesetzes zusammen mit dem Netzpaket befindet sich
auf Bundesebene aktuell noch im parlamentarischen Verfahren. Der Klima-Sachverstandigenrat er-
wartet von der Landesregierung, dass sich diese intensiv fur die Belange des Windenergieausbaus
in Baden-Wurttemberg einsetzt, da ohne einen weiteren Ausbau nicht nur die Klimaschutzziele in
Baden-Wurttemberg nicht erreichbar sind, sondern auch die Attraktivitat des Wirtschaftsstandorts
sinkt - durch geringere Planbarkeit, geringere Versorgungssicherheit sowie geringeren Zugang zu
kostengunstigem Strom.

Durch die ausgepragte Komplementaritat der Windverhaltnisse in Baden-Wurttemberg kdnnen zu-
dem Schwankungen in der Windstromerzeugung anderer Regionen Deutschlands ausgeglichen
werden, so dass der Ausbau der Windenergie in Baden-Wirttemberg auch ein wichtiger Baustein
fur ein faires und solidarisches Energiesystem in ganz Deutschland ist. Er erganzt die starke Solar-
stromerzeugung im Land, erhoht die Versorgungssicherheit und reduziert den Bedarf an Redis-
patch-MaRRnahmen und Netzausbau. Eine Voraussetzung hierfur ist jedoch, dass die geplanten Aus-
bauvorhaben im Ubertragungsnetz zugig realisiert werden.

Auf Verteilnetzebene wirken aktuell haufig fehlende Netzanschlusskapazitaten ausbauverzdgernd.
Hier sind zeitnah pragmatische Lésungen wie die konsequente Uberbauung von Netzanschlissen
zu einer effizienten Nutzung und optimierten Auslastung der vorhandenen Infrastrukturen ebenso
erforderlich wie ein konsequenter, weiterhin beschleunigter Ausbau. Die aktuell diskutierten Lésun-
gen seitens der Bundespolitik erscheinen hier jedoch nicht geeignet, die erforderliche Beschleuni-
gung auszuldsen.

FERNWARMEERZEUGUNG, RAFFINERIE

Die aufgrund der kihleren Witterung gestiegene Nachfrage nach Fernwarme konnte nur durch eine
Erhdéhung des Einsatzes fossiler Energietrager gedeckt werden, was zu einem Anstieg der Emissio-
nen gefuhrt hat. Hieran wird erneut deutlich, dass die Dekarbonisierung der Fernwarme nicht nur
mit Nachdruck verfolgt, sondern nach Méglichkeit beschleunigt werden sollte. Geringere Abhangig-
keit von fossilen Energietragern bedeutet gleichzeitig geringere Preisvolatilitat und héhere Versor-
gungssicherheit.

Im Bereich der Raffinerien sind bislang keine Emissionsminderungen zu verzeichnen. Die Emissio-
nen liegen seit 2018 auf einem Niveau von 2,5 bis 2,6 Mio. t COziq und damit auf dem Niveau von
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1990. Der Klima-Sachverstandigenrat halt es daher fir entscheidend, zeitnah geeignete MalRnah-
men zur Emissionsminderung - wie den Einsatz von grinem Wasserstoff, die Abscheidung und
Kreislauffihrung prozessbedingter CO,-Emissionen (CCU) oder den Einsatz ,griner” Rohstoffe wie
grunes Methanol, griines Naphtha und Green Crude - zu implementieren, um dem aktuell geltenden
Reduktionspfad des EU-ETS entsprechend bis 2038 die Transformation zur treibhausgasneutralen
Raffinerie abgeschlossen zu haben, auch wenn mit dem vorliegenden Vorschlag der EU-Kommission
zur Anpassung des EU-ETS 1 an das Zwischenziel von -90 % bis 2040 auf EU-Ebene ggf. eine Stre-
ckung des Zeitraums, in dem noch Emissionszertifikate zur Verfigung stehen, verbunden sein wird

5.1.2 Bewertung der MaBnahmen im KMR und Koalitionsvertrag

Im KMR wurden fur den Sektor Energiewirtschaft vier neue MaBhahmen aufgenommen. Im Kern-
KMR befinden sich damit derzeit 53 aktive Malinahmen, von denen 18 als fortlaufend kennzeichnet
sind. Zur Diskussion der Malinahmen, die vor dem Bezugszeitraum dieser Stellungnahme einge-
stellt wurden, ist hiermit auf die vorangegangenen Stellungnahmen (Schmidt et al., 2023, 2024.
2025) verwiesen. Nachfolgend wird vertiefend auf die vier neu hinzugefiigten MaBhahmen einge-
gangen.

Das ,Rundschreiben zur Umsetzung des Warmeplanungsgesetzes im KlimaG BW" zahlt dabei vo-
raussichtlich eher auf das Sektorziel fir die Gebaude ein. Die Malinahme ,Pilotprojekt Kompetenz-
Transfer” adressiert erstmals das Thema Fachkraftemangel im Energiesektor und soll Gber Umschu-
lungsmalRnahmen qualifizierten Arbeitskraften aus anderen Branchen einen Quereinstieg ermaogli-
chen. Der Klima-Sachverstandigenrat begrif3t diese MaBnahme ausdricklich - gibt so das Thema
Klimaschutz auch Perspektiven fur Menschen, deren Zukunftsplanung durch strukturellen Wandel
und Transformation in der Wirtschaft bedroht erscheint. Die MalRinahme ,Forschungsvorhaben in-
telligente Netze und Sektorenkopplung” umfasst drei Forschungsvorhaben, die sich der Losung un-
terschiedlicher aktueller Herausforderungen im Kontext des Netzausbaus widmen. Vor dem Hinter-
grund der Dringlichkeit des Netzausbaus und den damit verbundenen Herausforderungen auch fur
das Erreichen der Klimaschutzziele unterstitzt der Klima-Sachverstandigenrat diese Aktivitaten. Ziel
muss eine schnelle Ubertragung der gewonnenen Erkenntnisse in die Praxis sein. Die vierte neue
MaRBnahme ,Integration der Elektromobilitat in die Verteilnetze - Schwerpunkt Netzintegration von
Ladeinfrastruktur fur schwere Nutzfahrzeuge” soll den Dialog der Netzbetreiber mit dem Kompe-
tenznetz LKW-Laden férdern, um pragmatische, praxistaugliche Lésungen zu erarbeiten. Der Erfolg
dieser MalBnahme wird sich in der Emissionsentwicklung des Verkehrssektors zeigen.

Mit Blick auf die Zielerreichung des Sektors Energiewirtschaft lasst sich Folgendes festhalten: Der
Kohleausstieg wird verfolgt und ist mit der Verabschiedung des StromVKG auf Bundesebene wahr-
scheinlicher geworden, da dieses eine Finanzierungsoption anbietet. Allerdings muissen sich hier die
baden-wurttembergischen Vorhaben auch erst im Wettbewerb durchsetzen. Beim Thema Wasser-
stoff ist die Euphorie aus dem Markt gewichen - viele Projekte verzégern sich oder werden nicht
mehr umgesetzt. Hier ist mit Nachdruck an der weiteren Umsetzung zu arbeiten, um Baden-Wdrt-
temberg den Zugang zu dieser Option zu 6ffnen - nicht nur als Energietrager, sondern insbesondere
mit Blick auf die Technologie- und Exportpotenziale. Im Bereich der erneuerbaren Energien verlan-
gen die Ausbauziele ab 2026 eine hohere Dynamik sowohl bei der Windenergie als auch bei der
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Photovoltaik. Diese wird nur eintreten, wenn die Reform des EEG und das Netzpaket auf Bundes-
ebene so gestaltete werden, dass die vielen bereits genehmigten und in Genehmigung befindlichen
Anlagen in den zuklnftigen Ausschreibungen erfolgreich bieten kdnnen. Hier besteht Nachbesse-
rungsbedarf beispielsweise mit einer klaren Stdquote fur die Windenergie. Auf Landesebene sollte
mit der Weiterentwicklung der Photovoltaikpflichten fir Gebdaude sowie Forder-, Beratungs- und
Unterstitzungsmoglichkeiten zur ErschlieBung bislang ungenutzter Dachflachenpotenziale nicht
nur der Ausbaupfad gesichert, sondern auch fur Kontinuitat fir das installierende Handwerk ge-
sorgt werden. Zudem bedarf es weiterer Malinahmen, gerade zum Netzausbau. Die fehlende Emis-
sionsminderung in der Raffinerie sollte Uber ein Programm ,Raffinerie der Zukunft” adressiert wer-
den, um die Zukunftsfahigkeit des Standorts und der Arbeitsplatze zu ermdglichen.

Vor diesem Hintergrund erscheinen die neuen MaRnahmen im KMR zwar sinnvoll im Sinne einer
stetigen Weiterentwicklung, sie sind jedoch in Art und Umfang der drohenden Zielverfehlung bis
2030 nicht angemessen.

KOALITIONSVERTRAG

Der Klima-Sachverstandigenrat begruf3t die im Koalitionsvertrag angedachte ressortibergreifende
Task Force Netzausbaubeschleunigung, liegt doch im schleppenden Netzausbau eine groRe Gefahr
fur Verzdgerungen beim Klimaschutz. Der Klima-Sachverstandigenrat wirde sich jedoch schnell
konkrete Projekte beispielsweise zur Uberbauung von Netzanschlusspunkten und einer optimierten
Einspeisung winschen, um schnelle Erfolge in der Praxis zu erzielen, die auch weit Uber Baden-
Waurttemberg hinaus die Resilienz des Energiesystems in Europa starken helfen wirden.

Zu begriufR3en ist zudem, dass der Empfehlung des Klima-Sachverstandigenrats gefolgt wurde, Kom-
munen an den Ertragen von EE-Anlagen wie Windkraftanlagen und Freiflachen-PV Uber eine ver-
pflichtende Umsetzung von 8§ 6 EEG im Land zu beteiligen. Dies sollte eine breitere Teilhabe der
Gesellschaft an den positiven Effekten des Klimaschutzes ermdglichen.

Der Klima-Sachverstandigenrat unterstitzt zudem die Initiative des Landes, die Opt-In-Option fur
die Speicherung an Land zu ziehen und die Eignung méglicher Lagerstatten fur CO, in Baden-Wdrt-
temberg untersuchen lassen zu wollen. Dies kénnte als beschleunigendes Element wirken und zur
friheren und kostenglnstigeren Verfligbarkeit von Lagerstatten flhren, weil deren Nutzung nicht
auf die Planung, Genehmigung und den Bau einer deutschlandweiten CO»-Transportinfrastruktur
angewiesen ware. Der Klima-Sachverstandigenrat pladiert in diesem Zusammenhang weiterhin fur
ein stringentes Carbon Management inklusive einer konsequenten Umsetzung der erforderlichen
Infrastrukturen, um Netto-Treibhausgasneutralitat in allen Bereichen sicherzustellen - besonders
fur unvermeidbare (Rest)Emissionen.

5.1.3 Empfehlungen

Der Klima-Sachverstandigenrat hat in den vergangenen Jahren wiederholt Empfehlungen zum
Handlungsfeld Energiewirtschaft ausgesprochen. In dieser letzten Stellungnahme der Berufungspe-
riode sollen diese nun zusammengefuhrt und qualitativ mit ein bis drei Sternchen priorisiert wer-
den. Fur die Zusammenfuhrung wurden hierbei wesentliche Empfehlungen vergangener Stellung-
nahmen sowie zusatzliche neue Empfehlungen in Ubergeordnete Themenbereiche eingeordnet. Die
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Priorisierung ist hierbei qualitativund beruht auf einer Gesamteinschatzung des Klima-Sachverstan-
digenrats. Tabelle 2 ist hierbei nicht abschlieBend und ersetzt auch nicht die Empfehlungen und
ausfuhrlicheren Begriindungen der vorangegangenen Stellungnahmen.

Tabelle 2: Zusammenschau und Fortschreibung der Empfehlungen des Klima-Sachverstindigenrats im
Handlungsfeld Energiewirtschaft

Ausbau Erneuerbarer Energien & Flexibilitaten

Sicherung des Ausbaudynamik Erhalt der Dynamik bei Genehmigungen und Bau von Windkraft- und Fhk
PV-Anlagen durch konsequente Anwendung und Verstetigung be-
schleunigter Genehmigungsverfahren, aktive Flachenbereitstellung
(z. B. im Staatswald) und wirtschaftliche Rahmenbedingungen. Im
Zuge der EEG-Reform sollte sich die Landesregierung zudem fir Aus-
bauanreize einsetzen, die den Zubau raumlich ausgewogener vertei-
len (bspw. durch eine Stidquote)..

Aufbau von H2-ready Backup-Kraft- Gezielter Zubau von H2-ready Erdgas-Kraftwerken als Flexibilitat/Ba- Hkk
werken und Sicherstellung von de- ckup fir fluktuierenden Strom. Umstellung (Fuel Switch) auf 100 %
ren Versorgung Wasserstoff ab 2032 mit Verfugbarkeit des H2-Kernnetzes. Hierbei

begleitender, bedarfsgerechter Aufbau von Erzeugungs-, Import- und
Transportinfrastruktur zur Sicherstellung der Verfligbarkeit ausrei-
chender Mengen griinen Wasserstoffs.

Ausbau zusatzlicher Flexibilitaten Flankierung der fluktuierenden Stromerzeugung durch den Ausbau wHk
von Flexibilitdten. Je nach den 6rtlichen Gegebenheiten kénnen dies
lokale Elektrolyseure, Batteriespeicher oder auch eine Kombination
aus beidem sein. Die moglichen Potenziale sollten hierbei bei der Be-
wertung des Bedarfs an neuen Kraftwerken systematisch berutcksich-

tigt werden.
Flachenbdrse & kommunales Fla- Etablierung einer regionalen und kommunalen Flachenbdrse fur EE- ik
chenpooling Transparenz/Mustervertrage sowie Bundelung kleiner Parzellen

durch Flachenpooling zur effizienteren Belegung.

Netzinfrastruktur, Wasserstoff & Carbon Management

Integrierte Infrastruktur- & Verteil- Koordinierte und integrierte Planungsprozesse auf allen Ebenen fur wkk
netzplanung Strom-, Warme-, H2- und CO,-Netze. Hierbei auch Einbezug von Gas-
verteilnetzen und deren Abgleich mit der kommunalen Warmepla-
nung
Beschleunigung Carbon Manage- Aufbau einer CO,-Transportinfrastruktur in Abstimmung mit Nach- i
ment & CCS/CCU barlandern, um unvermeidbare Emissionen (z. B. Abfallverbrennung,

Raffinerie) via CCS/CCU abzufangen

Initiilerung von CCU-Pilotprojekten  Forderung von Projekten zur Nutzung von abgeschiedenem Kohlen- **
stoff (CCU) zur SchlieBung von Kreislaufen und Erhaltung der Wert-
schopfung (z. B. Raffineriesektor).

Transformationsstrategie Raffinerie Erarbeitung einer Strategie fur die treibhausgasneutrale Raffinerie i
zur Versorgung von Branchen mit langfristigem Kohlenwasserstoff-
bedarf (z. B. Chemie, Luftfahrt).

Rahmenbedingungen & Bundespolitik
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Aktivere Rolle auf Bundes- & EU-

Ebene

Rechtsrahmen fir Erdgasnetzaus-
stieg / H2-Umwidmung

Aktiverer Einsatz der Landesregierung auf Bundes- und EU-Ebene, u.
a. fur die zlgige Umsetzung des Kraftwerkssicherungsgesetzes, An-
passung des Strommarktdesigns, die Verhinderung eines Fadenris-
ses beim Erneuerbaren-Ausbau. und eine ambitionierte Ausgestal-
tung der Reform des EU-ETS I.

Einsatz fur klare Rechtsgrundlagen zur Stilllegung oder Umwidmung
von Erdgasnetzen zu Wasserstoffnetzen unter Berulcksichtigung von
Planungssicherheit, Verbraucherschutz und Preisgestaltung.

Soziale Dimension & Partizipation

Verpflichtende  Kommunalbeteili-
gung (8 6 EEG)

Verglinstigte Lokaltarife & soziale
Stromtarife

Gezielte Forderprogramme fur vul-
nerable Gruppen

Verpflichtende Einflhrung der finanziellen Beteiligung von Kommu-
nen an Ertragen von Wind- und PV-Freiflachenanlagen (nach § 6 EEG)
zur Stabilisierung kommunaler Einnahmen (z. B. fur Kitas, Hitze-
schutz).

Prufung/Verpflichtung fur Stadtwerke zur Bereitstellung lokaler Ver-
gunstigungstarife fUr Anrainerkommunen sowie Entwurf sozialer
Stromtarife gekoppelt an PV-Einspeisung zur Bekdmpfung von Ener-
giearmut.

Entwicklung von Foérderprogrammen fir einkommensschwache
Haushalte in Kooperation mit Sozialverbanden (z. B. Geratetausch,
Balkonkraftwerke/Fassaden-PV, sozial gerechte Dachpachtmodelle).

*k*

*%

*k%

**

*%
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5.2 Gebaude und Warmeinfrastrukturen

5.2.1 Einschatzung der Emissionsentwicklung bis 2025

Im Jahr 2025 wurden im Geb&udesektor in Baden-Wirttemberg 14,8 Mio. Tonnen CO2-Ag. ausge-
stoRen, was einem Anstieg der Emissionen um 0,4 Mio. Tonnen CO2-Aq. (+2,6 %) entspricht (Stala,
2026). Damit kehrt sich der Trend der seit 2021 sinkenden Emissionen im Gebdudesektor um, nach-
dem die Reduktion kontinuierlich kleiner ausgefallen war (siehe Abbildung 6). Im Jahr 2025 verzeich-
net der Gebaudesektor zum ersten Mal in diesem Jahrzehnt steigende Emissionen. Gemessen am
Sektorziel fur 2030 von 10,7 Mio. t. CO>-Aqg. besteht eine Liicke zum Klimaziel in Héhe von
4,1 Mio. t COx-Aq., die in finf Jahren geschlossen sein muss.

a)s b
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Abbildung 6: a) Entwicklung der THG-Emissionen im Sektor Gebdude bis 2025 und Ziel 2030, b) Anderun-
gen der Treibhausgasemissionen im Gebdudesektor im jeweiligen Vergleich zum Vorjahr. Eigene Darstel-

lung basierend auf Daten des Stala

Der Anstieg der Emissionen im Gebdudesektor ist zum Teil witterungsbedingt: Die mittlere Jahre-
stemperatur 2025 lag bei 9,9°C und war damit 0,7°C kalter als 2024 - jedoch weiterhin deutlich tber
dem Referenzwert fUr die Klimaperiode 1961-1990 von 8,1°C. Die im Vergleich zum Vorjahr kiihlere
Witterung fuhrte zu einem Anstieg der Heizgradtage von 8,3 %. Witterungsbereinigt ist eine Reduk-
tion der THG-Emissionen im Gebaudesektor von 3,4 % festzustellen.

In der langfristigen Perspektive sind die THG-Emissionen fur Raumwarme und Warmwasser pro
Wohnflache seit 1990 um 51 % auf 19,6 kg/m2 gesunken. Diese Effizienzgewinne im Gebaudebereich
werden durch gegenlaufige Entwicklungen wie eine steigende Bevdlkerungszahl (+14 %) und vor al-
lem eine steigende Wohnflache pro Kopf (+35 %) kompensiert.

Neben der Witterung wirkten sich auch die Energiepreise auf die Emissionen im Gebaudesektor aus,
sowohl verbrauchssteigernd als auch senkend. Im Jahr 2025 waren die Energiepreise noch deutlich
Uber dem Vorkrisenniveau von 2021, gegenuber 2024 sind sie fur private Haushalte jedoch leicht
gesunken: Heizdl verbilligte sich um 4,3 %, Strom um 0,9 %. Der Preis fur Erdgas stieg um 2,9 %. Bei
Erdgas wirkten sich hohere Netzentgelte, Steuern, CO,-Preis und Gasspeicherumlage, welche zum
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Ende des Jahres ausgelaufen ist, preissteigernd aus. Der bundesweite Warmepreis fur Fernwarme
sank im Mittel um 3,9 %, wobei die Preisgestaltung von Fernwarme nach Region und Betreiber stark
variieren kann. Fur nicht-private Kunden verstarkten sich die Preistrends: Erdgas verteuerte sich um
7,4%, der Strompreis sank hingegen um 4,5 %.

In der Fernwdrme (dem Sektor Energiewirtschaft zugeordnet) stiegen die Emissionen um 5,4 % auf
Grund der kihleren Witterung (Stala, 2026).

Der Heizungsmarkt durchlauft einen Strukturwandel bei einem schrumpfenden Gesamtab-
satz. Der bundesweite Absatz (landesspezifische Marktdaten sind hier leider nicht mehr verflgbar)
von Heizungssystemen brach im Vergleich zum Vorjahr um 12 % ein und erreichte mit 627.000 ver-
kauften Warmeerzeugern (BDH, 2026) den tiefsten Stand seit 15 Jahren. Ursachlich sind politisch
motivierte Unsicherheiten sowie anhaltend schwache Aktivitaten im Neubau. Innerhalb des Marktes
kommt es jedoch zu Dynamik: Warmepumpen uberholen bundesweit erstmals Gasheizungen als
meist verkauften Warmeerzeuger. Der Markt fur Ol-Heizungen bricht am starksten ein mit einem
Rickgang von 74 % und einem verbleibenden Marktanteil von 3,6 %. Einen ahnlich geringen Markt-
anteil von 4,6 %, aber um 22 % wachsenden Anteil, erreichen Biomasse-Heizungen.

In Baden-Wiirttemberg sind im Jahr 2025 360 neue Olfeuerungsanlagen (-65% im Vergleich zum
5-Jahres Mittel 2020-2024) und 2.920 neue Gasfeuerungsanlagen (-57% im Vergleich zum 5-Jahres
Mittel 2020-2024) errichtet worden (Landesinnungsverband des Schornsteinfegerhandwerks Ba-
den-Wirttemberg 2026). Trotz des deutlichen Riickgangs werden Ol- und Gasfeuerungsanlagen
in einem relevanten Umfang neu installiert. Diese werden bei typischer Nutzungsdauer noch
nach 2040 in Betrieb sein.

Die Einfiihrung des Gebaudemodernisierungsgesetz (GModG) und Anpassung der Bundesfoér-
derung Effiziente Gebaude (BEG) bringen auch zukiinftig Unsicherheit. Die Abschaffung der
,65 %-Regel” fur neu eingebaute Heizungen und die Méglichkeit, auch weiterhin auf Gas- und Ol-
Heizungen zu installieren, kdnnte den weiteren Hochlauf der Warmepumpen bremsen.

Fir neu installierte Kessel gilt allerdings die ,Biotreppe”, die steigende Anteile griiner Gase oder Ole
fordert (ansteigend bis auf 60 % im Jahr 2040), sowie fir alle in Gebduden eingesetzten Brennstoffe
eine ,Grunbrennstoffquote”, die bis Ende 2026 gesetzlich umgesetzt werden soll. Diese Anforderun-
gen werden zusatzlich zu steigenden Brennstoffkosten fuhren. Die Verfugbarkeit von ausreichen-
den Mengen an Bio-Methan und Bio-Ol fur die Erfullung der vorgesehenen Bio-Treppe und anschlie-
Rende vollstandige Umstellung auf erneuerbare Brennstoffe ist aufgrund begrenzter Biomasse-Res-
sourcen und Sektorenkonkurrenz zweifelhaft. Durch die Kostenallokation der Zusatzkosten fir Bio-
treppe, Gasnetzentgelte und CO»-Preis auf Vermieter*innen und Mieter*innen im Verhaltnis 50:50
(bis zu einem Biomethananteil von 30 %) dtirfte die Bereitschaft von vermietenden Gebaudeeigen-
timer*innen, auf Ol- oder Gasheizungen zu setzen, deutlich geschmalert werden.

Gleichzeitig wurde die BEG-Forderung fir den Heizungstausch im Juli 2026 fur die meisten Antrag-
stellergruppen deutlich reduziert - mit kiinftig weiter abnehmenden Férdersatzen und abnehmen-
den forderfahigen Kosten. Inwieweit die geringere Forderung in Kombination mit weiterhin magli-
chen und geringinvestiveren Gas-Heizungen zu weniger, oder - mit Aussicht auf die tendenziell wei-
ter absinkende Forderung - kurzfristig mehr Warmepumpeninstallationen fihren wird, ist noch
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nicht abzusehen. Insgesamt ist damit zu rechnen, dass die Warmepumpe ihre Technologiefiihrer-
schaft behalten wird, aber mehr Ol- und Gas-Heizungen eingebaut werden als im Projektionsbericht

des Landes angenommen.

In Baden-Wuirttemberg wurden im Jahr 2025 rund 63.000 Heizungen - hauptsachlich Warmepum-
pen - Uber die Bundesférderung Effiziente Gebdude (BEG) geférdert (BMWE, 2026). Die Antragszah-
len lagen mit 5,6 Zusagen je 1.000 Einwohner*innen deutlich tilber dem Bundesschnitt (4,6), aber
in einem ahnlichen Bereich wie in anderen Flachenlandern.

5.2.2 Bewertung der MaBnahmen im KMR und Koalitionsvertrag
KMR UND SEKTORBERICHT GEBAUDE

Im Klimamanahmen-Register sind keine neuen MaRnahmen im Sektor Gebaude seit dem letz-
ten Sachstandsbericht aufgenommen worden.

Im Energiesektor berthren die Malinahmen ,Rundschreiben zur Umsetzung des Warmeplanungs-
gesetzes im KlimaG BW" sowie die Uberarbeitung des Férderprogramms KlimaschutzPlus das Hand-
lungsfeld. Der K-SVR begrif3t, dass KlimaschutzPlus die Kommunen dabei unterstitzt, ihre kommu-
nalen Gebaude energetisch zu sanieren, und mit Teil 2 ein umfassendes Angebot zur Férderung von
Beratung und strategischen MaBhahmen macht.

Bezliglich des Stands der bereits vorliegenden MaBnahmen sind die Angaben im Sektorbericht
Gebaude sowie in der KMR-Datenbank nicht ausreichend, um eine Bewertung vorzunehmen. Der
Sektorbericht enthalt oftmals lediglich die Angabe ,Fortlaufend” und keine Einschatzung oder Be-
wertung Uber Hohe der Inanspruchnahme, Entwicklung und Wirkung der MaRnahmen. Einige An-
gaben sind nicht auf 2025 aktualisiert worden. FUr eine detaillierte Bewertung der bereits in den
Vorjahren bestehenden MalRnahmen sei auf die Stellungnahmen 2023-2025 verwiesen (Schmidt et
al., 2023; Schmidt et al., 2024a; Schmidt et al., 2025)

Das wichtige Thema des Vollzugs von Bundesgesetzgebung wird durch einen ,regen Austausch”
und eine Aktualisierung der Handreichungen beschrieben. Hier drangen sich wichtige Fragen auf,
beispielsweise: Wie bereitet sich die Landesregierung auf die zukilinftigen neuen Pflichten des
GModG vor (etwa die PV-Pflichten und die MEPS)?

Bezlglich der Wahrscheinlichkeit der Zielerfiillung trifft der Sektorbericht folgende Aussagen:

e Es wird der Projektionsbericht des Landes zitiert, der basierend auf der Daten- und politi-
schen Lage von 2024 abschatzt, dass das Minderungsziel fir 2030 in Hohe von 49 Prozent
um ca. drei Prozentpunkte Ubererfillt wirde.

e Der Bericht trifft keine eigene Aussage, ob der Sektor das Ziel erreichen wird oder nicht,
sondern nur, dass ,die verschiedenen MaBnahmen zur Minderung der THG-Emissionen
kurz-, mittel- und langfristig miteinander interagieren und so die Minderung der THG-Emis-
sionen untereinander beeinflussen kénnen”. Damit wird keine explizite Einschatzung der
Aussage des K-SVR in der Stellungnahme von 2025 vorgenommen, dass es im Sektor Ge-
baude zu einer Zielverfehlung kommt. Der K-SVR hatte damals formuliert, dass ,der Projek-
tionsbericht fir Baden-Wurttemberg die Zielerreichung deutlich zu optimistisch [bewertet]".
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e Nurindirekt schreibt der Sektorbericht, dass ,mittelfristig zusatzliche MaBnahmen zu ergrei-
fen sind".

Bedingt durch die aktuellen gebdudepolitischen Entwicklungen auf Bundesebene ist eine
sehr hohe Zielverfehlung fur das Jahr 2030 absehbar. Der aktuelle Projektionsbericht auf Bun-
desebene (UBA, 2026) schatzt die kumulierte Reduktionsliicke bis 2030 auf 110 Mio. t CO,-Aq., ge-
nau wie im vorherigen Projektionsbericht 2025. Diese Lucke ist deutlich groR3er als die Lucke, die im
Projektionsbericht 2024 identifiziert wurde, auf der der Landesprojektionsbericht beruht. Dabei ist
die Auswirkung des GModG mit der Abschaffung der ,65 %-Regel” noch nicht bertcksichtigt:
dadurch ergeben sich 2030 nach Schatzungen bundesweit zusatzlich rund 5 bis 8 Mio. t CO2-Aqg. pro
Jahr, und sogar jahrlich zusétzlich 14 bis 16 Mio. t CO2-Aq. bis 2040 (Braungardt & Bei der Wieden,
2026). Mit anderen Worten: Anders als im Landesprojektionsbericht ausgewiesen (Steinbach et. al.,
2024) durfte es fur das Jahr 2030, insbesondere aber mit Blick auf 2040, eine deutliche Emis-
sionsliicke fir den Gebdudesektor geben.

So bleibt insgesamt unklar, wie angesichts der neuen Lage der politischen Instrumente im Ge-
baudebereich eine Klimaneutralitdt im Jahr 2040 erreicht werden soll. Dabei ist nicht das Ziel
als solches in Frage zu stellen, da es fur Gebaudeeigentimer*innen und Unternehmen eine wichtige
Orientierungsmarke ist. Im Zuge des ausgeschriebenen Projektionsberichts ist durch eine Aktuali-
sierung der Daten, der aktuellen Entwicklungen und der neuen politischen Lage eine Neubewertung
der Zielerreichung vorzunehmen.

KOALITIONSVERTRAG

Der Koalitionsvertrag enthdlt eine Reihe von Festlegungen mit Bezug auf Gebaude und Warme-
markt. Besonders hervorzuheben ist die Verwendung der Mittel aus dem Sondervermégen und die
Klimamilliarde, die tber ein Finanzierungsgesetz u.a. in die energetische Sanierung des kommu-
nalen Gebaudebestands und in MaBnahmen zur Energieeffizienz in den Kommunen flieRen soll.
Diese hat das Potenzial, durch ein einfaches Abwicklungsverfahren und ein zielgerichtetes Bewer-
tungssystem zusatzliche Modernisierungen und damit zusatzlichen Klimaschutz anzustol3en, wobei
die Programme Klimaschutz Plus und KLIMOPASS in der Klimamilliarde aufgehen sollen.

Der Koalitionsvertrag fuhrt aus, dass die kommunalen Wérmeplanungen schnell in Umsetzung ge-
bracht, der Warmegipfelprozess fortgefiihrt und die Handlungsempfehlungen weiter umgesetzt
werden sollen. Der K-SVR begriul3t dies, regt aber neben den kommunalen Warmebeiraten weitere
Konkretisierungen an. Der Warmegipfel hatte hierzu 2024 viele sehr konkrete Vorschlage unterbrei-
tet (siehe Tabelle 3).

Bei der im KoaV genannten Harmonisierung des Erneuerbare-Warme-Gesetz mit den Regelun-
gen des im Juli 2026 verabschiedeten GModG weist der K-SVR darauf hin, dass es im Sinne der Off-
nungsklausel in 89 GModG durchaus moglich ware, weitergehende Anforderungen in Baden-Wrt-
temberg zu formulieren, die insbesondere die Klimaneutralitat 2040 sicherstellen. Durch die Bio-
treppe im GModG ist lediglich ein stufenweiser Anstieg der Nutzung erneuerbarer Brennstoffe in
neu eingebauten Gas- und Ol-Heizungen auf 60 % im Jahr 2040 vorgesehen. Der genaue Verlauf der
geplanten Griingasquote fiir die Beimischung von Bio-Ol und Biomethan fiir alle Verbraucher ist
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noch unklar, auch wenn bis 2045 eine Quote von 100 % erreicht werden soll (842a GModG). Es ist
klar, dass das Ziel der Klimaneutralitat im Jahr 2040 mit diesen MalRnahmen fiir Baden-Wirttemberg
nicht erreicht werden kann und daher auf Landesebene weitere Malinahmen ergriffen werden mus-
sen.

Ausdrucklich begruf3t der K-SVR die Betonung des Potenzials der bodennahen und tiefen Geother-
mie sowie der Aquathermie. Der KoaV nennt den Abbau von Hemmnissen und standardisierte
Genehmigungsverfahren sowie einen Ombudsverein Erdwarme. Geo- und Aquathermie haben in
Baden-Wirttemberg das Potenzial eines Game Changers, da gro3e Mengen an klimafreundli-
cher Warme ohne (Tiefengeothermie) und mit Unterstitzung von Warmepumpen sowohl in stadti-
schen Bereichen und in vorhandene Warmenetze eingespeist werden kann als auch neue Warme-
netze in kleinstadtischen und landlichen Zusammenhangen wirtschaftlich darstellbar sind. Im Sinne
eines Vorreiterthemas sollte das Themencluster Erd- und Aquathermie ein Schwerpunktthema der
Landesregierung werden.

Der K-SVR begruf3t auch, dass laut KoaV die Regierung die Sanierung (genauer: Modernisierung)
von Bestandsgebauden vereinfachen und beschleunigen will. Genannt werden ,Sanierungssprints
in seriell gebauten Mehrparteienhdusern” (das eigentliche Konzept des Sanierungssprints betrifft
allerdings eigentlich eher Einfamilienhauser und ,seriell gebaut” meint vermutlich ,seriell saniert”)
und ein Innovationspreis ,Nachhaltig Bauen und Umbauen”. Diese MaBnahmen sind sinnvoll, mus-
sen jedoch noch konkretisiert werden, z.B. durch Férderungs- und Kommunikationskonzepte fur
Sanierungssprints und serielle Sanierungen von Mehrfamilienhdusern (siehe Empfehlungen in Ta-
belle 3).

Im Bereich der Finanzierung neuer Warmeinfrastrukturen soll gezielt privates Kapital fur die Ener-
gie- und Warmewende akquiriert und die Eigenkapitalbasis von Stadtwerken und Energiever-
sorgern Uber landesseitige Finanzierungsinstrumente (z. B. Beteiligungskapital) gestarkt werden.
Dazu soll es auch einen erweiterten Rahmen fir kommunale Kreditaufnahme geben. An dieser
Stelle durfte auch das im August 2026 etablierte Programm KfW 548 (Investitionskredit Energiever-
sorgung) eine Neubewertung von Investitionsvorhaben erméglichen.

Mit Bezug auf Bauen und Wohnen soll ein "BW-Standard" entwickelt werden, also ein neuer, ver-
einfachter Gebaudetypus fur kostengtinstigeres Bauen/Umbauen; erwahnt wird ein Reallabor Bau-
recht als zeitlich/raumlich begrenzter Experimentierraum fur vereinfachtes, kosteneffizientes Bau-
recht sowie eine Erleichterung von Umbauten/Umnutzungen im Bestand im Landesbaurecht. Diese
MalRinahmen sind grundsatzlich zu begriiBen. Zusatzlich sollte eine Vereinfachung der Integration
von erneuerbaren Energien, z.B. bei der unburokratischen Einbindung in Quartierskonzepten, be-
racksichtigt werden.

Fur landeseigene Gebdude bleibt das Ziel der klimaneutralen Landesverwaltung 2030 erhalten mit
dem zentralen Steuerungsinstrument des Energie- und Klimaschutzkonzept (EuK). Dabei bleibt of-
fen, wie die ,schnellstmdgliche” Umstellung landeseigener Gebaude auf eine klimafreundliche War-
meversorgung bewerkstelligt werden soll. Hierbei ist zu bertcksichtigen, dass landeseigene Nicht-
wohngebaude auch von den Verpflichtungen des 840 GModG (Sanierungspflichten fur Gebaude der
Effizienzklasse G und F bis 2030/2033) und den Photovoltaikpflichten fur alle bestehenden &ffentli-
chen Gebaude (grolRengestaffelt ab 2028) betroffen sind.
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Zur sozialen Dimension von Warme-/Gebaudesanierung findet sich im KoaV ein Vorschlag des K-
SVR wieder, namlich die Ankiindigung von Modellquartieren und -gemeinden fUr sozialvertraglichen
Klimaschutz.

5.2.3 Empfehlungen

Der K-SVR hat in den letzten Jahren verschiedene konkrete Vorschlage vorgelegt. In dieser letzten
Stellungnahme dieser Berufungsperiode fassen wir die Empfehlung noch einmal zusammen und
priorisieren sie mit ein bis drei Sternchen (siehe Tabelle 3). Diese qualitative Priorisierung beruht
auf den Kriterien Umsetzbarkeit, Vorreiterrolle des Landes, dem Beitrag zur Zielerreichung oder zur
sozialen Ausgestaltung.

Tabelle 3: Aktualisierte Zusammenstellung der Empfehlungen des K-SVR 2022-2025 im Handlungsfeld Ge-
bdude und Wdrmeversorgung

Ubergeordnete Instrumente und sozialer Klimaschutz

One-Stop-Shops fur energetische
Sanierung

Sondervermdégen und Klimamilli-
arde

Kommunale ,Warmekimmerer"

Klimasozialquartiere /
soziale Stadtebauférderung

Praxisbegleitung kleiner Kommu-
nen bei der Warmeplanung

Fachkrafte Klimagewerke und Qua-
lifizierung Fernwarme

Verbesserung des Vollzugs (Sensi-
bilisierung und Zentralisierung)

Regionale Energieagenturen zu ,,One-Stop-Shops" (Art. 18 EPBD) aus-
bauen, die Gebaudeeigentimer:innen entlang der gesamten Kun-
denreise begleiten (Finanzierungsberatung, Nachverfolgung, Hand-
werkervermittlung), inklusive kontinuierlicher Absicherung der Finan-
zierung und Angebote fir einkommensschwache Haushalte mit nie-
derschwelliger, barrierefreier Beratung, Finanzierungshilfen und Ver-
weisen.

Gezielte Lenkung eines groRen Teils der Mittel in die energetische Ge-
baudemodernisierung und -dekarbonisierung, startend mit den nach
europaischer Gebduderichtlinie verpflichtend zu sanierenden 26 %
der energetisch schlechtesten Nichtwohngebaude (,Worst perfor-
ming buildings")

Etablierung von Warmekimmerer-Funktionen in Kommunen und re-
gionalen Energieagenturen als zentrale Ansprechpersonen fur die
Warmewende vor Ort

Neue Forderung, ggf. im Rahmen der Stadtebauférderung, die Quar-
tiersmodernisierung, zukunftssichere Warmeversorgung, zusatzli-
chen Wohnraum und dauerhaft niedrige Mieten kombiniert

Kommunen mit geblindelten Ausschreibungen (koordiniert durch re-
gionale Energieagenturen), Standard-Umsetzungspaketen und einer
mobilen Warmeplanungs- und Beratungskarawane bei Erstellung
und Umsetzung der kommunalen Warmeplanung untersttitzen (,Gut
geplant, zlgig umgesetzt").

Initiative zur Ausschépfung des Fachkraftepotenzials fur die Warme-
wende: Starkung des Handwerksunterrichts an Schulen, hdhere
Meisterpramien, kostenfreie/finanzierte Energieberater:innen-Aus-
bildung fur Hochschulabsolvent:iinnen.

Stichprobenhafte Kontrolle energetischer Vorschriften bei Neubau
und Sanierung, gestltzt auf eine digitale Gebdudedatenbank, um
Fairness zwischen Gebdudeeigentimer:innen sicherzustellen und

*kk

*k%

**k%

**

*%

**

*%
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Kommunikationsstrategie Warme-
wende

Runder Tisch Warmewende

Sanierungsqualitat zu erhdhen. Entwicklung eines Vollzugskonzepts
fur die neuen Pflichten des GModG (insb. MEPS)

Umfassende, zielgruppenspezifische Kommunikation zur Warme-
wende, um Akzeptanz und Verstandnis in der Bevdlkerung zu erhé-
hen.

Fortsetzung des Konsultations- und Vernetzungsprozesses zwischen
allen Akteuren der Warmewende zur Praxisriickkopplung.

Modernisierung von Gebauden, Quartiere

Risikoabsicherung fir Modernisie-
rungskredite durch das Land

Energetische Sanierung von Sozia-
limmobilien

Um:Bauen im Bestand vereinfa-
chen

Investitionsprogramm ,Solarener-
gie auf allen 6ffentlichen Gebau-
den"

,Quartiers-Wumms": neues Quarti-
ersforderprogramm

EZFH neu denken / lebensphasen-
gerechtes Umbauen

WEG-Offensive BW

EE-fit: Gebaude auf den Heizungs-
tausch vorbereiten

Zentralisierung von Einzel- und Eta-
genheizungen

Nichtwohngebaude auf EU-Min-
deststandards vorbereiten

Seriell und kombiniert Sanieren

Absicherung des Ausfallrisikos des Erganzungskredits KfW 358, um
auch Zielgruppen Modernisierung zu ermdglichen, die sonst keinen
Kredit erhalten. Abwicklung Gber One Stop Shop

Mittel des Sondervermdogens gezielt fur die energetische Modernisie-
rung von Sozialimmobilien einsetzen, die ab 2030 unter die EU-Min-
destsanierungsanforderungen fallen (siehe auch Malinahme ,Son-
dervermdgen”).

Praxisnahe, differenzierte Regelungen in der Landesbauordnung fur
Bestandsgebaude (Schall-/Brandschutz, Aufstockungen, Nutzungs-
anderungen, Abstandsflachen) schaffen, um Umbau und Umnutzung
gegenuber Neubau zu starken; Prufung einer Abrissgenehmigung.

PV-Ausbau auf allen bestehenden 6ffentlichen Gebauden zur Umset-
zung von Art. 10 der EU-Gebauderichtlinie/8106 GModG

Ersatz fUr das gestoppte KfW-432-Programm zur Férderung integrier-
ter Quartierslésungen bei Warmeversorgung und Sanierung, erganzt
um ein Landesférderprogramm mit Fokus auf landlichen Raum und
Immobilien mit niedrigem Wert.

Umbau und Umnutzung von Ein- und Zweifamilienhdusern fur altere,
alleinlebende Eigentumer:innen férdern (Barrierefreiheit, kleinere
Wohneinheiten), u. a. Uber einen Innovationswettbewerb ,Schaffe
schaffe, Hausle umbaue" mit Férderung der besten 100 Umbaukon-
zepte.

Skalierung der erfolgreichen Wohnungseigentimergemeinschafts-
Beratung (Pilot Boblingen) auf ganz Baden-Wurttemberg, um Sanie-
rungsentscheidungen in WEGS zu erleichtern.

Systematische Integration der ,Niedertemperatur-ready"-Vorberei-
tung (Heizkreisoptimierung, punktuelle DdmmmalRnahmen) in den
individuellen Sanierungsfahrplan.

Entwicklung und Verbreitung von Standardkonzepten fiir den klima-
freundlichen Ersatz von Einzel6fen, Gasetagen- und Nachtspeicher-
heizungen anhand guter Praxisbeispiele.

Eigentimer:innen von Nichtwohngebduden mittels geférderter Sa-
nierungsfahrplane und einem Sanierungssprint-Programm auf die
europaischen Mindestsanierungsanforderungen (MEPS) vorbereiten.

Erweiterung des Forderprogrammes fur serielle Sanierung, um die Ge-
schwindigkeit der energetischen Modernisierung deutlich zu erho6-
hen.
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Sanierungssprint Baden-Wurttem-
berg

EntbUrokratisierung von Moderni-
sierung und Einbau von Warme-
pumpen

Landesweite Skalierung von ,Sanieren in vier Wochen" fur Ein- und
Zweifamilienhduser durch Prozessoptimierung, Digitalisierung, Stan-
dardisierung und regionale Sanierungssprint-Netzwerke, inkl. Wett-
bewerb mit Forderung der ersten 100 Vier-Wochen-Sanierungen.

Vereinfachung der Genehmigungsprozesse und burokratischen An-
forderungen flr energetische Modernisierungen und den Einbau von
Warmepumpen.

Warmeinfrastruktur, Warmenetze

Warmeinfrastruktur des Landes
vollstandig bis 2030 dekarbonisie-
ren

Tiefe Geothermie beschleunigen

Booster Aquathermie

Gesamtstrategie Gas

Genehmigungsverfahren und
rechtliche Hirden fur Warmepro-
jekte beseitigen

Férderprogramm Warmeinfra-
struktur BW

Klimaneutrale Klaranlagen

Finanzierung von Warmeinfrastruk-
tur-Investitionen verbessern

Flachensicherung fiir
erneuerbare Warme

Machbarkeitsstudien fur vollsténdig klimaneutrale Versorgungskon-
zepte der 60 landeseigenen Heiz(kraft)werke umsetzen.

Beschleunigungspaket zur Optimierung tiefer Geothermieprojekte:
schnellere Genehmigungsverfahren bei Bergbehorden, Beteiligungs-
modelle fir Kommunen, landesweite Birger:innen-Information und
Bereitstellung von 3D-Seismikdaten zur Standortvorprifung

MalRnahmenpaket mit klaren Genehmigungsvorgaben, praktischen
Hilfen, Informationsangeboten, und Férderung fur Planung und Pilot-
projekte zur Entwicklung Baden-Wirttembergs zu einem Vorreiter-
land fir Fluss-, See- und Abwasser-Nutzung mit GroBwarmepumpen

Ein landesweiter ,Kompass Gas", der eine klare, regional differen-
zierte Orientierung bietet, wann welches Gasnetz abgeschaltet oder
umgewidmet wird. Strategischer Dialog zwischen Ministerium, Gas-
netzbetreibern und Kommunen und auf Basis der Gasnetzverteiler-
plane fur eine Gesamtstrategie ,Gas" im Bundesland. Zeitnahe Kla-
rung der Rahmenbedingungen fur den Ausstieg aus der Nutzung fos-
silen Erdgases.

Malnahmenbulndel zur Vereinfachung und Beschleunigung von Ge-
nehmigungen fir Warmenetz-Leitungsbau, erneuerbare Warmeer-
zeugung und Abwarmenutzung, u. a. durch Umsetzung des ,Uberra-
genden offentlichen Interesses", Verfahrensbindelungsstellen und
Handreichungen fur Behorden.

Neu ausgerichtetes, mehrjahrig verlassliches Landesférderpro-
gramm fur Warmenetze mit Kapazitatsaufbau (Grindungsférderung
far Warmenetzgesellschaften, Standard-Finanzierungs- und Betrei-
berkonzepte ,WarmenetzBW"), Umsetzungsforderung (Gebaudean-
schlisse, Trassenforderung) und Innovationsforderung (z. B. Lang-
zeit-Warmespeicher, kalte Nahwarme).

THG-Minderungs- und Energienutzungspotenziale von Klaranlagen
erschlieBen: Vorgaben zur Lachgas-Minderung, verpflichtende Pru-
fung der Warmenutzung sowie EE-Anlagen und Effizienzanforderun-
gen an BelUfter

Kapital fur Investitionen in Warmeinfrastrukturen aktivieren, u. a.
durch verbesserten Zugang zu Fremd- und Eigenkapital fir Warme-
netzbetreiber.

Bereitstellung und Transparenz von Flachen des Landes fir Warme-
erzeugungsanlagen, u. a. Uber eine internetbasierte Fldchenborse

**k%

*k*k

*k*k

*k*

**%

*%

**

*%

55



5 Sektorspezifische Analyse des Fortschritts beim Klimaschutz in Baden-Wurttemberg 56

5.3 Verkehr

Der Verkehrssektor bleibt nach wie vor ein zentrales Problemfeld der baden-wirttembergischen
Klimapolitik. Trotz leichter Emissionsrickgange und Fortschritten bei Elektromobilitat, Ladeinfra-
struktur sowie FuB-, Rad- und 6ffentlichem Verkehr zeichnet sich weiterhin eine deutliche Zielver-
fehlung bis 2030 ab. Zugleich gewinnen MalRinahmen zur Klimaanpassung an Bedeutung, da die
zunehmende Hitzeentwicklung insbesondere aktive und offentliche Mobilitdt beeintrachtigt
(Schmidt et al., 2026a). Der Verkehrsteil stellt daher zunachst die Entwicklung der verkehrsbedingten
Treibhausgasemissionen bis 2025 dar und bewertet anschlieBend zentrale verkehrspolitische MaR3-
nahmen des Landes. Erganzend werden die Auswirkungen der steigenden Hitzebelastung auf Mo-
bilitat und Verkehrsinfrastrukturen eingeordnet und daraus Empfehlungen fur eine klimafreundli-
che und -resiliente Mobilitat in Baden-Wurttemberg abgeleitet.

5.3.1 Einschatzung der Emissionsentwicklung bis 2025

Die Emissionsberichterstattung des Statistischen Landesamtes (StalLa, 2026) zeigt, dass der Ver-
kehrssektor 2025 Treibhausgase von rund 19,6 Millionen Tonnen CO,-Aquivalenten emittierte
(siehe Abbildung 7). Das entspricht einem leichten Ruckgang um 0,2 Millionen Tonnen bzw. 0,9 %
gegenUber dem Vorjahr. Die Emissionen des StraBenverkehrs lagen 2025 um 3,5 % unter denen des
Jahres 1990.

a) 30 - b 1,00
[FFFA Gesamt . sonstiger Verkehr

e Gas-Pkw [ L eichte Nutzfahrzeuge
[ Schwere Nutzfahrzeuge 1 Busse und Kraftrader
[ Otto-Pkw [ Diesel-Pkw

25 - —& — Bilanz

22,0 22,3
20,3 i\\zo.o 20,2 204 198 19,8 196
20 . -1 e - =1= =

9,2
[FZFFA Gesamt

THG-Emissionen {Mio. t CO,-Ag.)
&
\

N sonstiger Verkehr
-2,00 === Gas-Pkw
I Leichte Nutzfahrzeuge -2,1
=| e Schwere Nutzfahrzeuge
2,50 2,3 1 Busse und Kraftrader
[ Otto-Pkw
B Diesel-Pkw
- —e — Bilanz

=3
<
W
o
o
o
£
=
c
@
c
=]
@
]
£
oo
= = L]
T
=
'
@
©
+11]
=
=
=
@
=]
c
<
@
=
s
=
=
o
"

-3,00
1990 ... 2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024 2025 .. 2030 2018 2020 2022 2024 erfarderliche

jahrliche
Zeit (Jahr) Reduktion bis
2030

Zeit (Jahr)

Abbildung 7: a) Entwicklung der THG-Emissionen im Sektor Verkehr bis 2025 und Ziel 2030, b) Anderungen
der Treibhausgasemissionen im Verkehrssektor im jeweiligen Vergleich zum Vorjahr. Eigene Darstellung
basierend auf Daten des Stala.

Die im Klimaschutz- und Projektionsbericht 2024 detailliert dargestellten Prognosen der THG-Emis-
sionen zeigen, dass der Verkehrssektor in Baden-Wurttemberg bis 2030 voraussichtlich nur eine
Reduktion der CO2-Aq.-Emissionen um 32 % im Vergleich zu 1990 erreichen wird. In absoluten Zah-
len wird die gesamte THG-Emissionsmenge 2030 bei prognostizierten 13,8 Mio. t CO,-Ag. und damit
4,6 Mio. t CO»-Aq. Uber dem Sektorzielwert liegen (Steinbach et. al., 2024).
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Trotz des leichten, rezessionsbedingten Rickgangs der Emissionen aus dem Strallenverkehr um
3,5 % bleibt der Verkehrssektor mit 30,7 % der gréf3te Verursacher der Treibhausgasemissionen in
Baden-Wurttemberg. Sein Anteil an den Gesamtemissionen ist seit 1990 sogar von rund 22 % auf
30,7 % im Jahr 2025 gestiegen. Mit 99,3 % der verkehrsbedingten Emissionen dominiert weiterhin
der StraRenverkehr. Dessen Anteil wird - trotz Verbesserungen bei Infrastruktur und OPNV - bis
2040 voraussichtlich immer noch bei Uber 96 % liegen (Steinbach et. al., 2024). Der Pkw-Verkehr
blieb auch 2025 die Hauptquelle verkehrsbedingter THG-Emissionen. Daran andert auch die Tatsa-
che nichts, dass die emittierten Treibhausgase gegentber dem Vorjahr um 0,4 % leicht zurickge-
gangen sind. Eine wirkliche Trendwende ist bislang (noch) nicht erkennbar, obwohl es durchaus An-
zeichen dafur gibt, dass z.B. die Elektrifizierungsstrategie der Landesregierung erste messbare po-
sitive Effekte zeigt. sprechen. Der Emissionsanstieg bei Pkw mit Otto- oder Verbrennungsmotor um
1,4 % konnte durch Riickgange bei Dieselfahrzeugen um 2,7 % ausgeglichen werden.

Im StralRenverkehr sind die Jahresfahrleistungen 2025 um ein Prozent auf 92,4 Milliarden km gestie-
gen. Wie die Jahre zuvor verzeichnete der Pkw-Verkehr den héchsten Zuwachs und stieg um 1,1 %
an. Die Fahrleistungen von Dieselfahrzeugen sind um 2,4 % zurickgegangen, was sich auf ver-
scharfte Abgasnormen, Dieselfahrverbote in Umweltzonen und héhere CO,-Steuern zurtckfihren
|asst. Die Fahrleistungen bei Otto-Pkw stiegen jedoch um 2,5 %, wobei sie bei Elektrofahrzeugen
gleichzeitig um 26,3 % anstiegen (StalLa, 2026).

Beim Pkw-Bestand waren Benzin (58,9 %) und Diesel (27,3 %) weiterhin die haufigsten Kraftstoffar-
ten. Ihr Bestand ist leicht rticklaufig (-1,9 % und -3,1 %) (e-mobil BW, 2026; StalLa, 2026). Im Gegensatz
dazu konnten bei alternativen Antriebsarten teils deutliche Zuwachse notiert werden. Elektro-Pkw
(BEV) nahmen um +20 % und Hybrid-Pkw um +23 % zu, einschlieBlich der Plug-in-Hybride, die um
11 % angestiegen sind (Abbildung 8). Bei Neuzulassungen war der Vorsprung der BEVs und Hybrid-
fahrzeuge - inklusive Plug-in-Hybride - noch deutlicher: Insgesamt 63,8% der neu zugelassenen Pkw
gehorten einer dieser Kategorien an (siehe Abbildung 9). Das entspricht einem Zuwachs von 68,5 %
gegenuber dem Vorjahr (e-mobil BW, 2026). Diese Entwicklung setzte sich im ersten Quartal 2026
fort. Mit einem Marktanteil von 26,2 % waren batterieelektrische Fahrzeuge in Baden-Wirttemberg
erstmals die zulassungsstarkste Antriebsart (StalLa, 2026). Von dieser Entwicklung sind mittel- und
langfristig positive klimapolitische Wirkungen zu erwarten. Dennoch: trotz dieser positiven Entwick-
lung lag der Anteil der BEVs Ende 2025 bei lediglich 4,4 % (siehe Abbildung 8). Das ist zwar ein deut-
licher Zuwachs, liegt jedoch noch weit von dem Ziel entfernt, dass bis 2030 jedes zweite Auto klima-
neutral fahren soll (e-mobil BW, 2026).
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Abbildung 8: Bestand der Benzin-, Diesel-, voll Elektro (BEV) und Hybrid (inkl. Plug-in) Pkws in Baden-W(irt-
temberg zwischen 2010 und 2025. Daten: StaLa 2026, eigene Darstellung

Im GuUterverkehr stiegen die Fahrleistungen 2025 insgesamt leicht um 0,5 %. Wahrend sie bei leich-
ten Nutzfahrzeugen um 1,2 % zunahmen, gingen sie bei schweren Nutzfahrzeugen bereits im vier-
ten Jahr in Folge zurtck (-0,5 %), was wesentlich mit der schwachen wirtschaftlichen Entwicklung
zusammenhangt (Stala, 2026). Insgesamt sanken die Emissionen des Guterverkehrs gegenlber
2024 um 1,8 %, bei schweren Nutzfahrzeugen um 2,2 % und bei leichten um 0,8 %; bei Letzteren
konnte der zunehmende Einsatz von Elektrofahrzeugen im Liefer- und Zustellverkehr beigetragen
haben (Stala, 2026).

Im Binnenschiff-, Schienen- und Inlandsflugverkehr blieben die Emissionen gegeniiber dem Vorjahr
auf dem gleichen Niveau (+0,1%). Im Bereich der Binnenschifffahrt sind die Emissionen im Vergleich
zum Vorjahr um 1,9% gestiegen, wahrend sich im Flug- und Schienenverkehr keine nennenswerten
Veranderungen ergaben (StalLa, 2026).

Es gilt daher festzuhalten: Trotz technischer Effizienzfortschritte bleibt die Treibhausgasbilanz im
Verkehrssektor negativ. Die spezifischen CO,-Emissionen pro Fahrzeugkilometer sind zwar gesun-
ken (Pkw: -23 % seit 1990, Guterverkehr: -31,8 %), doch dieser Effekt wird durch das anhaltende
Verkehrswachstum weitgehend aufgezehrt - die Fahrleistung im Pkw-Verkehr stieg um 12,7 %, im
Guterverkehr verdoppelte sie sich sogar, sodass die absoluten Emissionen hier um 42,3 % zunah-
men, statt zu sinken. Hinzu kommt der Trend zu schwereren Fahrzeugen, der weiterhin dominie-
rende motorisierte Individualverkehr, ein nur langsam wachsender, autozentrierter Umweltver-
bund sowie Rebound-Effekte, bei denen sinkende Betriebskosten zu mehr und gréReren Fahrten
fahren.
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Abbildung 9: Anzahl der Benzin-, Diesel-, voll Elektro (BEV) und Hybrid (inkl. Plug-in) neuzugelassenen Pkws
in Baden-Wiirttemberg zwischen 2010 und 2025. Daten: StalLa 2026, eigene Abbildung

5.3.2 Die wichtigsten verkehrspolitischen MaBnahmen im Uberblick

Der Klima-Sachverstandigenrat begrilit, dass die oben dargestellte Zielverfehlung im Transportsek-
tor Ende Juni 2025 vom Verkehrsministerium anerkannt wurde. Nachsteuernde Schritte wurden an-
gekindigt und inzwischen als MaBnahmen in das Klima-MalBnahmenregister (KMR) eingestellt.

Im Folgenden bewerten wir einige der zentralen verkehrspolitischen Vorhaben des Landes, wobei
das Landesmobilitatsgesetz (LMG BW) als langfristig wirksame MaRnahme besonders hervorgeho-
ben wird. Anschlieend betrachten wir weitere Handlungsfelder wie die Erstellung und Einsetzung
der kommunalen Klimamobilitatsplane, die Verbesserung der Radverkehrsinfrastruktur und die
Starkung des FulRverkehrs, die Elektrifizierung des StralRenverkehrs, das kommunale Parkraumma-
nagement, sowie den Ausbau des OPNV und des Schienenverkehrs.

LANDESMOBILITATSGESETZ

Das Landesmobilitatsgesetz wurde am 12. Marz 2025 vom Landtag verabschiedet. In unserer vor-
jahrigen Stellungnahme haben wir das Gesetz als einen wesentlichen Schritt auf dem Weg zu ein-
deutigen rechtlichen Rahmenbedingungen fur die Mobilitatswende begruf3t. Nach mehr als einem
Jahr kénnen wir eine erste Bilanz zu dessen wichtigsten MaBnahmen ziehen. Mit Stand 19. Au-
gust 2026 haben 33 von 44 Land- und Stadtkreisen Radverkehrskoordinatorinnen oder -koordi-
natoren bestellt. Sieben Kreise haben Verzicht gemeldet und aus drei Kreisen liegt keine Riickmel-
dung vor. Die Pilotversuche zur digitalen Parkraumkontrolle sind seit Anfang August 2026 abge-
schlossen. Maximal 15 Kommunen treffen zurzeit vorbereitende Mallnahmen oder haben konkrete
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Umsetzungsplane zur Beschaffung eines Scan-Fahrzeugs. Die Parkraumgesellschaft Baden-Wurt-
temberg wird voraussichtlich ab August ein Scan-Fahrzeug im Regelbetrieb einsetzen. Nach rund
einem Jahr der Umsetzung hat die bundesweite Branchenvereinbarung zum Saubere-Fahrzeuge-
Beschaffungsgesetz in Baden-Wurttemberg bislang keine sptirbaren Wirkungen entfaltet; zugleich
erweist sich ihre Realisierung als verwaltungsaufwendig, wahrend aufgrund der kurzen Laufzeit
noch keine belastbare Bewertung konkreter Effekte moglich ist. Bislang hat keine Kommune einen
Mobilitatspass eingefiihrt, von dem man sich starke Wirkungen und vor allem zusatzliche Finanz-
mittel fir die Kommunen erhofft hat. Der Mobilitatspass ist ein freiwilliges kommunales Finanzie-
rungsinstrument, mit dem Stadte und Landkreise Mittel fir den Ausbau und die Verbesserung des
OPNV einnehmen kénnen. Kommunen kénnen dafiir wiederkehrende Beitrége von Einwohnerin-
nen und Einwohnern oder Kfz-Halterinnen und -Haltern erheben. Im Gegenzug erhalten die Bei-
tragspflichtigen ein Mobilitatsguthaben in gleicher Hohe fiir den Erwerb von OPNV-Zeitkarten. Die
Anschubférderung des Landes zur Erarbeitung der konzeptionellen Grundlagen fiir eine Einfihrung
wurde nur von einer Gemeinde, der Stadt Karlsruhe, in Anspruch genommen.

KOMMUNALE MOBILITATSPLANE

Mit dem Klimamobilitatsplan (KMP) steht den Kommunen in Baden-Wirttemberg ein Instrument
fur eine klimaschutzorientierte Verkehrsplanung zur Verflgung. Inzwischen sind sieben KMP be-
schlossen und in Umsetzung; neun weitere werden erarbeitet. Acht Kommunen wurden auf die Er-
stellung vorbereitet (Stand Juli 2026). Bis 2030 sollen mindestens 44 qualifizierte KMP umgesetzt
werden. Die Analyse der bislang vorliegenden zeigt, dass zentrale Annahmen aufgrund ausgeblie-
bener oder absehbar ausbleibender MaBnahmen auf Bundes- und Landesebene (z.B. Dieselprivileg,
Pendlerpauschale, Dienstwagenprivileg, klimaorientierte Lkw-Maut) teilweise nicht mehr tragen. Da-
mit ist die deutliche Verfehlung der Klimaziele zu erwarten (Schmidt et al. 2026). Der Klima-Sachver-
standigenrat sieht dringenden Handlungsbedarf auf Landesebene, um die Kommunen in ihren Be-
muhungen zu unterstitzen, und die Notwendigkeit eines schnellen Gegensteuerns.

AKTIVE MOBILITAT

Mit dem im Oktober 2025 vorgestellten Umsetzungsprogramm zur RadSTRATEGIE 2025-2030 rea-
giert das Land auf den weiterhin deutlichen Abstand zum Ziel eines Radverkehrsanteils von 20 %:
2023 lag dieser erst bei 11 %. Bis 2030 sollen unter anderem 1.400 Kilometer neue Radwege entste-
hen, das RadNETZ weiterentwickelt und 100.000 zusatzliche Bike-and-Ride-Stellplatze geschaffen
werden. Kommunale Vorhaben werden Uber das Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz -
Rad- und FulRverkehr (LGVFG-RuF) zwischen 2025 und 2029 mit insgesamt 1,12 Mrd. Euro unter-
statzt.

Die im Januar 2026 veroffentlichte Fullverkehrsstrategie verfolgt erganzend das Ziel, den FuBBver-
kehrsanteil bis 2030 auf 30 % zu erhéhen. Im Fokus stehen durchgangige HauptfuBwegenetze, si-
chere und von Beeintrachtigungen freigehaltene Gehwege, bessere Querungsmaoglichkeiten sowie
sichere Schulwege und Schulstral3en.
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ELEKTRIFIZIERUNG DES STRABENVERKEHRS

Bis 2030 werden in Baden-Wtrttemberg 80.000 bis 160.000 &ffentlich zugangliche Ladepunkte be-
notigt (KEA-BW, 2025). Zum 1. April 2026 waren 34.412 Ladepunkte verfigbar, 16 % mehr als im
Vorjahr; damit missen bis 2030 noch mindestens rund 45.600, im oberen Bedarfsszenario sogar
rund 125.600 zusatzliche Ladepunkte geschaffen werden. Zwar weist Baden-Wurttemberg mit
303 Ladepunkten je 100.000 Einwohner die hdchste Dichte unter den Flachenlandern auf, der
Schnellladeanteil und die durchschnittliche Ladeleistung liegen jedoch weiterhin unter dem Bun-
desdurchschnitt. Uber Charge@BW wurden bis Ende 2025 knapp 20.000 Ladepunkte geférdert;
mehr als 85 % der Gemeinden verfugen inzwischen tGber mindestens einen offentlich zuganglichen
Ladepunkt (e-mobil BW, 2026).

PARKRAUMANAGEMENT

Kostendeckendes Parken zahlt laut Projektionsbericht zu den MaBhahmen mit dem gré3ten THG-
Minderungspotenzial im Stralienverkehr (IREES et al., 2024). Mit der seit 2021 bestehenden Mog-
lichkeit, Bewohnerparkgebihren kommunal festzulegen, steht den Stadten hierfur ein wirksamer
Hebel zur Verfigung. Das Land unterstitzt dessen Nutzung mit Beratungs-, Dialog- und Monitorin-
gangeboten, darunter seit Marz 2026 der Park.Raum.Monitor; 2026 hatten bereits 41 Stadte erhdhte
Bewohnerparkgebuhren eingefihrt.

Eine im Marz 2026 verdffentlichte Studie des Fraunhofer-Instituts unterstreicht die Wirksamkeit der
Parkraumbewirtschaftung flr die Verkehrsberuhigung und die Minderung von Emissionen (Fraun-
hofer ISI, 2026). In TUbingen und Landau fuhrten hohere Bewohnerparkgebthren zwischen 2022
und 2024 zu einer Reduktion der Fahrzeugflotte um 2,6 % bzw. 2,2 %. DarlUber hinaus wurden pro
Einwohner und Jahr 12,4 bzw. 18,4 kg CO; eingespart.

OPNV

Aufgrund von Kostensteigerungen geht das Verkehrsministerium derzeit von einer Reduktion des
Angebots im &ffentlichen Verkehr aus. Gleichzeitig wurden mit dem kleinen Fahrplanwechsel zum
14. Juni 2026 verschiedene Anpassungen zur Verbesserung von Anschlissen und ihrer Zuverlassig-
keit umgesetzt. Der so genannte “Verkehrsvertrag 2.0" wird inzwischen in einem Grol3teil der BW-
Bahnnetze angewendet und sieht bei mangelnder Punktlichkeit hohere Vertragsstrafen fur die Ei-
senbahnverkehrsunternehmen vor. Weitere Fortschritte betreffen Mobilitdtsstationen, Bahnstati-
onsprojekte, den Aufbau der Verkehrsmanagementzentrale sowie Planungsvertrage flr zentrale
Ausbau- und Elektrifizierungsprojekte der Schieneninfrastruktur.

5.3.3 Empfehlungen

Der Klima-Sachverstandigenrat sieht weiterhin uneingeschrankt dringenden verkehrspolitischen
Handlungsbedarf. Das Land sollte sich auch auf Bundes- und EU-Ebene konsequent fur klima-
freundliche Mobilitat einsetzen und die eigenen Handlungsspielraume starker als bisher nutzen.
Klimaschutz und -anpassung mussen gemeinsam gedacht werden. Mit zunehmender Warmebelas-
tung wird der Hitzeschutz im 6ffentlichen StraBenraum und in der Verkehrsinfrastruktur zu einer
wichtigen Voraussetzung daftir, dass Ful3-, Rad- und &ffentlicher Verkehr attraktiv, zuganglich und
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verlasslich bleiben. Insbesondere vulnerable und einkommensschwachere Bevélkerungsgruppen
haben geringere Moglichkeiten, ihr Mobilitatsverhalten an extreme Hitze individuell anzupassen.

Der Klima-Sachverstandigenrat sieht insbesondere funf verkehrspolitische Handlungsmoglichkei-
ten, die genutzt werden sollten, um Mobilitat klimagerecht zu entwickeln:

— Einen flachendeckenden, vernetzten, leistungsfahigen und klimaresilienten Umwelt-
verbund entwickeln. Die Mobilitdtsgarantie sollte vollstandig umgesetzt und durch ein
konsistentes Landesmobilitdtskonzept erganzt werden. Zugleich mussen Haltestellen, Zu-
gangswege und offentliche Bewegungsraume systematisch an zunehmende Hitze ange-
passt werden, etwa durch Verschattung, Begriinung und ausreichende Aufenthaltsqualitat.
Dies ist auch eine Frage sozial gerechter Mobilitat; insbesondere Menschen ohne Pkw sind
auf attraktive und hitzegeschiitzte FuBwege und den OPNV angewiesen.

— Umdie Kommunen in ihren Bemuhungen um aktiven Klimaschutz im Verkehr zu unterstat-
zen, muss der Mobilitatspass (siehe KlimaG BW) zu einem zentralen Instrument weiterent-
wickelt werden. Damit er faktisch umgesetzt wird, muss er fiir die Kommunen so at-
traktiv werden, dass sie ihn faktisch umsetzen. Er darf nicht zum Papiertiger werden. Die
Ergebnisse des Modellprojekts haben deutlich gezeigt (VM, 2024), dass insbesondere die
beiden Varianten Strallenbenutzungsgebuhr (,City-Maut”) und der Arbeitgeberbeitrag vor
allem in Grol3stadten das grofite potenzielle Finanzierungswirkung aufweisen. Bislang wur-
den sie nicht in das LMG BW aufgenommen. Diese Optionen sollten den Kommunen zusatz-
lich zu dem Einwohner:innenbeitrag und dem Kfz-Halter:innenbeitrag ebenfalls zur Verfu-
gung stehen. DarlUber hinaus ware es sinnvoll, das Mobilitatsguthaben nicht nur fir den
klassischen OPNV, sondern auch fiir andere klimafreundliche Mobilitdtsangebote wie Fahr-
rad-, E-Scooter- oder elektrifizierte Carsharing-Angebote nutzen zu kénnen.

— Rad-und FuBverkehrsinfrastruktur landesweit vernetzt, sicher und hitzeresilient aus-
bauen. RadSTRATEGIE und RadNETZ Baden-Wirttemberg sollten gestarkt werden, indem
verbindliche Ziele fur den Radverkehr festgelegt werden. Bei Neu- und Umbauten sollte die
thermische Belastung starker berUcksichtigt werden, insbesondere durch Verschattung und
Begriinung wichtiger FuBR- und Radverbindungen. Ohne eine solche Hitzevorsorge besteht
das Risiko, dass steigende Temperaturen jene aktiven Mobilitatsformen unattraktiver ma-
chen, deren Ausbau fur die Mobilitatswende erforderlich ist.

- Elektromobilitdt systematisch hochfahren und Verkehrsinfrastrukturen resilient ge-
stalten. Der Ausbau der Pkw- und Lkw-Ladeinfrastruktur muss beschleunigt und ein fla-
chendeckendes Ladenetz sichergestellt werden. Gleichzeitig sollte auch hier die Anpassung
der Verkehrs- und Energieinfrastrukturen an zunehmende Hitze systematisch berucksichtigt
werden, da thermische Belastungen unter anderem Stral3enbelage, Gleise, Oberleitungen
und elektrische Systeme beeintrachtigen und Ausfalle und zusatzlichen Wartungsbedarf
verursachen kdnnen. Erganzend sollte sich das Land auch im Bund fur wirksame finanzielle
und ordnungsrechtliche Anreize zur weiteren Elektrifizierung einsetzen.

- Klimamobilitatsplanung durch kurzfristiges Gegensteuern auf Landesebene absi-
chern und Kommunen bei der Umsetzung starker unterstiitzen, da zentrale Annahmen
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infolge ausgebliebener bzw. absehbar ausbleibender Malinahmen auf Bundes- und Landes-
ebene - etwa beim Diesel- und Dienstwagenprivileg, der Pendlerpauschale oder einer Kkli-
maorientierten Lkw-Maut - teilweise nicht mehr tragen und damit eine deutliche Verfehlung
der Klimaziele zu erwarten ist (Schmidt et al. 2026).

Der K-SVR hatin den letzten Jahren im Bereich Verkehr verschiedene konkrete Vorschlage vorgelegt.
In dieser letzten Stellungnahme dieser Berufungsperiode fassen wir unsere wichtigste Empfehlung
noch einmal zusammen und priorisieren sie mit ein bis drei Sternchen (siehe Tabelle 4). Diese qua-
litative Priorisierung beruht auf den Kriterien Umsetzbarkeit, Vorreiterrolle des Landes, dem Beitrag
zur Zielerreichung oder zur sozialen Ausgestaltung. Die Mallnahmen werden in der folgenden Ta-
belle drei miteinander verbundenen Handlungsfeldern zugeordnet: Mobilitatstechnologien umfas-
sen technische Loésungen flr eine klimaneutrale Fortbewegung, Verkehrsstrukturen die hierfur er-
forderlichen materiellen und nicht-materiellen Rahmenbedingungen, und Mobilitatspraxis MaRnah-
men zur Forderung eines nachhaltigen Mobilitatsverhaltens im Alltag.

Tabelle 4: Aktualisierte Zusammenstellung der Empfehlungen des K-SVR 2022-2025 im Handlungsfeld Ver-
kehr

Mobilitatstechnologien

Pkw- und Lkw-Ladeinfrastruktur Der Ausbau der Pkw- und Lkw-Ladeinfrastruktur muss beschleunigt ki
und ein flachendeckendes Ladenetz sichergestellt werden.

Intermodales Verkehrssystem Die Abhangigkeit von der Verflgbarkeit eines Automobils ist ein ent- i

scheidender Faktor flr Mobilitatsarmut, wenn keine alternativen Op-
tionen zur Verfiigung stehen. Der Klima-Sachverstandigenrat fordert
daher von der Landesregierung, ihre Bemuhungen zur Entwicklung
eines intelligenten, intermodalen Verkehrssystems weiter zu intensi-
vieren. Das leistet einen Beitrag zum Erreichen klimapolitischer Ziele,
fordert soziale Gerechtigkeit und schafft die notwendigen Wahimog-
lichkeiten flr die Blrgerinnen und Burger, sich klimafreundlich zu be-
wegen.

Radinfrastruktur ausbauen Eine konsequente Verbesserung der Radinfrastruktur in Baden-Wiirt- ki
temberg: Die avisierten 860 km an neuen oder optimierten Fahrrad-
wegen im Land mussen bis 2030 erreicht werden, um eine sicht- und
spurbare Verbesserung und attraktivere Gestaltung aktiver Mobilitat
zu erreichen.

Verkehrstrukturen
Der Hochlauf von Elektromobilitdit  Die Landesregierung muss die Marktdurchdringung von Elektroautos Fkk
starken mit ordnungsrechtlichen und finanziellen Vorgaben bei der Dienst-

wagenbesteuerung und einer ambitionierten Weiterentwicklung der

3 Die Unterscheidung zwischen Mobilitatstechnologien, Verkehrsstrukturen und Mobilitatspraxis wurden im Impulspapier
.Klima und Mobilitat” des K-SVR eingefuhrt und ausfihrlich erlautert. Sie dazu Schmidt et al., 2024b.
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Mobilitatsgarantie

Barrierefreiheit im OPNV

Klima-Ticket-BW

Mobilitatspraxis

Elektromobilitat - Beratungsange-
bote

Burgerbeteiligung starken

Reallabore weiterentwickeln

Beratungsgutscheine fur klima-
neutrales Mobilitatsmanagement

Flottengrenzwerte unterstitzen und sich auf Bundesebene dafiir ein-
zusetzen. Die Instrumente des Elektromobilitdtsgesetzes wie die Nut-
zung von Parkplatzen oder Ausnahmen bei Zufahrtsbeschrankungen
mussen konsequent eingesetzt werden, um klimafreundlichen Fahr-
zeugen Vorrang einzuraumen.

Die Mobilitatsgarantie muss mit einem moglichst breiten Verstandnis
von Erreichbarkeit ergdnzt und mit Hilfe eines komplexen Mal3nah-
menpakets umgesetzt werden. Die Erreichbarkeit mit 6ffentlichen
Verkehrsmitteln muss verlasslich gewahrleistet sein. Das nachstgele-
gene Mittel- oder Oberzentrum soll schnell und mit héchstens einem
Umstieg von jeder Gemeinde aus erreicht werden kénnen.

Barrierefreiheit sollte zum integralen Bestandteil von Mobilitatspoli-
tik und Verkehrsplanung werden. Der Klima-Sachverstandigenrat
schlagt vor, dass die bereits weit entwickelten Ansatze in den Bera-
tungs-, Schulungs- und Fortbildungsprogrammen des Verkehrsminis-
teriums darauf hin Uberprift und gegebenenfalls angepasst werden.

Mit dem Jobticket stellt das Land Angestellten im &ffentlichen Dienst
einen monatlichen Arbeitgeberzuschuss von 25 € bereit. Eine ahnli-
che, sozial gestaffelte Rabattierung kdnnte fur niedrige Einkommen
eingefihrt werden. Der Klima-Sachverstéandigenrat empfiehlt der
Landesregierung zu prifen, inwieweit ein Klima-Ticket-BW positive
Effekte erzielen kann, indem die Kosten des OPNV fiir Kinder, Rent-
nerinnen und Rentner und Menschen mit geringem Einkommen teil-
weise oder sogar vollstdndig kompensiert werden.

Initiativen zur Einbindung der Burgerinnen und Blrger missen deut-
lich intensiviert werden. Bestehende Beratungsangebote wie die der
KEA und der NVBW richten sich momentan noch schwerpunktmaRig
an die Kommunen. Kuinftig sollten niedrigschwellige Angebote fir Pri-
vatpersonen aufgesetzt werden.

Der Klima-Sachverstandigenrat empfiehlt flankierend dazu, Blrger-
beteiligung in Baden-Wirttemberg als Mittel zur Férderung der ge-
sellschaftlichen Akzeptanz von Verkehrspolitik und -planung ver-
starkt zu nutzen und weiterzuentwickeln. Beteiligungsformate wie
der Mobilitatsrat Baden-Wirttemberg sollten verstetigt werden, um
den gesellschaftlichen Wandel zur klimaneutralen Mobilitat voranzu-
treiben.

Um den Transformationsprozess im Verkehrssektor voranzutreiben,
kénnen die Erkenntnisse aus der Reallaborforschung in Baden-Wdrt-
temberg gezielt genutzt werden. Sie helfen, die Wirksamkeit der Er-
gebnisse im Hinblick auf die Fragen des Klimawandels zu erh6hen. Es
sollten Laboransatze gefordert werden, die den Wissenstransfer und
die Skalierung von Ergebnissen, Geschaftsmodellen und Losungsan-
satzen in den Mittelpunkt stellen und zur Beschleunigung der Mobili-
tatswende beitragen.

Analog zu den Beratungsgutscheinen fir die Transformation der Au-
tomobilwirtschaft, kann das VM gebundeltes Gestaltungswissen fur
klimaneutrales Mobilitdtsmanagement zur Verfligung stellen. Insbe-
sondere KMU und Start-ups profitieren davon. Fir Unternehmen mit
weniger als 50 Mitarbeitenden sind die Kosten eines umfassenden
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*%

*k*

*%
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Mobilitatsbudget einfihren

nachhaltigen Mobilitdtsmanagements herausfordernd. Statt indivi-
dueller und kostenintensiver Beratungslésungen lasst sich hier Kom-
petenz biundeln und praxisnah verfigbar machen.

Mobilitatsbudgets sind effektive digitale Instrumente, mit denen Be-
triebe ihre Mitarbeitenden bei der klimafreundlicheren Gestaltung
beruflicher und privater Alltagsmobilitdt unterstitzen - etwa bei
Dienstreisen, Pendeln oder Wegen vor und nach der Arbeit. In Ver-
bindung mit einer App bieten sie insbesondere Dienstwagennutzen-
den eine flexible Erganzung oder Alternative, auch gegenuber Ange-
boten wie der BahnCard. Seit dem Start des Blndnisses Verkehrs-
wende in der Arbeitswelt im Herbst 2022 haben unter anderem
Bosch und SAP bereits Mobilitatsbudgets eingefiihrt. Auf Basis dieser
Erfahrungen kénnen Férderprogramme fir KMU - etwa das Landes-
programm ,Betriebliches und Behordliches Mobilitatsmanagement”
(B2MM) - gezielt weiterentwickelt werden. Als Alternative oder Ergan-
zung zu privat genutzten Dienstwagen besitzen Mobilitatsbudgets er-
hebliches klimapolitisches Potenzial.

65
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5.4 Industrie

5.4.1 Einschatzung der Emissionsentwicklung bis 2025

Im Industriesektor waren die Treibhausgasemissionen im Jahr 2025 das vierte Jahr in Folge rucklau-
fig. Sie sanken im Vergleich zum Vorjahr um etwa 2,2 % auf 8,9 Mt CO2-Aq. Abbildung 10 zeigt die
Entwicklung der Treibhausgasemissionen und die jeweiligen Anderungen zum Vorjahr im zeitlichen
Verlauf. Dies belegt zwar den weiteren Rickgang der Emissionen im Sektor Industrie, verdeutlich
aber auch, dass der Umfang der Minderung bereits das zweite Jahr in Folge zurlckging. Die Ande-
rung von 2024 auf 2025 betrug etwa -0,2 Mt CO2-Aq., was nur der Halfte der zur Zielerreichung in
den nachsten Jahren jahrlich zu leistenden Minderung entspricht.
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Abbildung 10: a) Entwicklung der THG-Emissionen im Sektor Industrie bis 2025 und Ziel 2030, b) Anderun-
gen der Treibhausgasemissionen in der Industrie im jeweiligen Vergleich zum Vorjahr. Eigene Darstellung
basierend auf Daten des Stala.

Die aktuellen Reduktionen sind ahnlich wie in den letzten Jahren vornehmlich auf die schwache In-
dustriekonjunktur zurtickzufihren - gemal Emissionsbericht lagen sowohl die Produktion als auch
Umsatz und Beschaftigung Uberwiegend unter Vorjahresniveau, was den Schluss nahelegt, dass die
erzielten Treibhausgasminderungen nicht auf aktive ReduktionsmaBnahmen wie Investitionen in
Energieeffizienz und treibhausgasneutrale Energieversorgung zurlckzufihren sind. So steht zu be-
furchten, dass im Falle der dringend erforderlichen konjunkturellen Erholung in den nachsten Jah-
ren ein Groliteil, der seit 2022 erfolgten Emissionsminderungen im Sinne eines Rebound-Effekts
wieder wegfallt - mit schwerwiegenden Folgen fur die Erreichung des Sektorziels 2030. Der Klima-
Sachverstandigenrat empfiehlt, fUr eine genauere Analyse zukUlnftig eine Komponentenzerlegung
durchzufuhren, um besser zu erfassen, welche Anteile der Minderung tatsachlich auf die Transfor-
mation zur treibhausgasneutralen Produktion zurlckzuftuhren sind, welche konjunkturbedingt wa-
ren und welche auf Energietragerwechsel zurtickzufuhren sind.

Die energiebedingten Emissionen nahmen im Jahr 2025 etwa 66,5 % und damit den groéR3ten Teil
der sektorspezifischen Emissionen ein. Sie fielen im Vergleich zum Vorjahr um 4,9 % auf
5,95 Mt CO2-Aq. Haupttreiber dieses Ruckgangs waren Emissionsminderungen im verarbeitenden
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Gewerbe. Diese lassen sich jedoch primar auf konjunkturell bedingte Produktionsrickgange zurtck-
fuhren - insbesondere in emissionsintensiven Branchen wie der Papier- sowie der Nahrungs- und
Futtermittelherstellung.

Um mehr Detailtiefe in die Analyse zu bringen, bietet sich ein Blick auf die Umweltschutzinvestitio-
nen im produzierenden Gewerbe an (siehe Abbildung 11). Hier zeigt sich ein deutlich zunehmender
Trend zum Umwelt- und Klimaschutz in der Industrie. Gerade in den direkt klimaschutzrelevanten
Bereichen (THG-Vermeidung, Erneuerbare Energien und Energieeffizienz) sind seit dem Jahr 2020
deutliche Investitionszunahmen zu verzeichnen. Dieser positive Trend blieb trotz oder vielleicht ge-
rade wegen der vielfaltigen Krisen (u.a. Energiepreiskrise in Folge des volkerrechtswidrigen Angriffs
Russlands auf die Ukraine) der vergangenen Jahre bestehen, so dass der Anteil der Umweltschutz-
investitionen an den Gesamtinvestitionen deutlich zunahm. Diese Investitionsdynamik deutet da-
rauf hin, dass industrielle UmweltschutzmalRnahmen auch in wirtschaftlich angespannten Zeiten als
krisenfeste Zukunftsoption wahrgenommen werden. Aus Sicht des Klima-Sachverstandigenrats
sollte die Landesregierung hieran unmittelbar anknUpfen und die Entwicklung beispielsweise tGber
die Etablierung gruner Leitmarkte verstarken, um der Wirtschaft nicht nur schnellere Fortschritte
beim Klimaschutz zu erméglichen, sondern gleichzeitig die Resilienz und Krisenfestigkeit der Unter-
nehmen zu starken.
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Abbildung 11: Entwicklung der Umweltschutzinvestitionen und deren Anteil an den Gesamtinvestitionen
im verarbeitenden Gewerbe. Eigene Darstellung basierend auf Daten des Stala.

Nachdem die prozessbedingten Emissionen seit 2021 stetig Reduktionen zwischen 14 und 26 %
aufwiesen, kam es im Jahr 2025 erstmals wieder zu einem leichten Anstieg. Die THG-Emissionen
stiegen hierbei im Vergleich zum Vorjahr um 0,8 % auf 1,69 Mt CO,-Aq. an und weisen damit aktuell
einen Anteil von etwa 19 % der Industrieemissionen auf. Der Anstieg resultierte vor allem aus einer
leichten Erholung der Bauwirtschaft - insb. des Wirtschaftsbaus - und eines damit verbundenen
Anstiegs in der Produktion emissionsintensiver Baustoffe wie Zement und Kalk. Der Emissionsbe-
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richt stellt in diesem Kontext dar, dass insbesondere in der Klinkerproduktion eine nachhaltige Ab-
senkung der prozessbedingten CO,-Emissionen bisher kaum maoglich war. Der Klima-Sachverstan-
digenrat hebt hierbei explizit die Bemuhungen grol3er Zementhersteller des Landes hervor, welche
unter Einsatz grol3er Investitionssummen den Bau einer Pilotanlage zur CO;-Abscheidung im
Oxyfuelverfahren in Mergelstetten realisieren und die Umsetzung mit einer CO>-Abscheidung
> 90 % demonstrieren konnten. Die ist ein wesentlicher Schritt fir den Einsatz von CO,-Capture-
Technologien und damit eine zukunftsfahige Gestaltung der Zementindustrie in Baden-Wuirttem-
berg - im Zusammenspiel mit einer langfristigen Speicherung des abgeschiedenen CO; oder auch
einer direkten Weiternutzung im Sinne von CCU, sofern das CO; als Kohlestoff in Stoffkreislaufen
gebunden werden und langfristig aus der Atmosphare ferngehalten werden kann. Gerade durch
letzteres konnten zusatzliche Wertschépfungspotenziale im Land erschlossen werden. Hierfur ist es
jedoch wesentlich, diese Entwicklungen auch von politischer Seite weiterhin entsprechend zu flan-
kieren und zu unterstitzen. Der Klima-Sachverstandigenrat unterstttzt an dieser Stelle ausdrucklich
das Bestreben des Landes, die Opt-in-Klausel im Kohlendioxid-Speicherungs- und Transportgesetz
(KSpTG) nutzen zu wollen. Darlber hinaus erwartet der Klima-Sachverstandigenrat ein hohes Enga-
gement der Landesregierung Uber die jeweiligen Landesvertretungen auf Bundes- und EU-Ebene,
um das Bestreben der Industrie zur Treibhausgasneutralitat aktiv zu unterstitzen.

Bei den F-Gasen zeigt sich in dem Emissionsdaten nach einem fast zehn Jahre anhaltenden, riick-
laufigen Trend erstmals wieder eine Erhéhung der Treibhausgasemissionen. Diese stiegen gegen-
tber dem Vorjahr um 8,1 % bzw. knapp 0,1 Mt CO»-Aq. Baden-Wirttemberg verzeichnete damit
zwischen den Jahren 2024 und 2025 als einziges deutsches Bundesland einen Anstieg der F-Gas-
Emissionen. Allerdings ist dieser nicht auf einen sich wieder verstarkenden Einsatz entsprechender
Gase in der Industrie zurtickzufuhren. Die EU-Verordnungen zur Reduktion von F-Gasen ((EU) Nr.
517/2014 sowie (EU) 2024/573) sowie insgesamt strengere Vorgaben zu deren Einsatz wirken wei-
terhin erfolgreich auf ein schrittweises Phase-Out fluorierter Gase hin und sind ein gutes Beispiel
daflr, wie durch Steuerung und Regulierung Treibhausgasminderungen erfolgreich umgesetzt wer-
den kénnen. Tatsachliche Ursache fir den Anstieg der F-Gas-Emissionen ist nach Angabe des Emis-
sionsberichts ein Leck in einer Produktionsanlage der chemischen Industrie. Eine im November
2025 verdffentlichte Studie der Goethe-Universitat Frankfurt hatte diesbezlglich im Umfeld eines
Standortes des Chemiekonzerns Solvay in Bad Wimpfen deutlich erhéhte SF¢-Emissionen lokalisiert
(Meixner et al., 2025). Diese wurden in der Vergangenheit zwar in den bundesweiten Emissionser-
hebungen erfasst, konnten bisher aber nicht landerscharf zugeordnet werden.* Die ausgewiesenen
Emissionswerte sind nach Angaben des statistischen Landesamtes zunachst noch vorlaufig. Sie wer-
den im kommenden Jahr erneut geprift und voraussichtlich Gber mehrere Jahre rickwirkend neu
berechnet. Der Klima-Sachverstandigenrat erwartet, dass nach Bekanntwerden der Leckage deren

41m Gegensatz zu den Ubrigen Treibhausgasen und Sektoren kdnnen F-Gas-Emissionen auf Landerebene aufgrund der hier
unzureichenden Datenlage derzeit nur mithilfe eines Top-down-Ansatzes berechnet werden. Dabei werden die bundeswei-
ten F-Gas-Emissionen anhand geeigneter Verteilungsschlissel anteilig auf die Bundeslander aufgeteilt. Die insgesamt aus-
gestoRene Menge an SF¢ war nach Angabe des Umweltbundesamtes bereits vollstandig in den offiziellen THG-Inventaren
enthalten und in der nationalen THG-Bilanz berlicksichtigt. Diese wurde jedoch bisher als diffuse Quelle entsprechend des
Verteilungsschlissels zwischen den Bundeslandern verteilt.
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Ursache nun schnellstmdglich behoben wird, was sich in einem entsprechenden Rickgang der kinf-
tigen F-Gas-Emissionen widerspiegeln durfte. Der Klima-Sachverstandigenrat ist zugleich besorgt
daruber, dass die Freisetzung Uber einen nach Presseberichten wohl Idngeren Zeitraum unbemerkt
bleiben konnte und pladiert fir eine stringente Anwendung der bestehenden Schutzmechanismen
sowie eine regelméaRige Uberprifung der Einhaltung von Grenzwerten.

In der Abfall- und Abwasserwirtschaft wurden die gesetzten Ziele bereits erreicht. Zum Vorjahr
zeigt sich fir das Jahr 2025 eine Reduktion um 6,2 % (Abfallwirtschaft 11 % auf 0,17 Mt CO,-Aq.,
Abwasserwirtschaft 3,9 % auf 0,4 Mt CO,.Aq.) Die Abnahme in der Abfallwirtschaft basiert hierbei im
Wesentlichen auf den abnehmenden Methanemissionen der nach dem bundesweiten Deponiever-
bot 2005 noch verbliebenen Deponiegltern. Dieser Abklingeffekt wird sich jedoch verlangsamen,
womit kiinftige Minderungen im Sektor - grade auch mit Blick auf 2040 - zuséatzliche, aktive Impulse
erfordern werden. Es ist hier darauf hinzuweisen, dass die Emissionen aus der thermischen Abfall-
verwertung statistisch nicht der Abfallwirtschaft sondern der Energiewirtschaft zugerechnet werden
und demnach im entsprechenden Sektorkapitel diskutiert werden.

5.4.2 Bewertung der MaBnahmen im KMR und Koalitionsvertrag

Der Klima-Sachverstandigenrat begruf3t, dass auch fur den Industriesektor im Zeitraum von Juli
2025 bis Juni 2026 neue Malinahmen in das KMR aufgenommen wurden. Durch die neun neuen
MaRnahmen erhoht sich die Anzahl der MaBnahmen im Kern-KMR fir den Sektor Industrie auf 44.

Der Klima-Sachverstandigenrat halt es fur erforderlich, dass die den Sektor Industrie betreffenden
MaRnahmen drei Bereiche adressieren: die Unterstitzung der Umsetzung der ,Klimaneutralen Pro-
duktion”, den Bereich ,Technologietransfer, Produktions- und Produktumstellung entsprechend der
Anforderungen einer treibhausgasneutralen Gesellschaft” sowie ,,Ansiedlung von Schltsseltechno-
logien fUr eine klimaneutrale Wirtschaft” (Schmidt et al., 2023d).

Sechs der neun neuen MalRnahmen sind eigentlich F&E-Projekte, die vorrangig auf den Bereich
»Technologieentwicklung mit Ziel Technologietransfer” abzielen und im Rahmen des Programms
~Strategische Technologien fir Europa" / Europaischer Fonds fur regionale Entwicklung - EFRE" ge-
fordert werden. Hierbei handelt es sich um die Projekte SAF Referee RIG, HyReference, genA-
EMStack, DACscale, HiPerReF und The Biointelligence Engine, die jeweils auf unterschiedliche Zu-
kunftstechnologien - Sustainable Aviation Fuel, Elektrolyse, Direct Air Capture, Herstellung von
hochorientierten Halbzeugen aus recycelten Carbon- und Glasfasern und die Nutzung von Biointel-
ligenz abzielen.

Die drei verbleibenden MaRnahmen fallen in den Bereich Technologietransfer, Produktions- und
Produktumstellung entsprechend der Anforderungen einer treibhausgasneutralen Gesellschaft. Mit
der modularen Forschungsplattform am Fraunhofer-Institutszentrum Stuttgart - Stuttgart Climate
Tech Hub soll die Méglichkeit geschaffen werden, Geschaftsmodelle gerade im Kontext der Sanie-
rung von Nichtwohngebauden unter realen Bedingungen zu testen, wahrend sich das Projekt
+~NECOC-BW" mit der Weiterentwicklung eines Verfahrens beschaftigt, bei dem aus dem aus CO,
fester Kohlenstoff gewonnen wird, der anschlieRend als Rohstoff verwendet werden kann. Die Stu-
die "Batteriedkosystem BW" soll Erkenntnisse darlUber bringen, wie das Themenfeld Batterie so wei-
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terentwickelt werden kann, dass gleichzeitig weitere Anwendungsfelder erschlossen und das Batte-
rierecycling gestarkt werden kann, um nicht nur die Energiewende zu unterstitzen, sondern auch
die Rohstoffabhangigkeiten zu reduzieren.

Der Klima-Sachverstandigenrat bewertet alle neuen MaBnahmen im Sinne des Know-How-Aufbaus
fur Klimaschutztechnologien als zielfuhrend, auch wenn keine direkte Treibhausgasreduktion fur
den Sektor Industrie erzielt wird. Allerdings gilt dies nur im Sinne einer stetigen Weiterentwicklung,
in Art und Umfang sind sie der drohenden Zielverfehlung bis 2030 jedoch bei weitem nicht ange-
messen.

Koalitionsvertrag

Der Koalitionsvertrag enthalt einige fir den Industriesektor richtige und wichtige industriepolitische
Instrumente und greift mit den Bereichen GreenTech, Wasserstoff, Batterien, Kreislaufwirtschaft,
Ansiedlung und Technologietransfer grundsatzlich wichtige und vom Klima-Sachverstandigenrat in
der Vergangenheit wiederholt angefiihrte Bereiche auf. Ebenso ist die grundsatzliche Pramisse an-
zuerkennen, dass Klimaneutralitat und industrielle Wettbewerbsfahigkeit zusammen gedacht wer-
den mussen. Allerdings wurde die industriepolitische Agenda nicht konsequent genug aus dem Ziel
der Treibhausgasneutralitat 2040 heraus entwickelt. Im Gegenteil, bereits die Umstellung des Zwi-
schenziels 2030 auf einen mehrjahrigen Durchschnittskorridor schwacht die geplante Steuerungs-
wirkung des Zielpfades gerade flr die Industrie. Gleichzeitig stellt die Formulierung ,Klimaschutz
voranzubringen, ohne Wertschépfung [...] zu gefahrden" (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN & CDU, 2026,
S. 23) die Erreichung der Klimaziele faktisch unter einen Wettbewerbsfahigkeitsvorbehalt. Eine sol-
che Vorbedingung fur das Ergreifen von Klimaschutzmalinahmen erscheint fatal, gerade weil einige
in diesem Sommer besonders spUrbare Auswirkungen des Klimawandels wie das Niedrigwasser im
Rhein oder ProduktionseinbuBen aufgrund der Hitzebelastung der Beschaftigten verdeutlichen,
dass es zukunftig gerade fehlender Klimaschutz sein wird, der die Wettbewerbsfahigkeit beeintrach-
tigt. Der Klima-Sachverstandigenrat erwartet daher fir die kommende Legislaturperiode eine In-
dustrie- und Wirtschaftspolitik, die Klimaschutz zu Gunsten der Wettbewerbsfahigkeit der Industrie,
des Handwerks und der Land- und Forstwirtschaft sowie zur Sicherung der Lebensgrundlagen der
Bevolkerung klar priorisiert.

Der Vertrag formuliert ausdrucklich die Unterstitzung der klimaneutralen Produktion und nennt
dafur ,verlassliche Rahmenbedingungen, bezahlbare Energie und technologieoffene Losungen”.
Neben der Elektrifizierung als zentralem Transformationspfad werden Wasserstoff als Schlissel-
technologie, die Sicherung von CO,- und Wasserstoffleitungen sowie CCS/CCU ausdrucklich bertck-
sichtigt. Dies deckt sich grundsatzlich mit einigen Empfehlungen des Klima-Sachverstandigenrats,
welcher den Netz- und Speicherausbau, zeitnahen Wasserstoffzugang sowie Carbon Management
als wichtige Voraussetzungen fur die industrielle Transformation formulierte. Allerdings sieht der
Klima-Sachverstandigenrat die im Koalitionsvertrag sehr stark betonte Technologieoffenheit an vie-
len Stellen kritisch. Es ist zwar absolut notwendig, dass Unternehmen selbst entscheiden kénnen,
auf welchem Pfad sie die Treibhausgasneutralitat in der Produktion erreichen, da diese stark von
den jeweiligen Bedingungen am Produktionsstandort abhangt, jedoch sind alle mdglichen Pfade mit
Infrastrukturanforderungen verbunden (Strom-, Hy-, Warme,- CO,-, Lade- und Betankungsinfra-
strukturen), die unmoglich parallel entwickelt werden kénnen. Daher sind Festlegungen erforderlich
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und bestimmte Technologien zu favorisieren. Ansonsten verlangsamt sich die Entwicklung und die
fUr ein Exportland entscheidende Technologiefuhrerschaft kann mangels Fokussierung im Heimat-
markt nicht erreicht werden. Die propagierte Technologieoffenheit fUhrt zudem dazu, dass diejeni-
gen, die bereits in Zukunftstechnologien investiert haben - im Vertrauen auf den Bestand des regu-
latorischen Rahmens - gegenuber denjenigen benachteiligt werden, die sich nicht entscheiden woll-
ten, frihzeitig in Klimaschutz zu investieren.

Das Koalitionsvertrag benennt eine breite Liste an Schliisseltechnologien. Diese greifen wichtige
Trends auf, bleiben jedoch in ihrer Auswahl und Priorisierung unvollstandig, insbesondere im Hin-
blick auf klimarelevante Technologien und Transformationsfelder. So sind von den neun gelisteten
Schlusseltechnologien nur zwei (GreenTech, Wasserstoff/Batterie) eindeutig klimaneutralitatsrele-
vant. Damit bleibt der Koalitionsvertrag deutlich hinter den bestehenden Md&glichkeiten, Klima-
schutz und wirtschaftlichen Ausschwung gezielt zu verknupfen.

Der Klima-Sachverstandigenrat sieht die prominente Nennung von CCS und CCU ohne erkennbare
Einbettung in die Vermeidungshierarchie (Dekarbonisierung — Defossilisierung — CCU/CCS) kri-
tisch, da die fehlende Einbettung der zwingend zu favorisierenden Prozessumstellung entgegenlau-
fen kann. Der Klima-Sachverstandigenrat vermisst zudem Aussagen zu einem Monitoring- bzw. Be-
richtssystem fiir die industrielle Transformation, das erforderlich ist, um die Uberpriifung des Fort-
schritts weiterhin zu gewahrleisten, gerade vor dem Hintergrund des angestrebten generellen Ab-
baus von Berichtspflichten.

Im Hinblick auf Technologietransfer und Produktionsumstellung wird Technologietransfer expli-
zit fir den Maschinen-, Anlagen- und Werkzeugbau genannt, wobei die gewahlte Formulierung "Er-
reichen der Klimaziele ohne Bruch in der Industrie" (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN & CDU, 2026, S. 117)
eher auf die Priorisierung der Kontinuitat vor einer konsequenten Produktionsumstellung - die aber
fur eine langfristige Sicherung der Wettbewerbsfahigkeit unumganglich ist - hindeutet.

5.4.3 Empfehlungen

Der Klima-Sachverstandigenrat hat in den vergangenen Jahren wiederholt Empfehlungen zum
Handlungsfeld Industrie ausgesprochen. In dieser letzten Stellungnahme der Berufungsperiode
sollen diese nun zusammengefihrt und qualitativ mit ein bis drei Sternchen priorisiert werden.
Far die Zusammenfuhrung wurden hierbei wesentliche Empfehlungen vergangener Stellungnah-
men sowie zusatzliche neue Empfehlungen in die drei Bereiche des industriellen Zieldreiecks
(Schmidt et al., 2023) eingeordnet. Die Priorisierung ist hierbei qualitativ und beruht auf einer Ge-
samteinschatzung des Klima-Sachverstandigenrats. Die hierflr zusammengetragene Tabelle 5 ist
nicht abschlieBend und ersetzt auch nicht die ausfuhrlicheren Begriindungen der vorangegange-
nen Stellungnahmen.
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Tabelle 5: Zusammenschau und Fortschreibung der Empfehlungen des Klima-Sachverstdndigenrats im

Handlungsfeld Industrie basierend auf den drei Kernzielen im Sektor

Klimaneutrale Produktion

Grune Leitmarkte via 6ffent-
liche Beschaffung

Rechtsrahmen & Infrastruk-
tur fur Carbon Management

Hitzevorsorge und Arbeits-
schutz

Spezifische Technologiefor-
derung fUr Prozesswarme &
ccu

Exploration von CO,-Spei-
cheroptionen

Entlastung von Vorrei-
tern/First Movern (bspw.
bzgl. Berichtspflichten)

Forderung zur Vermeidung
von F-Gasen und Methan

Nutzung der Nachfragemacht der &6ffentlichen Hand durch schrittweise
verpflichtende Quoten fir klimaneutrale Materialien (Stahl, Zement, Pa-
pier, Kunststoffe, Chemikalien).

Zugige Schaffung eines verbindlichen Rechtsrahmens fur CCS/CCU bei un-
vermeidbaren CO,-Emissionen. Beschleunigter Auf- und Ausbau einer CO,-
Transportinfrastruktur bis Mitte der 2030er (in Abstimmung mit Nachbar-
landern/Nachbarstaaten). Adressierung von CO, als Rohstoff fur syntheti-
sche Kohlenwasserstoffe. Details siehe Impulspapier des Klima-Sachver-
standigenrats zum Thema Carbon Management.

Férderung der Integration von Arbeitsschutz- und HitzevorsorgemafRnah-
men in Industrieunternehmen zum Schutz der Beschaftigten vor Klimafol-
gen und zur Fachkraftesicherung. Starkere Verankerung der klimawandel-
bedingten Hitzevorsorge in der Arbeitsschutz- und Wirtschaftspolitik des
Landes.

Auflegung gezielter Forderprogramme fur Schlisselanwendungen in der
Produktion, wie Hochtemperatur-Warmepumpen fir Prozesswarme und
Wasserstoff in der energieintensiven Industrie sowie stoffliche CO,-Nut-
zung (z. B. CO; als KuhImittelersatz fur F-Gase)

Mehrgleisiges Vorgehen zur CO,-Speicherung: AnstoRen der geologischen
Untergrund-Exploration in BW bei zeitgleicher Sicherung externer Spei-
cherkapazitaten (z. B. Danemark, Norwegen, Niederlande).

Prifen einer Verringerung der Berichtspflichten bei entsprechenden Klima-
fortschritten/ Klimaneutralitat im Unternehmen

Gezielte Forderprogramme zur Entwicklung klimafreundlicher Alternativen
fur Industrieemissionen abseits von CO, (insbes. F-Gase, Methan und SF-
Ersatz in z.B. der Elektrotechnik).

*k*

*k%

*k*

*k*

*%

*%

Technologietransfer und Produktionsumstellung entsprechend den Anforderungen einer treibhaus-

gasneutralen Gesellschaft

Sozial flankierter Struktur-
wandel (z. B. Automobil)

Neues Verstandnis der
Kreislaufwirtschaft

Branchenspezifische Initiati-
ven & Know-how-Transfer

Klare Absicherung der Transformation, Ausbau von Weiterbildungsangebo-
ten und Er6ffnung neuer Marktchancen im Cleantech-Bereich.

Etablierung der Kreislaufwirtschaft als zentrale Rohstoffquelle (besonders
fur kritische Rohstoffe wie Batteriematerialien) Uber die Férderung von De-
monstrationsprojekten und die Einfihrung von Quoten oder dhnliche
nachfrageinduzierende Instrumente (siehe Leitmarkte). Aktive Forderung
von materialsparendem und recyclingfreundlichem Produktdesign durch
Markteinfihrungsprogramme oder andere nachfrageorientierte Instru-
mente.

Aufbau burokratiearmer Netzwerke und Initiativen (analog zu Horizont
Handwerk) zur Beratung und Transformation in der Breite (z. B. fir KMU,
Dienstleistungen) unter Einbindung von Industrieverbanden.

*k%

*k*

**
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Initiierung CCU-Pilotpro- Initiierung konkreter CCU-Pilotprojekte (Carbon Capture and Utilization),
jekte um geschlossene Kohlenstoffkreisldufe aufzubauen und neue Wertschép-
fungspotenziale zu erschlieBen.

Ansiedlung von Schliisseltechnologien fiir eine klimaneutrale Wirtschaft

Ganzheitliche Industriestra- ~ Erarbeitung einer klaren Industriestrategie zur gezielten FOrderung der
tegie (Greentech/Cleantech) = Greentech-/Cleantech-Branche als neue Exportbranche und zur aktiven
Unterstutzung der Neuansiedlung von Zukunfts- und SchlUsseltechnolo-

gien.
Gezielte Investitions- und Weiterentwicklung landeseigener Férderprogramme (wie /nvest BW) hin zu
Ansiedlungsforderung (z. B.  gezielten Ansiedlungspramien fur Cleantech-Schlusselindustrien (z. B.
via Invest BW) Elektrolyseur-Fertigung, Batterierecycling, Leistungselektronik).

Zukunftsorientierte Gewer-  Ausweisung interkommunaler Industrie- und Gewerbegebiete ("Transfor-
beflachenpolitik mation Parks") mit bestehender Anbindung an H;-, CO,- und Starkstrom-
netze sowie verkurzten Genehmigungsverfahren fur Schlisseltechnologien

**

*k%

*k%

**
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5.5 Landwirtschaft

5.5.1 Einschatzung der Emissionsentwicklung bis 2025

Der Sektor Landwirtschaft verursachte im Jahr 2025 rund 4,7 Mio. t CO2-Aq. und damit 7,4 % der
gesamten Treibhausgasemissionen Baden-Wurttembergs (StalLa, 2026). Die Emissionsstruktur ist
seit Jahren stabil: 46 % entfallen auf Methan aus der Verdauung der Wiederkauer (enterische Fer-
mentation), 25 % auf dingungsinduziertes Lachgas aus der Nutzung landwirtschaftlicher Béden und
15 % auf das Wirtschaftsdingermanagement; landwirtschaftlicher Verkehr, die Anwendung von
Harnstoff- und Kalkdingern sowie die Vergarung machen die verbleibenden Anteile aus (Stala,
2026).

Im KlimaG BW ist ein Minderungsziel von -39 % gegenuber 1990 festgeschrieben, was nach derzei-
tigem Stand einem Zielwert von 4,0 Mio. t CO,-Aq. fir 2030 entspricht. Die THG-Emissionen des
Sektors wurden bis 2025 um etwa 28 % gegenuber 1990 reduziert; fur den Zeitraum von 2025 bis
2030 verbleibt eine Minderung von 0,7 Mio. t bzw. 15,4 % (StalLa, 2026). Der Emissionsbericht weist
flr 2025 gegenuber dem Vorjahr einen Rickgang um 1,1 % aus. Diese Zahl allein sollte nicht als
klimapolitischer Fortschritt gelesen werden.

Zum einen liegt eine Veranderung dieser Grof3enordnung im Bereich der Datenunscharfe. Die ge-
samte Zeitreihe 1990-2025 wurde 2026 erneut durch das fir die Emissionsberichterstattung zu-
standige Thunen-Institut methodisch Uberarbeitet. Derartige methodische Weiterentwicklungen
sind wissenschaftlich geboten, erschweren jedoch den Vergleich zwischen Berichtsjahrgangen.
Wie stark sich dies auswirken kann, zeigt die gewichtigste Einzelkategorie: Fur die Methanemissio-
nen aus der Tierhaltung weist der aktuelle Bericht 2,18 Mt CO,-Aqg. fur 2025 aus und zugleich einen
Ruckgang um 0,2 % gegenlUber 2024. Im Vorjahresbericht wurde flr 2024 aber ein etwas niedrigerer
Wert vermeldet (2,13 Mt). Ein fehlgeleiteter Vergleich Uber zwei Berichtsstande hinweg wirde den
Trend also scheinbar umkehren.>® Fiir alle Jahresvergleiche in diesem Kapitel gilt entsprechend: Be-
wegungen im Bereich weniger Prozentpunkte sind von der methodischen Revision statistisch nicht
sauber zu trennen und sollten nicht als klarer Trend gelesen werden.

5 Vgl. die methodischen Uberarbeitungen 2021 (neue N,O-Emissionsfaktoren Ackerbdden), 2023/24 (Umstellung auf IPCC-
Refinement 2019; Bodennutzung 2019 dadurch rickwirkend von 1,62 auf 1,19 Mio. t revidiert), 2024/25 (u. a. neue Modelle
far Wald- und Siedlungsbiomasse; Bodennutzung 2019 erneut auf 1,37 Mio. t korrigiert) sowie 2025/26 (u. a. witterungsab-
hangige Neumodellierung der Mineralboden-Kohlenstoffvorrate, Uberarbeitete Landnutzungskategorie Siedlungen; zudem
wurden N,O-Emissionen aus der Mineralisierung von Grunland-Mineralbdden erstmals der Landwirtschaft statt LULUCF zu-
geordnet; entsprechend z.B. Bodennutzung 2019 diesmal auf 1,52 Mio. t revidiert). Zahlenvergleiche mit alteren Berichts-
jahrgangen oder Studien (z. B. der Sektorzielstudie aus 2022) sind entsprechend nur eingeschrankt aussagekraftig.

6 Betroffen sind dabei nicht nur Jahresvergleiche, sondern auch der Abstand zum Sektorziel selbst. Fir dasselbe Berichtsjahr
2024 weist der Emissionsbericht 2026 eine erfolgte Minderung von 27,1 % gegenutber 1990 aus (4,77 vs. 6,55 Mio. t), der
Vorjahresbericht 25,1 % (4,74 vs. 6,33 Mio. t). Der aus dem unveranderten Prozentziel abgeleitete Zielwert 2030 stieg ent-
sprechend der aktualisierten 1990-Schatzung von 3,86 auf 3,99 Mio. t. Der Abstand zum Sektorziel verringerte sich zwischen
den beiden Berichten um rund 0,16 Mio. t, wovon etwa zwei Drittel auf die Zeitreihenrevision entfallen und ein Drittel auf
den berichteten Emissionsrickgang.
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Abbildung 12 zeigt die mittelfristige Entwicklung sowie jahrliche Veranderungen der Treibhaus-
gasemissionen des Sektors Landwirtschaft, aufgeschlisselt nach Emissionsquelle, sowie die zur Ein-
haltung des Sektorziels 2030 erforderliche mittlere jahrliche Minderung. Einzelne Jahre streuen er-
heblich, wobei der Uberwiegende Teil der Schwankung auf den stark witterungsabhangigen Posten
Bodennutzung entfallt. Alle Werte stammen aus einem einheitlichen Berichtsjahrgang (StalLa, 2026)
und sind untereinander konsistent; Differenzen einzelner Jahre liegen jedoch unterhalb der Gro-
Renordnung der Inventarunsicherheit und der jahrlichen Zeitreihenrevisionen. Einzelne Quellen wie
die indirekten Lachgasemissionen aus Deposition und die Stickstoffmineralisierung werden zudem
witterungsabhangig berechnet.
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Abbildung 12: a) Entwicklung der THG-Emissionen im Sektor Landwirtschaft bis 2025 und Ziel 2030, b)
Anderungen der THG-Emissionen im jeweiligen Vergleich zum Vorjahr. Eigene Darstellung, Daten StalLa
(2026).

Der mehrjahrige Vergleich zeigt: Die Sektoremissionen sinken seit 2020 im Mittel um rund 1,2 %
jahrlich (rund 60 kt/a), Uber den langeren in Abbildung 12 dargestellten Zeitraum um rund 90 kt/a.
Fir die Zielerreichung waren rund 145 kt/a nétig, ein struktureller, richtungssicherer Minderungs-
pfad ist jedoch nur schwach erkennbar. GréRere Einzeljahresbewegungen gehen vor allem auf ex-
terne oder nicht primar klimapolitische Entwicklungen zurtick. Dazu zahlen die Novellierung der
Dungeverordnung und die hohen Dungerpreise in den Wirtschaftsjahren 2021/22 und 2022/23 so-
wie der Einbruch der Schweinebestande 2021/22 infolge der Afrikanischen Schweinepest und der
daraus folgenden Exportrestriktionen (Hal3 et al., 2024; BMLEH, 2025). 2025 gingen die Tierbestande
weiter zuruck (Rinder -0,7 %, Milchkihe -0,8 %, Schweine -1,0 %; StalLa, 2026). Seit der Weiterent-
wicklung des Inventarmodells (Py-GAS-EM) im Jahr 2026 ist zudem zu beachten, dass die berichteten
Tieremissionen auf Landesebene durch ein neu eingefuhrtes Transportmodul fur Wirtschaftsdiin-
ger und Biogassubstrate Uber Landesgrenzen hinweg nicht mehr strikt proportional zum lokalen
Tierbestand sind (Thudnen-Institut, 2026). Durch das neue Transportmodul werden die Landeswerte
dort verbucht, wo Wirtschaftsdiinger und Biogassubstrate physisch verarbeitet werden, und nicht
mehr dort, wo die Tiere gehalten werden; sie bilden damit zunehmend den Ort des Emissionsge-
schehens ab statt der Aktivitat der baden-wurttembergischen Landwirtschaft. Fur die kurzfristige
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Bewertung der Landespolitik sind deshalb Aktivitatsdaten wie die Tierbestande belastbarer als die
berichteten Emissionswerte.

Flr die Einordnung ist weiterhin entscheidend, woraus die langfristige Minderung seit 1990 resul-
tiert: Sie ist zu einem erheblichen Teil auf strukturelle und marktbedingte Entwicklungen in der Tier-
haltung sowie auf politische Instrumente zurtckzufuhren, deren urspringliche Zielsetzung aul3er-
halb der Klimapolitik lag. Hierzu zahlt insbesondere das Dingerecht (Dingeverordnung als natio-
nale Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie), das zugleich einen zentralen Hebel zur Minderung landwirt-
schaftlicher Lachgasemissionen darstellt und auf Landesebene umgesetzt und vollzogen wird. Ge-
zielte Landesklimapolitik ist damit weiterhin kein treibender Faktor der Minderung. Der Expertenrat
far Klimafragen bestatigt das fur die Bundesebene: Die bisherige Minderung im Sektor beruht tGber-
wiegend auf marktbedingten Aktivitdtséanderungen und nicht-klimapolitischen Instrumenten, zu
rund einem Drittel auf Methodenanderungen; fir 2028-2030 projiziert er zudem eine Uberschrei-
tung der gesetzlichen Jahresmengen (ERK, 2026, RZ 206). Baden-Wurttemberg ist gegen diesen Me-
thodeneffekt durch seine prozentuale Zieldefinition im KlimaG robuster als der Bund mit absoluten
Zielwerten, da sich Neuberechnungen auf die gesamte Landeszeitreihe auswirken und Ziel- wie Ver-
gleichswert gemeinsam verschieben (zu den Grenzen s. Ful3noten 5 und 6). Von der politischen Ent-
wicklung ist das Land gleichwohl nicht entkoppelt. Bleiben die auf Bundes- und EU-Ebene notigen
MalRinahmen aus, wirkt sich das direkt auch auf die Landesemissionen aus. Die aktuellen Bundes-
projektionen schreiben den Bestandsriickgang fur die kommenden Jahre im bereits beobachteten
Tempo fort (Rinder und Milchkihe je -11 %, Schweine -14 % zwischen 2021 und 2030), was der ERK
als weitgehend plausibel einstuft (ERK 2026, RZ 215). Nach Stagnation im aktuellen Berichtsjahr wird
fur den Zeitraum 2025 bis 2030 eine Reduktion von etwa 4 % projiziert (ERK, 2026, RZ 67 & 206). Die
bloBe Fortschreibung des historischen Trends ist weder fir den bis 2030 noch den daruber
hinaus erforderlichen Pfad ausreichend. Fir eine Beschleunigung istim bestehenden Instrumen-
tarium und den vorliegenden Aktivitatsdaten weiterhin keine Grundlage erkennbar. Wie bereits in
den Stellungnahmen der Vorjahre festgestellt, hat sich daher diese Einschatzung im Kern nicht ver-
andert (Schmidt et al., 2023; Schmidt et al., 2024a; Schmidt et al., 2025).

5.5.2 Bewertung der MaBnahmen im KMR und Koalitionsvertrag
KMR UND SEKTORBERICHT LANDWIRTSCHAFT

Der Sektorbericht Landwirtschaft 2026 ist in seinen zentralen MalBnahmenbeschreibungen gegen-
Uber dem Vorjahr weitgehend unverandert; fur eine detailliertere Bewertung der bereits in den Vor-
jahren bestehenden Malinahmen sei auf die Stellungnahmen 2023-2025 verwiesen (Schmidt et al.,
2023; Schmidt et al., 2024a; Schmidt et al., 2025). Neu hinzugekommen sind sieben MalRnahmen,
die groRteils nur am Rande dem Klimaschutz dienen. Dazu zdhlen u. a. Biosicherheit und Tierseu-
chenpravention, biologisch abbaubare Mulchfolien, energie- und wasserautarke Hochbeete sowie
die Klimabilanzierung landwirtschaftlicher Betriebe - Uberwiegend Forschungs-, Demonstrations-
und Beratungsvorhaben im Pilotmal3stab.

Zur Einordnung, wie weit die Landesmalinahmen von der zur Zielerreichung nétigen Wirkung ent-
fernt sind, wird im Folgenden testweise ein ahnliches dreistufige Ambitionsschema herangezogen,
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wie es der European Scientific Advisory Board on Climate Change (ESABCC, 2026) fur qualitative
Transformationspfade verwendet.

Auf der untersten Stufe - Flankierung und indirekter Beitrag zur Emissionsminderung - liegt
der gréRte Teil des Registers. Die Mehrzahl der KMR-Eintrage im Sektor ist als ,indirekter Beitrag
zur Emissionsminderung (vorbereitend/flankierend)" ausgewiesen, chne dass eine Wirkung quanti-
fiziert wird; die sieben neuen MalRnahmen fligen sich in dieses Muster. Viele der enthaltenen Mal3-
nahmen haben realen Mehrwert fir andere wertvolle Umweltziele, z. B. Schutz von Wasser, Boden
und Biodiversitat, sowie Klimaanpassung oder artgerechtere Tierhaltung. Dass sich das Register
Uberwiegend aus flankierenden Eintragen ohne relevante abschatzbare Emissionsminderungswir-
kung zusammensetzt, dokumentiert jedoch strukturell die Entkopplung von Zielen und Instrumen-
ten.

Auf der zweiten Stufe - verbesserte Effizienz, also technische MaBnahmen und betriebliche
Verbesserungen im bestehenden System - liegen die substanzielleren, aber in der Wirkung
begrenzten Instrumente. Allgemein legt ein friheres Gutachten der Universitat Hohenheim (Uni-
versitat Hohenheim, 2024, S. 135; s.a. Behandlung in Schmidt et al., 2025) nahe, dass die dort unter-
suchten Minderungsmalnahmen aus dem KMR, soweit sie im Sektor Landwirtschaft anzurechnen
sind, bestenfalls zu moderaten THG-Einsparungseffekten fliihren. Nachfolgend werden ausgewahlte
MalRnahmenbereiche aus der zweiten Stufe noch differenzierter betrachtet. Das Landwirtschafts-
und Landeskulturgesetz strebt mithilfe des Aktionsplans ,Bio aus Baden-Wurttemberg" einen 6ko-
logisch bewirtschafteten Flachenanteil von 30-40 % bis 2030 an (aktuell etwa 15 % mit Steigerung
um 0,8 % gegenlber dem Vorjahr). Die derzeitigen KMR-MaRnahmen zum Okolandbau setzen tiber-
wiegend bei der Nachfrage an, obwohl diese das Angebot in Baden-Wurttemberg bereits bei vielen
Produkten Ubersteigt (Schaer et al., 2025). Die Umstellungsdynamik, die FAKT ausgeldst hatte,
konnte FAKT Il trotz erhdhter Fordersatze nicht wiederholen (Stala, o. ).); mit steigendem Flachen-
anteil betrifft eine Umstellung zunehmend Betriebe mit hdheren Anpassungs- und Opportunitats-
kosten, fUr die entsprechend in zuklnftigen Forderperioden verstarkt Anreize geschaffen werden
mussten. Der 6kologische Landbau bleibt aus Grinden des Biodiversitats-, Gewasser- und Boden-
schutzes unterstitzenswert; er stellt aber, sobald Emissionen ertragsskaliert werden, nicht zwangs-
laufig einen tragenden Klimaschutzhebel dar (Sanders et al., 2019). Bei unveranderten Verzehrge-
wohnheiten fuhrt eine Ausweitung des 6kologischen Landbaus daher weder auf Landesebene noch
Uberregional zwingend zur Senkung der THG-Emissionen, da die geringeren Ertrage durch zusatzli-
che Produktion andernorts ausgeglichen wirden und damit Leakage-Effekte entstehen. Beim Dun-
gereinsatz sieht der ERK gegenlaufige Effekte: Der projizierte Ruckgang durfte durch den Wegfall
dungerechtlicher Instrumente Uberschatzt, durch Preis- und Verfligbarkeitseffekte beim Mineral-
dunger dagegen unterschatzt sein (ERK 2026, RZ 214). In der Gesamtschau stuft er die Bundespro-
jektionen zwar als ,weder Uber- noch unterschatzt" ein, sieht die strukturellen Unsicherheiten je-
doch Uberwiegend in Richtung héherer Emissionen (ERK, 2026, RZ 219). Ein Teil der KMR-MafRnah-
men im Bereich Stall und Wirtschaftsdingermanagement ist dieser Stufe zuzuordnen und kann die
Emissionen je Tier senken; das Land fordert dies Uber Investitions- und Forschungsférderung sowie
geeignete gesetzliche Rahmenbedingungen. Unklar bleibt jedoch, welche Technologien in welchem
Umfang bereits umgesetzt sind und welchen Reifegrad sie haben. Eine belastbare Quantifizierung
der erzielten THG-Minderung ist daher nicht moglich. Auch methanmindernde Futterzusatzstoffe
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wie 3-Nitrooxypropanol sind vorsichtig zu bewerten, da neben der unter Praxisbedingungen gerin-
geren Minderungswirkung auch mégliche Auswirkungen auf die Tiergesundheit zu bertcksichtigen
sind.

Die dritte Stufe - systemische Transformation - umfasst strukturelle Veranderungen der
Landnutzung sowie des Agrar- und Ernahrungssystems, die Uber Effizienzsteigerungen inner-
halb bestehender Produktionssysteme hinausgehen. Sie bleibt im Landesinstrumentarium,
ebenso wie auf Bundes- und EU-Ebene, weitgehend unbesetzt. Der ESABCC zahlt hierzu neben
einer Verschiebung der Nachfrage insbesondere veranderte Wertschopfungsketten, die Verringe-
rung von Lebensmittelverlusten, weitergehende Landnutzungsanderungen und transformative An-
passung (ESABCC, 2026). Einzelne Ansatzpunkte bestehen im KMR bereits, etwa die Wiedervernas-
sung von Moorbdden (LULUCF) oder Biokonomie-Vorhaben. Diese befinden sich bislang jedoch
Uberwiegend auf Forschungs-, Demonstrations- oder Start-up-Ebene und mussten fur einen rele-
vanten Minderungsbeitrag deutlich skaliert werden. (siehe Schwerpunktthema). Der wissenschaftli-
che Befund, dass der derzeitige Konsum tierischer Produkte Uber einem gesundheitlich wie 6kolo-
gisch tragfahigen Niveau liegt, ist robust (Poore & Nemecek, 2018; Willett et al., 2019; DGE, 2024;
Rockstrom et al., 2025). Wie grol3 der Hebel auf Nachfrageseite ware, zeigt der aktuelle ESABCC-
Agrarbericht: In den mit einer systemischen Transformation kompatiblen Szenarien sinkt der EU-
weite Konsum tierischer Erzeugnisse um 15-50 % gegenuber heute, mit entsprechendem Produkti-
onsrickgang, und die Nicht-CO,-Emissionen der Landwirtschaft bis 2040 sinken um mehr als ein
Drittel gegenlber 2005 (ESABCC, 2026). Fur Baden-Wurttemberg ist das auch mit Blick auf das Ver-
haltnis von Erzeugung und Verbrauch sowie das im neuen Koalitionsvertrag verankerte Ziel der Er-
nahrungssouveranitat relevant: Das Land deckt seinen Bedarf bei Rind- und Schweinefleisch sowie
Milch derzeit zu gut der Halfte, bei Gefligelfleisch und Eiern nur zu etwas mehr als einem Viertel
aus eigener Erzeugung (LEL, 2026). Ein hoherer Selbstversorgungsgrad ist bei realistisch kaum stei-
gender heimischer Erzeugung nur Uber eine geringere Nachfrage nach tierischen Produkten er-
reichbar; modellgestutzt lagen die Versorgungsgrade bei einer Ernahrung nach der Planetary Health
Diet trotz ricklaufiger Erzeugung deutlich Uber dem heutigen Niveau (Kelm et al., 2022).

Sinkt jedoch allein die inlandische Erzeugung, ohne dass die Nachfrage folgt, werden Emissionen
Uber Importe verlagert statt gemindert (Carbon Leakage). Fir Deutschland unterscheiden sich die
landnutzungsbedingten Emissionen bei den meisten tierischen Produkten kaum nach Herkunft; bei
Rindfleisch liegen sie fur Importe je Tonne allerdings mehr als dreimal so hoch wie fir heimische
Erzeugung (Hentschl et al., 2026). Ein Argument flr eine Ausweitung der heimischen Rinderhaltung
ist das nicht, auch sie bleibt mit erheblichen Methanemissionen und Flachenverbrauch verbunden.

Die unmittelbaren Einflussmaéglichkeiten der Landespolitik auf die Nachfrage sind begrenzt und lie-
gen insbesondere in der 6ffentlichen Beschaffung und Gemeinschaftsverpflegung sowie in der For-
derung entsprechender Wertschépfungsketten und griner Leitmarkte, die im Schwerpunktthema
dieser Stellungnahme vertieft werden. Die Gemeinsame Agrarpolitik der EU als wesentlicher Rah-
men bindet ihre Mittel weiterhin Uberwiegend an emissionsintensive Tierhaltung: allein rund
15,2 Mrd. € an gekoppelten Zahlungen entfallen im Forderzeitraum 2023-2027 EU-weit auf die Wie-
derkduerhaltung, hinzu kommen 2,5 Mrd. € entkoppelte Zahlungen fur die Bewirtschaftung entwas-
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serter Moorbdden (ESABCC, 2026; vgl. auch Pe'er et al., 2020; Scown et al., 2020). Der ESABCC emp-
fiehlt daher den schrittweisen Abbau klimaschadlicher GAP-Zahlungen, flankiert durch Transforma-
tionshilfen fur betroffene Betriebe.

Gegenlaufig zu allen drei vom ESABCC definierten Stufen steht eine aktive Riicknahme beste-
hender Instrumente. Nach dem Abschneidedatum fur die Projektionsdaten 2026 wurde die Stoff-
strombilanzverordnung abgeschafft; zudem hat sich die Bundesregierung grundsatzlich verstan-
digt, vorbehaltlich einer fur den Herbst angekindigten Konkretisierung auf die Ausweisung ,Roter
Gebiete" zu verzichten (AMK, 2026). Nach Einschatzung des Umweltbundesamts kdnnte sich
dadurch auf Bundesebene die Minderungswirkung der Dingeverordnung halbieren (ERK 2026, RZ
214). Demgegenuber sieht die geplante Neuordnung des DlUngegesetzes ein bundesweites Wir-
kungsmonitoring der DUngeverordnung vor (BMLEH, 2026); ob dieses den Wegfall der Stoffstrom-
bilanz auffangt, hangt davon ab, ob eine verursachergerechte Begrenzung von Nahrstoffiberschis-
sen erhalten bleibt. Das Ubergeordnete politische Ambitionsniveau ist also teilweise als aktiver Ruck-
schritt einzuordnen.

Koalitionsvertrag

Der Koalitionsvertrag 2026-2031 setzt die politischen Schwerpunkte fir die kommenden Berichts-
perioden. Ordnet man die klimarelevanten Anklindigungen in das oben verwendete Schema ein,
ergibt sich folgendes Bild.

Auf der Flankierungsstufe kiindigt der Koalitionsvertrag die FortfUhrung der Erndhrungsstrategie
und der Landesinitiative BEKI, verstarkte Beratungs- und Coaching-Angebote fir Kommunen sowie
die FortfUhrung der Bio-Musterregionen an. Diese Vorhaben schreiben das oben beschriebene Re-
gisterprofil fort, ohne es zu verandern.

Auf der Effizienzstufe soll der Bio-Aktionsplan mit bedarfsgerecht erhdhten Mitteln fortgeschrieben
und der Anbau von EiweiRpflanzen zusatzlich in die GAP-MaRnahmen des Landes aufgenommen
werden. Beides ist zu begrufRen, dirfte jedoch nur einen begrenzten Beitrag zur Emissionsminde-
rung leisten. Am Biogas halt der Koalitionsvertrag ebenfalls fest, adressiert dabei jedoch ausschlieR3-
lich Stromerzeugung, Warme und Biomethaneinspeisung; die Vergarung von Wirtschaftsdinger, die
mit rund einem Sechstel der Sektoremissionen einen der wenigen unmittelbaren Ansatzpunkte dar-
stellt, wird nicht als Minderungshebel benannt. Samtliche dieser Vorhaben sind finanzwirksam und
stehen damit unter dem Haushaltsvorbehalt des Koalitionsvertrags. Ebenfalls auf dieser Stufe liegt
der angeklndigte Vorrang der Agri-Photovoltaik gegenlber Freiflachenanlagen sowie deren Aus-
schluss auf hochwertigen landwirtschaftlichen Béden, um den Ausbau erneuerbarer Energien mit
dem Erhalt landwirtschaftlicher Produktionsflache zu verbinden. Die entsprechende potenzielle
Emissionswirkung eines veranderten PV-Ausbaus fallt bilanziell allerdings im Sektor Energiewirt-
schaft an.

Die systemische Stufe wird beruhrt, bislang aber nicht in klimapolitische MaBnahmen Ubersetzt. Die
Ernahrungssouveranitat soll als Ziel in die Landesverfassung aufgenommen werden. Als Bestand-
teil einer krisenfesten Ernahrung nennt der Koalitionsvertrag dabei auch eine Erh6hung des Selbst-
versorgungsgrades. Der Koalitionsvertrag setzt hierfir jedoch nur auf der Angebotsseite an, bei-
spielsweise durch eine Férderung der Tierhaltung Uber flexible Investitionen, beschleunigte Geneh-
migungen und erhdhte GAK-Mittel. Eine nennenswerte Steigerung des Selbstversorgungsgrades ist
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auf diesem Weg nicht zu erwarten: die Bestande sinken seit Jahrzehnten aus strukturellen und 6ko-
nomischen Grinden, die Flachenverflugbarkeit begrenzt eine Ausweitung unabhangig von der For-
derhdhe, und zugekaufte Futtermittel wirden die Importabhangigkeit lediglich verlagern. Ein héhe-
rer Selbstversorgungsgrad kdnnte dagegen vor allem Uber Veranderungen auf der Nachfrageseite
erreicht werden, wie die in der Sektorzielstudie untersuchten Ernahrungsszenarien zeigen. Zwar
wird die Kantinenrichtlinie auf die Hochschulmensen ausgedehnt und Kommunen mit Ganztages-
schulen, Kitas und Kindergarten zum freiwilligen Anschluss geéffnet, erganzt um die Empfehlung
des Verpflegungschecks der Deutschen Gesellschaft fur Erndhrung. Damit wird der einzige nen-
nenswerte landeseigene Hebel auf der Nachfrageseite erweitert. Die Richtlinie bleibt allerdings auf
~bio-regionale und regionale" Lebensmittel ausgerichtet und damit auf ein Kriterium, das die Klima-
wirkung von Lebensmitteln nur unzureichend abbildet (s. a. Schwerpunktkapitel).

Beim Dungerecht setzt der Koalitionsvertrag gemischte Akzente: Er halt an einer verursachergerech-
ten, EU-rechtskonformen Dungeverordnung und an den Messnetzen fir Stickstoff und Phosphor
fest, will beim Bund aber zugleich darauf hinwirken, die Denitrifikation nicht als Kriterium fur die
Ausweisung ,Roter Gebiete" heranzuziehen. Gegenlaufig wirken dartber hinaus zwei Ankindigun-
gen, die den landeseigenen Spielraum von vornherein begrenzen: Bei der Umsetzung neuer natur-
schutzrechtlicher Restriktionen in Land- und Waldwirtschaft soll nicht Uber Bundes- oder Europa-
recht hinausgegangen werden, und das angekiindigte Effizienzgesetz lasst landesrechtliche Be-
richts- und Dokumentationspflichten bis Ende 2027 auslaufen, sofern sie nicht ausdrucklich fortge-
schrieben werden. Beide sind ordnungspolitischer Natur und vom Haushaltsvorbehalt nicht be-
rahrt. Zusammen mit der Mitwirkung an der Ricknahme dingerechtlicher Instrumente verzichtet
Baden-Wrttemberg damit gerade dort auf eine eigenstandige Ausgestaltung, wo ihm Handlungs-
moglichkeiten zustehen.

Deutlicher als beim Klimaschutz sind die Ankindigungen zur Klimaanpassung: intelligente Frucht-
folgen, Resistenzzlichtung, resiliente Anbausysteme und die Fortfihrung der Mehrgefahrenversi-
cherung. Anpassung und Minderung greifen im Sektor sachlich ineinander: So stabilisieren klima-
resilientere Systeme beispielsweise auch die Stickstoffeffizienz und vermeiden hitze- und dirrebe-
dingte Lachgasverluste, sodass ein effizienterer Ressourceneinsatz auf beide Ziele wirkt. Fur die Auf-
nahme im KMR bleibt die getrennte Ausweisung gleichwohl erforderlich, damit Anpassungsmal3-
nahmen nicht als Minderungsbeitrag erscheinen.

5.5.3 Empfehlungen

Die im KMR versammelten Effizienz- und Flankierungsmalinahmen sollten fortgefihrt werden, wer-
den jedoch fur die Zielerreichung nicht hinreichend sein. lhr Mehrwert fur Biodiversitat, Gewdsser-
und Bodenschutz ist real, ersetzt aber keine mengenwirksame Klimaschutzpolitik. Die Einschat-
zung des Klima-Sachverstandigenrats hat sich diesbeziiglich gegentliber den Vorjahren nicht
gedandert (Schmidt et al., 2023, 2024, 2025) und wird durch die aktuellen Daten weiter bestatigt.

Ohne grundlegende Kurskorrektur auf Landes-, Bundes- und EU-Ebene ist das Sektorziel 2030
nach derzeitigem Stand nicht erreichbar.
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Empfehlungen

Der Klima-Sachverstandigenrat hat in den vergangenen Jahren wiederholt Empfehlungen zum
Handlungsfeld Landwirtschaft ausgesprochen. In dieser letzten Stellungnahme der Berufungsperi-
ode werden diese zusammengeflhrt, fortgeschrieben und qualitativ mit ein bis drei Sternchen pri-
orisiert. FUr den Sektor Landwirtschaft sind dabei vier Einschrankungen zu beachten:

— Zustandigkeit. Ein wesentlicher Teil der wirksamsten Steuerungsinstrumente liegt auf Bun-
des- und EU-Ebene. Die Tabelle unterscheidet daher zwischen Empfehlungen im Zustandig-
keitsbereich des Landes und Empfehlungen, die das Land Uber Bundesrat und weitere Ka-
nale adressieren kann.

— Priorisierungsmaf3stab. Minderungsrelevanz und kurzfristige Umsetzbarkeit verlaufen im
Sektor Landwirtschaft weitgehend gegenlaufig: Malinahmen mit relevantem Minderungsvo-
lumen sind regelmalRig voraussetzungsreicher als solche mit geringem. Die Priorisierung
folgt vorrangig dem erwartbaren Beitrag zur Zielerreichung, bzw. bei Empfehlungen zur Aus-
gestaltung des Registers dem Beitrag zur Steuerungsfahigkeit. Eine hohe Sternchenzahl im-
pliziert damit ausdricklich keine Aussage Uber die kurzfristige politische Umsetzbarkeit.

— Wechselwirkungen. Die Wirkung mehrerer Empfehlungen ist an Bedingungen geknupft,
die tabellarisch nicht vollstandig abbildbar sind. Insbesondere flhrt eine Verringerung der
Tierbestande ohne entsprechende Veranderung der Nachfrage nicht zu einer Minderung
der globalen Klimawirkung, sondern lediglich zu einer Verlagerung von Emissionen. Ange-
bots- und nachfrageseitige Empfehlungen sind daher gemeinsam zu betrachten.

— Charakter der Bewertung. Die Priorisierung ist qualitativ und beruht auf einer Gesamtein-
schatzung des Klima-Sachverstandigenrats. Quantifizierte Minderungspotenziale fur die ein-
zelnen MalRnahmen liegen flir Baden-Wirttemberg Uberwiegend nicht vor; deren Erarbei-
tung ist selbst Gegenstand einer der hier aufgefiihrten Empfehlungen.

Tabelle 6 ersetzt nicht die ausfuhrlicheren Begrindungen der vorangegangenen Stellungnahmen,
auf die insoweit verwiesen wird.

Tabelle 6: Zusammenschau und Fortschreibung der Empfehlungen des Klima-Sachverstdndigenrats im
Handlungsfeld Landwirtschaft

Im Zustandigkeitsbereich des Landes

Offentliche Beschaffung als Nach- Beschaffungskriterien der VwV Kantine um produktionsbezogene wHk
fragehebel Klimaanforderungen erganzen, den Anteil pflanzenbasierter Menali-

nien schrittweise erhdhen und die Vorgaben auf Kliniken, Hochschu-

len und kommunale Einrichtungen Ubertragen.

Quantifizierung und Monitoring der Fur die Mallnahmen des KMR im Sektor eine Abschatzung der Minde- Rl
Wirkung rungswirkung ausweisen und die tatsachlich erreichten Minderungen
fortlaufend nachverfolgen.

Trennscharfe Ausweisung von Min- Anpassungs- und flankierende MalRnahmen im KMR getrennt von *
derung und Anpassung MinderungsmaRnahmen fuhren, damit Eintrdge ohne Minderungs-
wirkung nicht als Beitrag zur Zielerreichung erscheinen.



5 Sektorspezifische Analyse des Fortschritts beim Klimaschutz in Baden-Wurttemberg

Landesrechtliche Spielrdume erhal-
ten

Lebensmittelverluste halbieren

Stoffliche Nutzung nachwachsender
Rohstoffe

Ergebnisorientierte Foérderansatze
prifen

Potenziale und Mehrwert vorhande-
ner Forschungsdaten besser nutzen

Die Festlegung aus dem Koalitionsvertrag, bei naturschutz- und din-
gerechtlichen Anforderungen nicht Gber Bundes- und Europarecht
hinauszugehen, sowie das Auslaufen landesrechtlicher Berichts- und
Dokumentationspflichten auf klimaschutzrelevante Folgen prifen.

Den bestehenden MalBnahmenplan um Instrumente mit messbarer
Wirkung erganzen, um das landes- und bundesweite Halbierungsziel
bis 2030 zu erreichen.

Holz und landwirtschaftliche Rohstoffe Uber 6ffentliche Beschaffung
und grune Leitmarkte als Absatzhebel erschlieBen (siehe Schwer-
punktthema).

Nachgewiesene Minderungsleistung honorieren statt einzelne Inves-
titionen unabhangig von ihrer Wirkung zu bezuschussen; Anlehnung
an die ergebnisorientierte Grinlandhonorierung in FAKT.

Forschungsergebnisse der Landesanstalten mit weiteren Daten und
interdisziplindrem Wissen verknUpfen, etwa Landessortenversuche
mit Klimadaten zur Analyse der regionalen Klimavulnerabilitat und
der Resilienz von Kulturen, Sorten und Anbausystemen.

Einflussnahme auf Bundes- und EU-Ebene

Klimawirkung als Kriterium der Ag-
rarférderung

Wirksamkeit des Dungerechts si-
chern

Transformationspfad fur die Tier-
haltung

CO,-Bepreisung  landwirtschaftli-

cher Produkte

Umweltorientierte  Reform  der

Mehrwertsteuer

Auf einen Abbau besonders klimaschadlicher Subventionen in der
kommenden GAP-Forderperiode hinwirken, insbesondere bei gekop-
pelten Zahlungen und bei der Bewirtschaftung entwasserter Moorb6-
den.

Gegenulber dem Bund auf den Erhalt wirksamer diingerechtlicher In-
strumente hinwirken; die Abschaffung der Stoffstrombilanzverord-
nung und der angekindigte Verzicht auf die Ausweisung ,Roter Ge-
biete” mindern die Wirkung der Dungeverordnung erheblich.

Bei der Umsetzung der RENURE-Regelungen sicherstellen, dass die
zusatzliche Anrechnung aufbereiteter Wirtschaftsdinger keine neuen
Nahrstoffuberschisse erzeugt (EU-Kommission, 2026b).

Politisch gestaltete statt rein marktgetriebene Anpassung der Be-
stande, verbunden mit Transformationshilfen fir betroffene Betriebe
(ESABCC 2026).

Einflhrung eines nationalen Preises fur landwirtschaftliche Emissio-
nen prifen (Beispiel Danemark), mit sozialer Abfederung bzw. Rick-
verteilung.

Steuerliche Behandlung von Lebensmitteln starker an Klima- und Ge-
sundheitswirkung ausrichten (Umweltbundesamt 2022).
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5.6 Land Use, Land use Chance and Forestry (LULUCF)

5.6.1 Einschatzung der Emissionsentwicklung bis 2024

Der LULUCF-Sektor war 2024, wie bereits in den Vorjahren, eine Nettoquelle von Treibhausgasen
(Abbildungen 13 und 14). Insgesamt wurden 1,7 Mio. t CO2-Aq. emittiert. Dies entspricht mehr als
dem Doppelten der Emissionen aus der Abfall- und Abwasserwirtschaft im Jahr 2025, rund 36 % der
Emissionen aus der Landwirtschaft und 2,6 % der gesamten Treibhausgasemissionen Baden-Wurt-
tembergs. Gegenuber 2023 gingen die Emissionen des LULUCF-Sektors zwar um rund
1,2 Mio. t CO2-Aq. zurtick. Daraus lasst sich jedoch noch keine Trendwende ableiten. Seit den friihen
1990er Jahren nimmt die Senkenleistung des Sektors langfristig ab bzw. haben sich die Nettoemis-
sionen erhéht.

Entscheidend fur diese Entwicklung ist vor allem die nachlassende Senkenleistung der Walder. Wah-
rend die Walder Baden-Wurttembergs in den 1990er Jahren jahrlich noch etwa 7 bis
8 Mio. t CO2-Ag. aufnahmen, sind sie seit 2022 infolge von Trockenheit, Borkenkaferbefall und ver-
ringertem Holzzuwachs eine Nettoquelle von Treibhausgasen. Da der Klimawandel Haufigkeit und
Intensitat von Trockenperioden erhdht und zugleich das Risiko von Waldbranden und Schadlings-
befall beeinflusst, ist mit zusatzlichen Belastungen der Waldsenke zu rechnen (Kowalski et al., 2026).
Aufgrund der grol3en gespeicherten Kohlenstoffmengen und des hohen Kohlenstoffaufnahmever-
maogens kommt den Waldern fur die kinftige Treibhausgasbilanz des LULUCF-Sektors eine zentrale
Bedeutung zu.

Der zweithdchste Beitrag zu den THG-Emissionen im LULUCF Sektor im Jahr 2024 kommt laut Thu-
nen-Institut mit etwa 0,5 Mio. t CO2-Aq. von Ackerland. Trotz des weiterhin signifikanten Beitrags
sind die Emissionen weniger als halb so hoch wie 2023 und damit in der aktuellen Zeitreihe haupt-
verantwortlich fur die Reduktion der LULUCF Emissionen im Vergleich zum Vorjahr. Da die Acker-
landflache konstant geblieben ist, ist der Riickgang auf trockenere Witterungsbedingungen zurick-
zufthren. Die jahrlichen Niederschlage werden seit der diesjahrigen Submission des Thiinen-Insti-
tuts bei der Berechnung der Ackerland-Emissionen berlcksichtigt und fihren daher zu einer deut-
lich héheren interannuellen Variabilitat als in den vorausgegangenen Submissionen (Ful3 et al.,
2026). Die ermittelten Anderungen sind daher nicht auf erfolgreiche MaRnahmen zur Emissionsre-
duktion in der Bewirtschaftung von Ackerland zurlckzufiihren.

Die Emissionen von Griinland sind laut der aktuellen Emissionsdaten seit 1990 von 0,6 auf
0,2 Mio. t CO,-Aq. im Jahr 2024 zurlickgegangen, sind jedoch weiterhin positiv.

Methan- und CO-Emissionen aus natirlichen Feuchtgebieten, kiinstlichen Gewassern und dem
Torfabbau wurden fiir 2024 auf 0,2 Mio. t CO,-Ag. geschatzt. Damit sind sie etwas niedriger als im
Vorjahr, was jedoch auf naturliche Variabilitat zurickzufuhren ist. Im Mittel betrugen die Emissionen
aus Feuchtgebieten seit 1990 etwa 0,3 Mio. t CO»-Aq.

Wahrend Siedlungen in den vorausgegangenen Emissionsberichten als THG-Senken galten, zeigt
der aktuelle Bericht, dass es sich bei Siedlungen um eine Emissionsquelle von jahrlich etwa
0,25 Mio. t CO,-Ag. handelt. Durch eine Uberarbeitung in der Methodik der Landnutzungskatego-
rien ist die Biomasse in Siedlungen deutlich geringer als bisher angenommen. Dies impliziert, dass
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eine Verringerung der LULUCF-Emissionen aus Siedlungen und eine Transformation zu Treibhaus-
gassenken durch eine Erhéhung der Biomasse, z. B. durch das Pflanzen von Badumen, erreicht wer-
den kann.

Ein wesentlicher Treiber der zuvor erwahnten Uberarbeitungen in der Datengrundlage der aktuel-
len Submission (Sub26) in mehreren Landnutzungskategorien ist der Ubergang von eher statischen
Berechnungsansatzen zu raumlich und zeitlich héher aufgeldsten, prozessbasierten Modellen, z. B.
witterungsabhangige Tier-3-Modellierung der Mineralboden-Kohlenstoffvorrate auf Ackerland an-
stelle bisheriger Tier-1/2-Ansatze. Dies ist grundsatzlich als wissenschaftlicher Fortschritt einzuord-
nen, dem sich auch die deutsche Treibhausgasberichterstattung nicht dauerhaft entziehen kann;
einzelne Korrekturen (etwa bei der Siedlungsflache) gehen zudem auf Beanstandungen im interna-
tionalen Priufprozess der UNFCCC zurtick und belegen insofern eine funktionierende externe Quali-
tatssicherung. Auch in den vorausgegangenen Jahren gab es immer wieder Uberarbeitungen in der
Methodik und Datengrundlage.

Praktisch bedeuten die Uberarbeitungen und die damit einhergehenden Unterschiede zwischen
den Zeitreihen jedoch, dass sich die Ergebnisse schlecht bis gar nicht miteinander vergleichen las-
sen. Das berichterstattende Thinen-Institut selbst weist darauf hin, dass Methodenanderungen
haufig groRere Effekte auf die ausgewiesenen Emissionen haben als reale Landnutzungsanderun-
gen (Ful? et al., 2026). Besonders deutlich wird dies an der Kategorie Ackerland, deren Zeitreihe
durch die neue witterungsabhangige Bilanzierung von Jahr zu Jahr erheblich starker schwankt als
zuvor. Wir verzichten daher bewusst auf die Bewertung kurzfristiger Trends einzelner Landnut-
zungskategorien; nach Angaben des Thinen-Instituts sind zudem fUr mehrere Kategorien in den
kommenden Jahren bereits weitere methodische Anpassungen angekindigt.

Unabhangig von der verwendeten Methodik zur Abschatzung der THG-Emissionen ist jedoch, wie
bereits in den vorausgegangenen Jahren, festzuhalten: Auch wenn die positiven Emissionen durch
den LULUCF-Sektor im Vergleich zu den anthropogenen Emissionen der anderen Sektoren niedrig
sind und diese nicht in den THG-Gesamtemissionen in Baden-Wurttemberg berucksichtigt werden,
hat die fehlende Senkenleistung des Sektors direkte Auswirkungen auf die Erreichbarkeit der Emis-
sionsreduktionsziele. Da eine Senkenleistung von LULUCF von 4,4 Mio. t CO2-Aqg. im Jahr 2030, wie
sie weiterhin als Sektorziel definiert ist (StaLa, 2026), mit den aktuellen MaRnahmen und Instrumen-
ten (und den vorherrschenden oder projizierten Klimabedingungen) nicht erreicht werden kann,
wird dieser Beitrag in den anderen Sektoren eingespart und / oder durch technische Senken ausge-
glichen werden mussen.
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Abbildung 13: THG-Emissionen des LULUCF-Sektors und der Landnutzung Wald in Baden-Wiirttemberg
1990 bis 2024
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Abbildung 14: a) THG-Emissionen im Sektor LULUCF von 2018 bis 2024, mit Unterteilung der berticksich-
tigten Landnutzungsklassen. b) Jéhrliche Anderung der THG-Emissionen bezogen auf das Vorjahr. Eigene
Darstellung basierend auf Daten des Stala.

5.6.2 Bewertung der MaBnahmen im KMR und Koalitionsvertrag
KMR

Seit 2022 wurden insgesamt 29 MaBhahmen zum LULUCF-Sektor ins KMR gestellt. Davon sind aktu-
ell noch 24 MaBnahmen im Kernbereich und funf im Archiv. Sechs MaBhahmen wurden seit der
letzten Stellungnahme des K-SVR hinzugefligt. Dabei handelt es sich um MalBnahmen zur Torfre-
duktion im Erwerbsgartenbau, Erhalt und Pflege von Streuobstwiesen, Klimaschutz durch optimier-
tes Grunlandmanagement, Klimafolgen und vertikales Griin im urbanen Raum, vereinfachte Stand-
ortsinformationen im Kleinprivatwald sowie forstliche Arbeitsmittel und Arbeitsschutz im Klimawan-
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del. Fur alle sechs MaRnahmen ist das Ministerium fUr Ernahrung, Landlichen Raum und Verbrau-
cherschutz (MLR) zusténdig. Die Ubrigen MalBnahmen wurden in den vorausgegangenen Stellung-
nahmen des Klima-Sachverstandigenrates behandelt.

Wie in den vorausgegangenen Jahren handelt es sich bei den neu dazu gekommenen MaBhahmen
vorwiegend um MalBnahmen, deren Beitrage zur Emissionsminderung laut KMR indirekt (vorberei-
tend/flankierend) sind. Diese MalRnahmen, etwa der Erhalt von Streuobstwiesen und vertikalem
Grun in Stadten, sind vor allem wegen ihrer positiven Auswirkungen auf andere Bereiche wie die
Biodiversitat wichtig. Ihr Beitrag zur Verminderung von THG-Emissionen ist mit den vorliegenden
Informationen nicht quantifizierbar, kann jedoch als gering betrachtet werden.

MalBnahmen mit lang- und mittelfristig direkten Beitrdgen zur Emissionsminderung werden ihre
Wirkung erst in den kommenden Jahrzehnten zeigen. Wahrend langfristig angelegte Projekte wie
etwa die 2020 begonnene Waldstrategie 2050 (MLR, 2020) und die Holzbau-Initiative (MLR, 2018) als
zentrale Instrumente zum aktiven Klimaschutz angesehen werden kénnen, sind die Emissionsmin-
derungen durch die neu verabschiedeten Informations- und Beratungsangebote, etwa zum Arbeits-
schutzim Klimawandel, als gering zu betrachten. Auch hier ist eine quantitative Bewertung aufgrund
mangelnder Informationen nicht moglich.

Die im Jahr 2026 beschlossene MaRnahme mit sofortigem direktem Beitrag zur Emissionsminde-
rung (Klimaschutz durch optimiertes Grinlandmanagement) wird generell als positiv bewertet.
Grunland speichert gréRBere Mengen Kohlenstoff als Ackerb&den (Ful’ et al., 2026). Im MalRnahmen-
register ist diese MalBnahme allerdings unverstandlich formuliert, da dort GrinlandmalRnahmen
aus FAKT Il genannt werden, aber keine richtige Zuordnung zu den 10.000 € genannt wurden. Fi-
nanzielle Anreize zum Erhalt und Aufbau dieser Kohlenstoffvorrate durch Griinlanderhalt tragen
zum Klimaschutz bei und werden generell begrif3t. Die Férderung wird von Seiten der Landwirtin-
nen und Landwirte auch gut angenommen: Ao werden auf fast 40 % der Dauergrunlandflache MaR3-
nahmen aus FAKT Il oder den Oko-Regelungen umgesetzt, was die Wirtschaftlichkeit einer extensi-
ven Grunlandnutzung férdert (MLR, 2025).

Wichtiger als eine Einschatzung der Wirkungsweise der erstellten MalBnahmen ware daher eine
quantitative Abschatzung der potenziellen Emissionsminderungen und terminierte, quantifizier-
bare Zielsetzungen, welche regelmaliig auf ihre Erfullung hin untersucht werden kénnen.

Obwohl die Malinahmen zum Moorbodenschutz bereits seit Langerem im KMR verankert sind, wer-
den sie aufgrund der zuletzt deutlich intensivierten Aktivitaten zu ihrer Umsetzung auf Landesebene
im Folgenden vertieft betrachtet. Das KMR enthalt funf MaBnahmen im Bereich des Moorschutzes
mit dem Ubergeordneten Ziel, entwasserte Moorstandorte wiederzuvernassen, um deren Klimare-
levanz zu reduzieren. Die Umsetzung erfolgt ressortibergreifend durch das Ministerium fur Um-
welt, Klima und Energiewirtschaft (UM), das Ministerium fur Landlichen Raum, Landwirtschaft und
Heimat (MLR) sowie das Ministerium fur Finanzen (FM) und ist mit einem erheblichen finanziellen
und personellen Ressourceneinsatz verbunden. Die hierfur geschaffenen Personalstellen sind auf
verschiedenen Verwaltungsebenen angesiedelt: im UM, beim Regierungsprasidium Tubingen (Fa-
MooS - landesweite Fachstelle fur Moormanagement und Naturlichen Klimaschutz) und bei den
Landratsamtern in Landkreisen mit hohem Anteil an Moorflachen. Dartber hinaus werden die MaR3-
nahmen durch Forschungsprojekte des UM und MLR wissenschaftlich begleitet.
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Baden-Wurttemberg hat sich im Rahmen der Zielvereinbarung ,Klimaschutz durch Moorboden-
schutz” verpflichtet, bis 2030 mindestens 9 % der THG-Emissionen aus Mooren zu reduzieren. Nach
eigenen Berechnungen des Klima-Sachverstandigenrats auf Basis des Inventars fur den LULUCF-
Sektor mussten hierfir - je nach Ausgangsnutzung der Moorflachen - zwischen 4.000 und 5.000
Hektar entwasserte Moorflachen wiedervernasst werden (Rohl et al., 2025).

Laut Angaben im Sektorbericht wurden 2025 183 Hektar klima- und naturschutzrelevante Flachen
angekauft, von denen rund 44 Hektar organische Béden waren. FlUr eine Bewertung der THG-Re-
duktionswirkungen ware es von Bedeutung, wenn im KMR neben dem Flachenumfang auch die
Ausgangsnutzung der erworbenen Flachen und deren Einbindung in Wiedervernassungsprojekte
angegeben wirden, da die Klimaschutzwirkung der Standorte von der bisherigen Nutzung abhangt
und erst langfristig zum Tragen kommt.

KOALITIONSVERTRAG

Der Koalitionsvertrag 2026-2031 enthalt mehrere MaRnahmen, die fir den LULUCF-Sektor relevant
und generell mit den Empfehlungen des Klima-Sachverstandigenrats im Einklang stehen (Schmidt
et al,, 2023, 2024, 2025). Unter anderem sollen die natlrlichen CO,-Senken wie Walder und Moore
gestarkt werden und Windenergie im Wald und Solarenergie auf landwirtschaftlich genutzten Fla-
chen ausgebaut werden.

FGr den Moorschutz sieht der Koalitionsvertrag eine gemeinsame Umsetzung mit den Flachenei-
gentimerinnen und -eigentimern sowie die Entwicklung wirtschaftlich tragfahiger Bewirtschaf-
tungsmodelle vor. Gefordert werden sollen die Bewirtschaftung wiedervernasster Moorflachen und
Absatzmarkte fur Paludikulturprodukte. Zudem sollen Flurneuordnungsverfahren als Instrument
des Moorschutzes dienen, landeseigene Flachen dkologisch aufgewertet oder als Tauschflachen ge-
nutzt und beim Flachenankauf des Landes Moorflachen starker berlcksichtigt werden. Auch der
Ausbau von PV und insbesondere Agri-PV auf Moorflachen soll intensiviert werden. Das alles ist zu
begrifRen und kann die Akzeptanz bei der Umsetzung fordern. Leider werden im Koalitionsvertrag
keine konkrete Flachen- oder Minderungsziele genannt.

Positiv zu bewerten ist aulRerdem, dass bei den Agrarumwelt- und KlimamalRnahmen ein Schwer-
punkt auf extensivem Grunland liegt und das Dauergrinland erhalten werden soll. Auch die vorge-
sehene Starkung von Agroforstsystemen kann zum Schutz und Aufbau von Kohlenstoffvorraten in
Bdden und Biomasse beitragen. Dartber hinaus sollen hochwertige landwirtschaftliche Bdden
rechtlich starker geschitzt und das Schutzgut Boden bei planerischen Abwagungen berucksichtigt
werden.

Angesichts der Tatsache, dass sich der LULUCF-Sektor in den vergangenen Jahren von einer THG-
Senke zu einer THG-Quelle entwickelt hat, reichen die allgemeinen Zielsetzungen jedoch nicht aus,
um die bisher angenommene Senkenleistung wiederherzustellen oder gar auszubauen. Generell
fehlen weiterhin konkrete, quantifizierbare, terminierte Ziele, welche auf ihre Erreichbarkeit Gber-
pruft werden kénnen.
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Der Klima-Sachverstandigenrat hat in den vergangenen Jahren wiederholt Empfehlungen zum

Handlungsfeld LULUCF ausgesprochen. In dieser letzten Stellungnahme der aktuellen Berufungspe-

riode werden diese in Tabelle 7 zusammengefuhrt, fortgeschrieben und qualitativ mit ein bis drei

Sternchen priorisiert.

Tabelle 7: Zusammenschau und Fortschreibung der Empfehlungen des Klima-Sachverstdndigenrats im

Handlungsfeld LULUCF

Titel
Wald

Offentlichkeitsarbeit Waldschutz

Risiko- und Krisenmanagement
Wald
Aufforstung

Uberarbeitung Waldentwicklungs-
typen

Erforschung natlrlicher Stérungen

Holzproduktspeicher

Griinland

Erhalt von Dauergrinland

Moore und Feuchtgebiete

Inventar zur Moorwieder-vernas-
sung aufbauen

Umbruchverbot bei Wieder-vernas-
sung prufen

Schaffung von Flachenpools

Wertschopfungsketten unterstit-

zen

Beschreibung

Sensibilisierung der Offentlichkeit fiir die Bedeutung der Wald-
senke und klimastabile Walder hinsichtlich der langfristigen Ent-
wicklung der baden-wurttembergischen THG-Bilanz.

Starkung des klimawandelbezogenen Risiko- und Krisen-manage-
ments zur langfristigen Aufrechterhaltung der THG-Senkenleis-
tung baden-wirttembergischer Walder.

Rasches und umfassendes Aufforsten von Waldern, die durch Tro-
ckenheit, Hitze und Stirme (im Winter wie im Sommer) und den
dadurch verbundenen Insektenbefall geschadigt wurden, mit an
die zukUnftig zu erwartenden Standortbedingungen angepassten
Baumarten.

Praktische Handlungsempfehlungen fur 80 bis 90 % der Waldfla-
che Baden-Wiirttembergs durch Uberarbeitung der Waldentwick-
lungstypen

Forderung von Forschung zur Entwicklung naturlicher Stérungen
(Windwurf, Kaferkalamitaten, Trockenheit) unter den flr Baden-
Waurttemberg projizierten Klimawandelbedingungen.

Konsequente, nachhaltige Nutzung von Potenzialen zur Erhéhung
des Holzproduktspeichers, z. B. durch die konsequente und um-
fassende Umsetzung der Holzbauinitiative.

Konsequente Umsetzung des Grinlandumbruch-verbots und Wei-
terfUhrung der FérdermafRnahmen fur Grinland auch im Nachfol-
geprogramm von FAKT Il

Erarbeitung eines Inventars zur prazisen Einschatzung der THG-
Minderung durch Wiedervernassung von Mooren. Hierbei sollten
der Flachenumfang und die vorherige Nutzung erkennbar sein.

Prufung des Umbruchsverbots fur Dauergrunland auf organi-
schen Béden, mit dem Ziel der Wiedervernassung als Feuchtgebiet
oder als Anbauflache fur Paludikultur.

Erhéhung der Akzeptanz zur Wiederverndssung landwirtschaftlich
genutzter Moore durch Schaffung von Flachenpools zum Futterfla-
chentausch.

Unterstitzung bei der Schaffung von Wertschépfungsketten fur
Biomasse aus wiedervernassten Mooren.

Prioritat

**

*k%*

**%

**

**%x

*&k%*

*k%

*k%

**

*k%

*k%
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Erneuerbare Energien

Abschatzung Windenergieertrag in
Staatswaldern

Ausbau erneuerbarer Energien

Allgemein

Weiterentwicklung  THG-Bilanzie-
rung LULUCF

Flexible Zielvorgaben

Angaben zum potenziellen Windenergieertrag der geplanten
Windenergieanlagen in den Staatswaldern. Nur mit einer genauen
Abschatzung der moglichen Windenergieertrage kann bewertet
werden, ob die angestrebte Anlagenanzahl fiir die erforderliche
Substitution konventioneller Energietrager bis zu den Jahren 2030
und 2040 ausreichend ist.

Verknupfung von Landnutzungen mit der erneuerbaren Energie-
gewinnung.

Aufldsung der Zielkonflikte zwischen Netto-Null-Flachenneuinan-
spruchnahme bis 2030 und PV-Freiflachenanlagen.

Weiterentwicklung und Prazisierung der Methodik zur THG-Bilan-
zierung fur Walder und den LULUCF-Sektor, um Klimaschutzmaf3-
nahmen besser bewerten zu kénnen.

Zielvorgaben sollten flexibel gestaltet werden, um regionale Be-
sonderheiten, zeitliche Schwankungen und 6konomische Interes-
sen von Waldbesitzerinnen und Waldbesitzern praxisnah zu be-
ricksichtigen. Nicht alle Anspriiche und Belange kénnen auf allen
Flachen unter den zu erwartenden Klimawandelbedingungen
gleichartig weitergefihrt und umgesetzt werden.

*k%

*k%

*&k%*
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ANK
BEG
BEHG
BEV
BMWK
BW
CCs
ccu
CHa
CO2
CO2-Aq.
DAC

EE

EEG
EFRE
EPBD
EU
EU-ETS
EuK
FaMooS
FM
GHD
GModG
GW

Ha

ha

Aktionsprogrammes Naturlicher Klimaschutz
Bundesforderung fur effiziente Gebaude
Brennstoffemissionshandelsgesetz

Batterie-elektrisches Fahrzeug (Battery Electric Vehicle)
Bundesministerium fur Wirtschaft und Klimaschutz
Baden-Wirttemberg

Carbon Capture and Storage

Carbon Capture and Utilization / Carbon Capture and Use
Methan

Kohlenstoffdioxid

CO,-Aquivalente

Direct Air Capture

Erneuerbare Energien

Erneuerbare-Energien-Gesetz

Europaischen Fonds fUr regionale Entwicklung

Europaische Gebauderichtlinie (Energy Performance of Buildings Directive)
Europaische Union

Europdische Emissionshandelssystem

Energie- und Klimaschutzkonzept fur Landesliegenschaften 2030
Landesweite Fachstelle fir Moormanagement und Naturlichen Klimaschutz
Ministerium fir Finanzen Baden-Wurttemberg

Gewerbe, Handel und Dienstleistungsbereich
Gebaudemodernisierungsgesetz

Gigawatt

Wasserstoff

Hektar
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IHK Industrie- und Handelskammer

KEA BW Klima- und Energieagentur Baden-Wurttemberg

KlimaG BW Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Wurttemberg
KMR Klima-MalBnahmen-Register

KMU Kleine und mittlere Unternehmen

KomS Kompetenzzentrum Spurenstoffe-BW

KSpG Kohlendioxid-Speicherungsgesetzes

K-SVR Klima-Sachverstandigenrat Baden-Wurttemberg

KTF Klima- und Transformationsfonds

LESS Low Emission Steel Standard

LGVFG Landesgemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz

LMG BW Landesmobilitatsgesetz Baden-Wurttemberg

LUBW Landesanstalt fur Umwelt Baden-Wurttemberg

LuKIFG Lander-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz

LULUCF Landnutzung, Landnutzungsanderung und Forstwirtschaft

MBW Marketing- und Absatzférderungsgesellschaft fur Agrar- und Forstprodukte
MEPS europaischen Mindestsanierungsanforderungen

MLR Ministerium fir Erndhrung, Landlichen Raum und Verbraucherschutz Baden-

Wadarttemberg / Ministerium fur Landlichen Raum, Landwirtschaft und Heimat

MW Megawatt

nEHS nationalen Emissionshandelssystem

NVBW Nahverkehrsgesellschaft Baden-Wurttemberg

OPNV Offentlicher Personennahverkehr

RKI Robert Koch-Institut

SAF Sustainable Aviation Fuels (Nachhaltige Flugkraftstoffe)
Stala Statistisches Landesamt

StromVKG Strom-Versorgungssicherheits- und Kapazitdtengesetzes
SVIKG Sondervermégen ,Infrastruktur und Klimaneutralitat”

TAB Thermischen Abfallbehandlungsanlagen
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THG Treibhausgas

TWh Terrawattstunden

UM Ministerium fir Umwelt, Klima und Energiewirtschaft Baden-Wirttemberg
UNFCCC Rahmentbereinkommen der Vereinten Nationen Uber Klimaanderungen
VM Ministerium fur Verkehr Baden-Wurttemberg

vwV Verwaltungsvorschrift



MEHR INFORMATIONEN

Klima-Sachverstandigenrat Baden-Wurttemberg
Kernerplatz 9 - 70182 Stuttgart

E-Mail: klima-sachverstaendigenrat@um.bwl.de

KLIMA-SACHVERSTANDIGENRAT
BADEN-WURTTEMBERG



klima-sachverstaendigenrat@um.bwl.de

	1 Vorwort
	2 Zusammenfassung
	3 Klimaschutz in Baden-Württemberg
	3.1 Aktuelle Entwicklungen und Beobachtungen des Klima-Sachverständigenrats
	3.1.1 Aktuelle Entwicklungen in Baden-Württemberg mit Blick auf den Klimawandel
	3.1.2 Sicht- und bewertbare Folgen des Klimawandels für Baden-Württemberg
	3.1.3 Schlussfolgerungen und Empfehlungen des Klima-Sachverständigenrats

	3.2 Einordnung des Emissionsberichts 2025 für Baden-Württemberg
	3.3 Sondervermögen „Infrastruktur und Klimaneutralität“
	3.4 Bewertung des Koalitionsvertrages und der Entwicklung des Klima-Maßnahmen-Registers

	4 Schwerpunktthema: Grüne Leitmärkte als Instrument für Innovation und Wettbewerbsfähigkeit in Baden-Württemberg
	4.1 Konzept grüner Leitmärkte
	4.2 Grüne Leitmärkte auf EU- und Bundesebene
	4.3 Leitmärkte als übergreifendes Landesinstrument
	4.4 Fazit

	5 Sektorspezifische Analyse des Fortschritts beim Klimaschutz in Baden-Württemberg
	5.1 Energiewirtschaft
	5.1.1 Einschätzung der Emissionsentwicklung bis 2025
	STROMERZEUGUNG
	ENTWICKLUNG ERNEUERBARER ENERGIEN
	FERNWÄRMEERZEUGUNG, RAFFINERIE

	5.1.2 Bewertung der Maßnahmen im KMR und Koalitionsvertrag
	KOALITIONSVERTRAG

	5.1.3 Empfehlungen

	5.2 Gebäude und Wärmeinfrastrukturen
	5.2.1 Einschätzung der Emissionsentwicklung bis 2025
	5.2.2 Bewertung der Maßnahmen im KMR und Koalitionsvertrag
	KMR UND SEKTORBERICHT GEBÄUDE
	KOALITIONSVERTRAG

	5.2.3 Empfehlungen

	5.3 Verkehr
	5.3.1 Einschätzung der Emissionsentwicklung bis 2025
	5.3.2 Die wichtigsten verkehrspolitischen Maßnahmen im Überblick
	LANDESMOBILITÄTSGESETZ
	KOMMUNALE MOBILITÄTSPLÄNE
	AKTIVE MOBILITÄT
	ELEKTRIFIZIERUNG DES STRAßENVERKEHRS
	PARKRAUMANAGEMENT
	ÖPNV

	5.3.3 Empfehlungen

	5.4 Industrie
	5.4.1 Einschätzung der Emissionsentwicklung bis 2025
	5.4.2 Bewertung der Maßnahmen im KMR und Koalitionsvertrag
	5.4.3 Empfehlungen

	5.5 Landwirtschaft
	5.5.1 Einschätzung der Emissionsentwicklung bis 2025
	5.5.2 Bewertung der Maßnahmen im KMR und Koalitionsvertrag
	KMR UND SEKTORBERICHT LANDWIRTSCHAFT

	5.5.3 Empfehlungen

	5.6 Land Use, Land use Chance and Forestry (LULUCF)
	5.6.1 Einschätzung der Emissionsentwicklung bis 2024
	5.6.2 Bewertung der Maßnahmen im KMR und Koalitionsvertrag
	KMR
	KOALITIONSVERTRAG

	5.6.3 Empfehlungen


	6 Literaturverzeichnis
	7 Abbildungsverzeichnis
	8 Tabellenverzeichnis
	9 Abkürzungsverzeichnis

